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Aus dem Vorwort 

Einige Daten aus der 
diesjährigen Ausgabe 

Die anerkannten 
Ausbüdungsberufe 1988 
Verzeichnis der anerkannten Ausbüdungsberufe nach § 6 Ahs. 2 Nr. 5 
des Berufsbüdungsrörderungsgesetzes (BerBiFG) 
vom 23. Dezember 1981 (BGBl. I S. 1692), zuletzt geändert durch das 
Gesetz vom 4. Dezember 1986 (BGBI. I S. 2190) 

mit Verzeichnis der zuständigen Stellen im Sinne des Berufsbüdungs­
gesetzes (BBIG) 

zuletzt geändert durch das Beruf'sbüdungsrörderungsgesetz 
Stand: 1. Juli 1988 

. 

Herausgeber: Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) 

Umfang 336 Seiten, Format 16,4 x 23,3 cm, kartoniert 
Preis je Stück 36,- DM zuzüglich Versandkasten 
Bestell�Nr. 6001 11462 x 

Die Ausgabe 1988 (Stand 1. Juli) bietet wiederum einen aktuellen und voll� 
ständigen Überblick über die Arbeiten zur Ordnung der beruflichen Bil­
dung im nichtschulischen Bereich. Sie stellt eine Fortschreibung und Wei­
terentwicklung früherer Ausgaben des Bundesministers für Arbeit und 
Sozialordnung und des Bundesministers für Bildung und Wissenschaft 
dar. 

• Die Gesamtzahl der anerkannten oder als anerkannt geltenden Ausbil­
dungsberufe ist gegenüber dem Vorjahr um 1 auf 382 gesunken. 

• Von den 14 im Berichtszeitraum neu geordneten Ausbildungsberufen sind 
12 unspezialisiert und 2 haben Spezialisierungen in Form von Fachrichtun­
gen bzw. Schwerpunkten. 

• Die Anzahl der Regelungen der zuständigen Stellen für die Berufsausbil­
dung Behinderter ist von 481 auf 493 gestiegen. 

• Die Zahl der Fortbildungsregelungen der zuständigen Stellen hat sich von 
I 006 auf I IOD erhöht. 

• Die Zahl der Umschulungsregelungen beträgt 28. 

• Ferner bestehen 170 Regelungen des Bundes für die berufliche Fortbil­
dung einschließlich der Meisterregelungen des Handwerks und der Um­
schulung. 

W. Bertelsmann Verlag KG 0 Postfach 1020 0 4800 Bielefeld I 0 Tel. (OS 21) 10 10 01 



Liebe Leserinnen, liebe Leser, 

der Zustrom deutschstämmiger Aussiedler aus den Staaten Osteuropas in die Bundesrepublik Deutsch­
land hat 1988 mit ca, 200 000 fursonen einen neuen Höchststand erreicht. Für 1989 ist nach jüngsten Be­
rechnungen sogar mit bis zu 350 000 Aussiedlern zu rechnen. 

Sehr viele Aussiedler stehen im erwerbsfahigen Alter. Die Erwerbsquote liegt bei den Männem um 58 %, 
bei den Frauen um 48 %. Man kann davon ausgehen, daß viele über eine berufliche Qualifikation auf 
Facharbeiterebene, als sogenannte "mittlere Fach- bzw. Führungskader" oder auf Hochschulniveau ver­
fügen. Sie sind natürlich daran interessiert, bald einen ihrer Qualifikation entsprechenden Arbeitsplatz 
zu finden lUld bringen eine hohe Arbeitsmotivation mit. Zur Integration in unsere Gesellschaft und unsere 
Arbeitswelt bedürfen sie doch in mancher Hinsicht unserer Hilfe. 

Bei vielen von ihnen stellen unvollständige oder gar fehlende Kenntnisse der deutschen Sprache das Inte­
grationshemrnnis Nr. 1 dar. A n  erster Stelle steht deshalb das Erlernen bzw, die Vervollständigung der 
Umgangssprache in allgemeinen Sprachkursen. Damit ist es jedoch nicht getan. Zur Aufnahme einer be­
ruflichen Tätigkeit ist das Beherrschen der Berufs- und Fachsprache unumgänglich. Erfahrungsgemäß 
eignen sich hierfür Kurse weniger. Hier sind die Betriebe gefordert, mit entsprechenden Maßnahmen zur 
Sprachförderung in Zusammenarbeit mit außerbetrieblichen Trägern der Weiterbildung den Aussied­
lern zu helfen. 

Nachdem die sprachlichen Hürden genommen worden sind, muß als wichtigste Integrationsphase die 
Eingliederung in den Arbeitsprozeß mit Hilfe gezielter Weiterbildungsmaßnahmen unterstützt werden. 
Hierzu gehören das Kennenlernen und Erlernen der Arbeitsverfahren und Produk:tionsmethoden in un­
seren Betrieben sowie die Unterstützung bei der sozialen Integration am Arbeitsplatz und im Wohngebiet. 

Mit den Aussiedlerfamilien k:ommen erfreulich viele Kinder und jugendliche in unser Land. Ihnen kön­
nen wir durch eine vernünftige Eingliederung in unser Ausbildungssystem die Möglichkeit eröffnen, von 
der Berufsvorbereitung über die Ausbildung in Beschäftigung zu gelangen. Hier stellen sich vor allem 
Ausbildem und Berufsschullehrem neue und nicht immer einfache Herausforderungen. Abgesehen von 
den Sprachschwierigkeiten, die es insbesondere beim schulischen Lernen zu überwinden gibt, müssen 
sich die Jugendlichen an teilweise völlig andere Unterrichts- und Unterweisungsmethoden gewöhnen, 
Die pädagogischen Qualifikationen und das pädagogische Geschick von Lehrern und Ausbildern sind 
hier besonders gefordert. Sie müssen sich vor allem mit der Situation der ihnen anvertrauten Jugendli­
chen und mit den Leben& und Lernbedingungen in ihren Herkunftsländem vertraut machen. Hierfür 
sind enge Kontakte zu den Aussiedler-Familien unabdingbar. Neben den berufsqualifizierenden und 
sprachfördemden Maßnahmen ist deshalb auch eine gezielte sozialpädagogische Betreuung für den Ein­
gliederungserfolg von großer Bedeutung. 

Der vom Bundesminister für Bildung und W issenschaft ins Leben gerufenen Konzertierten Aktion Weiter­
bildung wfude es gut anstehen, wenn sie die Probleme aufgreifen und von allen gesellschaillichen Grup­
pen getragene Lösungskonzepte erarbeiten würde. 

Zu Zeiten der Ausbildungsplatznot haben sich in den Regionen "Ausbildungsplatzkonferenzen" bewährt, 
Die W iederbelebung dieses Instruments mit dem Ziel, Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen für Aussied­
ler vor Ort - getragen von allen gesellschaftlichen Gruppen - aufeinander abZllstimmen, dürfte die Inte­
grationschancen erheblich verbessern und fördern. 

Im Bundesinstitut tur Berufsbildung wird ebenfalls daran gearbeitet, die berufliche Eingliederung von 
Aussiedlern zu erleichtern: 

• Zur Beurteilung der Gleichwertigkeit beruilicher Zeugnisse und Qualifikationen hat das Bundesinstihlt 
Studien über die berufliche Bildung in einigen osteuropäischen Ländern veröffentlicht. Sie enthalten 
Hinweise darauf, welche Facharbeiter- und Meisterqualiflkationen denen in der Bundesrepublik ent­
sprechen und sind deshalb besonders für Behörden und zuständige Stellen wichtig, die diese Fragen 
beurteilen müssen, Diese Studien werden zur Zeit auf den neuesten Entwicklungsstand gebracht. 

• Mit einem Modellversuch zur beruflichen Integration von Aussiedlern werden zur Zeit Maßnahmen 
und Methoden der beruflichen Weiterbildung auf ihre Eignung als Integrationsinstrument überprüft. 
Aus diesem Modellversuch werden Erkenntnisse darüber erwartet, wie die berufliche Bildung für 
Aussiedler zweckmäßig zu planen ist und welchen personellen und fmanziellen Einsatz spezielle 
Weiterbildungs- und Umschulungsmaßnahmen erfordern. Für die Aus- und Weiterbildung von Lehr­
personal werden Aussagen zu den besonderen Lernbedingungen und Lernvoraussetzungen der Au& 
siedler erwartet. 

Hennann Schmidt 
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IM BLICKPUNKT 

Die Berufswelt der 90er Jahre - Konsequenzen 
für die Berufsausbildung 

Helmut Pütz 

Aussagen über die Zukunft der Berufswelt sind ein spannendes, aber doch stets unsicheres 
Unterfangen: Denn was sich wirklich einstellen wird, ist immer Buch abhängig von inteme­

lionalen Entwicklungen, vom Mcrrktgeschehen, von wirtschafts-, arbeitsmarkt- und sozialpo­
litischen Entscheidungen und somit nicht antizipierber, Allerdings können Trends der jünge­
ren Zeit abgelesen und vorsichtig fortgeschrieben werden, tun daraus Schlüsse zu ziehen. 

Zuniichst werden Veränderungen der Berufsstmktur und der mit der Ausbreitung neuer 
Techniken verbundenen Qualifikationsanforderungen skizziert, um dann Entwicklungen der 
Berufsausbildung, ihrer Inhalte und Formen zu formulieren. Schließlich wird kurz auf einige 
Konsequenzen für die Ausbildung von Ausbildern eingegangen. 

Helmut PÜtZ, Dr, phil. 
Stellvertretender Generalsekretär des 
Bundesinstituts für Berufsbildunq 

Auf dem Weg in die 
Dienstleistungsgesellschaft 

Auch wenn die industrielle Produk­
hon nach wie vor das Zentrum un­
serer Wirtschaft bildet � wir befin­
den uns auf dem langen Marsch in 
die Dienstleistungsgesellschaft � 

und ein gutes Stück Wegs dahin 
liegt bereits hinter uns, auch wenn 
die Bundesrepublik laut OECD­
Statistik nach wie vor das Land mit 
dem höchsten Beschäftigungsan­
teil im produzierenden Gewerbe 
ist, der tertiäre Sektor, also die Ge­
samtheit der Arbeitsstätten mit 
dem Schwerpunkt distributive, kon­
sumtive und soziale Dienstleistun­
gen, wird seinen Beschäftigtenan­
teil, der 1987 bei 54 % lag, weiter 
ausdehnen. 

Deutlicher wird der bereits er­
reichte Stand der Dienstleistungs-
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gesellschaft, wenn man den Tätig­
keitsschwerpunkt der Erwerbstäti­
gen zugrunde legt: 1985 waren nur 
noch 21,5 % der Erwerbstätigen (5,4 
Mio.) überwiegend mit dem Produ­
zieren, Gewinnen und Herstellen 
von Gütern befaßt. Bei 53 % stan­
den Infrastruktur-, Verkaufs- und 
Verwaltungsaufgaben im Mittel­
punkt der Arbeit; 10,7 % übten Tä­
tigkeiten im Bereich Forschung, 
Entwicklung und Disposition aus; 
neben diesen produktionsnahen 
Dienstleistungen erbringen 150/0 
der Erwerbstätigen Dienstleistun­
gen im engeren personalen und 
sozialen Sinn (pflegen, sichern, be­
raten, unterrichten, unterhalten), 
Aber auch in der Produktion selbst 
treten die produktiven Tätigkeiten 
zurück: Nur noch ein Drittel der 
Produktionsarbeiter war mit 
Fertigungs- und Montagearbeiten 
befaßt. Mehr und mehr werden 
Einstellung, Warten, Steuerung, Re­
paratur zum Arbeitsschwerpunkt. 

Der Trend zu produktions- oder 
personenorientierten Dienstlei­
stungen wird sich in den 90er J ah­
ren weiter fortsetzen. Die Bundes­
republik hat hier noch einen Nach­
holbedarf. Allerdings: Beschäfti­
gungswunder sind nicht zu erwar­
ten. Trotz hohem Bedarf an gesell­
schaftsbezogenen Dienstleistun­
gen sind angesichts staatlicher 
Sparmaßnahmen die Spielräume 
begrenzt (übrigens auch für die 
Berufsbildungsforschung), Wachs­
tumspotentiale liegen möglicher­
weise im Freizeitbereich (unter der 
Voraussetzung steigender Einkom­
men) und wohl noch am ehesten 
bei ausgelagerten wirtschaftsbezo-

genen Dienstleistungen wie Ent­
wicklung, Beratung, Marketing, 
Wartung. Hier liegen besonders 
Chancen für kleine Unternehmen, 
Bei einem durchschnittlichen Wirt­
schaftswachstum von 2,5 % könnten 
laut IAB/PROGNOS-Studie1) bis 
zum Jahre 2000 die Arbeitsplatzver­
luste im primären und sekundären 
Sektor durch Beschäftigungszunah­
men im Dienstleistungssektor kom­
pensiert werden � damit ist aber 
den Arbeitslosen von heute nicht 
geholfen. 

Auswirkungen der 
neuen Techniken auf die 
Berufswelt 

Die Informations- und Kommunika­
tionstechnik mit ihren vielfältigen 
Anwendungsgebieten wird in den 
90er Jahren die Mehrzahl der Ar­
beitsplätze m unterschiedlicher 
Weise beeinflussen und zu weite­
ren Rationalisierungen und zur Ver­
schiebung von Beschäftigungspo­
tentialen führen. 

Über die bisherige Entwicklung 
gibt eine Untersuchung Auskunft, 
die das Bundesinstitut zusammen 
mit dem IAB 1985/86 durchgeführt 
hat. 2) Danach wird die Verbreitung 
der Mikroelektronik in der Ar­
beitswelt vielfach überschätzt. Et­
wa jeder fünfte Beschäftigte in der 
Bundesrepublik benutzt heute pro­
grammgesteuerte Arbeitsmittel 
wie Computer, elektronische Kas­
sen, CNC-Maschinen und ähnli­
ches. Nur jeder Dritte hiervon be­
zeichnet diese Geräte jedoch als 
sein Hauptarbeitsmittel; dies ist 
nach wie vor das Schreibzeug, Die 
Arbeitsplatzbetroffenheit und die 
Verbreitung moderner Techniken 
ist im Büro wesentlich größer als in 
der Produktion. 43 % der Bürokräf­
te und Sachbearbeiter, aber nur 
10 % der Facharbeiter arbeiten mit 
programmgesteuerten Arbeitsmit­
teln. Männer und Frauen benutzen 
programmgesteuerte Arbeitsmittel 
zu gleichen Teilen, Bis zur Jahrhun­
dertwende wird damit gerechnet, 
daß diese modernen Techniken 
bei etwa zwei Dritteln der Arbeits­
plätze Eingang gefunden haben. 

3 
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Die davon betroffenen Arbeitneh­
mer werden voraussichtlich in den 
nächsten 10 Jahren in der Lage sein 
müssen, mit den neuen Techniken 
umzugehen. 

Welche Wirkungen hat die Aus­
breitung der neuen Techniken für 
die Berufe? Die neuen Techniken 
verändern zwar die Inhalte der Be­
rufe, führen aber nicht zu völlig 
neuen Berufsbildern oder einer 
völlig anderen Berufsstruktur. Der 
elementare Unterschied zu ande­
ren Ländern, wie z. B. den USA, 
liegt darin, daß in der Bundesrepu­
blik neue Techniken in bestehende 
Berufe integriert werden. Dadurch 
ist die Masse der Erwerbstätigen 
gezwungen, mit neuen Techniken 
umzugehen und sich auf die geän­
derten Anforderungen einzustel­
len. 

Als Folge der Ausbreitung der 
Infonnations- und Kommunikations­
technik zeichnet sich in den tech­
nisch-gewerblichen Berufen eine 
Verlagerung menschlicher Arbeit 
von der Handarbeit hin zu Pla­
nungs-, Steuerungs-, Kontroll- und 
Reparaturtätigkeiten ab. 

In den kaufmännisch-verwaltenden 
Berufen und im weiten Feld der 
Dienstleistungen werden durch 
den Einsatz der Informations- und 
Kommunikationstechnik die bishe­
rigen administrativen Routineauf­
gaben sowie noch weitere, formali­
sierbare Tätigkeiten fortschreitend 
automatisiert werden. Die qualifi­
zierte Fachkraft wird sich - bei po­
sitiver Entwicklung - vermehrt 
Problem- und Sonderfällen sowie 
unmittelbar sozialkommunikativ zu 
bewältigenden Aufgaben zuwen­
den. 

Durch die Optimierung der Pro­
duktionslogistik sowie infolge der 
steigenden Vernetzungsmöglich­
keiten mittels Informations- und 
Kommunikationstechnik werden 
verschiedene Tätigkeits- und Funk­
tionsbereiche integrierbar. Das be­
deutet eine gewaltige Zunahme an 
Komplexität in der Arbeitswelt ver­
bunden mit einer wachsenden 
Standardisierung der Aufgabenbe­
wältigung. 
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Mit der Informations- und Kommu­
nikationstechnik erhöht sich der 
Freiheitsgrad der Arbeitsorganisa­
tion. Es mehren sich die Anzeichen 
für die Reduktion der Arbeitstei­
lung; eine Tendenz zu eher ganz­
heitlicher Arbeitsgestaltung (zu­
mindest in einigen Branchen) läßt 
sich beobachten, was mit der Not­
wendigkeit zur Höherqualifizie­
rung und zum Aufbau einer umfas­
senden beruflichen Handlungsfä­
higkeit einhergeht. Dies schafft 
Chancen für die besser Qualiflzier­
ten und damit aber auch Benach­
teiligungen für die weniger Qualifi­
zierten (Segmentation von Kern­
und Randbelegschaften). 

Die Dezentralisierung von Arbeits­
tätigkeiten und Verantwortlichkei­
ten ist denkbar, aber auch die ge­
genläufige Tendenz zur erhöhten 
Zentralisierung. Es ergeben sich 
Möglichkeiten für die zeitliche und 
räumliche Entkopplung ("F1exibili­
sierung") von Arbeit; sie würde 
eine V ielzahl neuer Arbeitsformen 
nach sich ziehen und unmittelbar 
die Organisation und Durchfüh­
rung beruflicher Bildung be­
rühren. 

Mit der Ausbreitung der Informa­
tions- und Kommunikationstechnik 
eröffnen sich neue berufliche 
Handlungsfelder. Andererseits sind 
auch restriktive und freisetzende 
Effekte nicht zu übersehen, insbe­
sondere für Arbeitsplätze mit Hilfs­
und Routinetätigkeiten, die häufig 
vor allem mit Frauen besetzt sind. 

Das Vordringen der Informations­
und Kommunikationstechnik för­
dert im allgemeinen den Höher­
qualifIZierungsprozeß, wie er be­
reits in der Vergangenheit abzule­
sen war. Dies läßt sich beispielhaft 
an der Umstellung der Produk­
tionsverfahren in der Automobilin­
dustrie nachvollziehen: Während 
in der Vergangenheit in der tradi­
tionellen F1ießbandproduktion 
auch Ungelernte nach einem rela­
tiv kurzen Anlernprozeß eingesetzt 
werden konnten, Facharbeiter für 
die Instandhaltung verantwortlich 
waren und Techniker lingenieure 
für die Qualitätssicherung, werden 
künftig für Produktion, lnstandhal-

tung und Qualitätssicherung Teams 
von Facharbeitern und Ingenieu­
ren eingesetzt, in denen Ungelern­
te keinen Platz mehr haben. Hier­
für wird ein neuer Typ von Fachar­
beiter benötigt, der die Grundla­
gen der Metall- und Elektrotechnik 
beherrscht, weitgehend selbstän­
dig plant, durchführt und kontrol­
liert und in den Produktionsprozeß 
steuernd eingreifen kann. Um sich 
den Nachwuchs an solchen fach­
kräften zu sichern, tritt in den gro­
ßen Unternehmen neben die Pla­
nung der Sachinvestitionen zuneh­
mend eine längerfristige Personal­
einsatlplanung mit entsprechen­
den Vorstellungen über den Aus­
und Weiterbildungsbedarf. 

Ist das Beispiel der Automobilindu­
strie verallgemeinerbar? Sicher 
scheint, daß sich das Angebot an 
Arbeitsplätzen für UnqualifIZierte 
rapide reduziert: 
Nach der IAB/PROGNOS-Projek­
tion bis zum Jahr 2000 um 3 Mio. auf 
1,5 Mio. 

Es bleibt jedoch festzuhalten, daß 
es keine einheitliche Qualiflka­
tionsentwicklung gibt. Die Anfor­
derungsprofile in den einzelnen 
Branchen verändern sich in sehr 
unterschiedlichem Maß. Innerhalb 
einer Branche, sogar innerhalb 
eines Unternehmens finden Höher­
und Dequalifizierungsprozesse ne­
beneinander statt. Das Vordringen 
der Mikroelektronik fördert den 
Höherqualifizierungsprozeß nur 
dann, wenn die in ihr angelegten 
Möglichkeiten zur Reduzierung 
oder Aufhebung der Arbeitstei­
lung voll genutzt werden, was nicht 
zwangsläufig geschieht. 

Die konkreten Wirkungen der 
Informations- und Kommunikations­
technik auf die Beschäftigungs­
möglichkeiten, auf die Gestaltung 
von Arbeit, auf Qualifikationsanfor­
derungen und berufliche Bildung 
insgesamt hängen wesentlich von 
den organisatorischen Entschei­
dungen der Betriebe (Institutionen, 
Behörden) über den Technikein­
satz und dabei von der Berücksich­
tigung gesellschaftspolitischer For­
derungen, wie "Humanisierung 
der Arbeitswelt", ab. 
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Die Auszubildenden der 
90er Jahre - was kommt 
auf die Betrieb e, auf die 
Ausbilder zu? 

Der Trend zur Höherqualifizierung 
ist nicht nur Ergebnis steigender 
Anforderungen im Zuge der Aus­
breitung neuer Techniken, er ist 
auch von der relativ unabhängig 
davon sich ändernden Vorbildung 
der ins Erwerbsleben Eintreten­
den bestimmt. 

Die starke Bildungs- und Ausbil­
dungsexpansion in den letzten 25 
Jahren hat die Qualifikationsstruk­
tur in der Bundesrepublik: rasant 
verbessert. Jeder 10. hat inzwi­
schen einen Hoch- oder Fachhoch­
schulabschluß; im Dienstleistungs­
bereich sind dies bereits 23 %. Auf 
der anderen Seite sank zwischen 
1976 und 1985 der Anteil der Unge­
lernten von über 33 % auf knapp 
24 % (einschließlich Auszubilden-
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der: von 37,5 % auf 29,7 %); bei den 
in Beschäftigung Eintretenden liegt 
ihr Anteil nur noch bei 10 %. Korre­
spondierend erhöhte sich die Zahl 
der Erwerbstätigen mit betriebli­
cher/schulischer Ausbildung oder 
Fachschulabschluß von 55 auf über 
60 %. 

Nach der bereits erwähnten lAB! 
PROGNOS-Projektion ergibt sich 
bis zum Jahr 2000 ein Ausgleich von 
Angebot und Nachfrage auf allen 
drei Qualifikationsebenen: Unge­
lernte: ca. 18 %, Hochschulabsol­
venten: ca. 15 %, mit beruflichem 
Abschluß: ca. 63 % der Erwerbstä­
tigen. Dramatisch, in einem relativ 
kurzen Zeitraum, hat sich die Vor­
bildung der eine Ausbildung Begin­
nenden nach oben verschoben. 
Gleichzeitig mit der Zunahme höhe­
rer allgemeinbildender Schulab­
schlüsse ist das Interesse an einer 
dualen Ausbildung von Schulab­
gängern seit Mitte der 70er Jahre 
gleichmäßig gestiegen. Zugleich 
hat auch das Durchschnittsalter 
der Auszubildenden stetig zuge-

nommen (zwei Drittel sind heute 18 
Jahre und älter). 

Während noch 1979 knapp 50 % 
der Schulabgänger einen Pflicht­
schulabscnluß erreichten und wei­
tere 20 % ohne einen solchen Ab­
schluß blieben, haben sich diese 
Anteile 1986 auf 33 % bzw. 8 % re­
duziert. Der Anteil der Studienbe­
rechtigten hat sich dagegen auf 
über 27 % mehr als verdoppelt. 
Diese Entwicklung hat sich auf die 
Vorbildungsstruktur in der betrieb­
lichen Berufsausbildung voll aus­
gewirkt. Während 1970 noch rund 
80 % der Lehrlinge nur über einen 
Pflichtschulabschluß verfügten, lag 
dieser Anteil im letzten Jahr bereits 
unter 40 %. Gleichzeitig stieg die 
Zahl der Abiturienten im dualen 
System von 3 % auf 16 %. Jeder drit­
te Abiturient, knapp 100000, be­
gann im vergangenen Jahr eine be­
triebliche Berufsausbildung Im 
dualen System. Der Anteil der 
Hochschulberechtigten an den 
Ausbildungsbeginnern dürfte im 
Jahre 2000 je nach wirtschaftlicher 
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Entwicklung zwischen 25 % und 
30 % liegen, der Anteil der Haupt­
schüler dürfte auf ein Drittel oder 
weniger zurückgehen. 

Infolge des steigenden Bildungsni­
veaus und der tendenziell höheren 
Anforderungen in der Berufsaus­
bildung entstehen neue Probleme. 
Die steigende Bedeutung kogniti­
ver Fähigkeiten könnte faktische 
Zugangsvoraussetzungen, die sich 
schon heute abzeichnen, weiter 
verstärken und zu einer Segmen­
tierung des Ausbildungsstellen­
marktes führen. 

Dieser Tendenz muß entgegenge­
wirkt werden. Es darf nicht dazu 
kommen, daß eine Reihe von Beru­
fen des dualen Systems für Haupt­
schüler faktisch nicht mehr zu­
gänglich ist. Die Veränderung der 
Schulabgängerstruktur verändert 
auch die Ansprüche der Jugendli­
chen an Formen, Methoden und In­
halte der Ausbildung. 

Konsequenz aus der Entwicklung 
der Alters- und Vorbildungsstruktur 
der Auszubildenden muß eine dif­
ferenziertere Ausbildung sein, die 
den veränderten unterschiedlichen 
Voraussetzungen Rechnung trägt. 

Eine solche Konsequenz wird ins­
besondere auch durch die demo­
graphische Entwicklung nahege­
legt. Mitte der 90er Jahre dürfte die 
Nachfrage nach betrieblichen Aus­
bildungsplätzen auf unter 450 000 
sinken gegenüber 764 000 auf dem 
Höhepunkt der Nachfrage im Jahre 
1984 und 680000 im Jahre 1987 (sie­
he Schaubild, Seite 5). Danach ist 
bei konstantem Übergangsverhal­
ten mit einem leichten Anstieg bis 
zum Jahr 2000 zu rechnen, aller­
dings nicht über 600000. Das be­
deutet: Der Ausbildungsstellen­
markt wandelt sich vom Nachfrage­
zum Angebotsmarkt. 

Qualifikation -
Zentralbegriff der neuen 
Ausbildungsordnungen 

Im Zusammenhang mit 
- der Verbreitung der Informa-
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tions- und Kommunikationstech­
nik und der sich damit eröffnen­
den Möglichkeiten einer inte­
grierten und dezentralisierten 
Arbeitsorganisation, 

- dem erwarteten rascheren Ver­
fall spezialisierter Fachkenntnis­
se und Fertigkeiten einerseits 
und der Notwendigkeit wach­
sender Flexibilität im Arbeits­
handeIn andererseits sowie 

- der steigenden Unsicherheit, 
den Qualifikationsbedarf des 
Beschäftigungssystems hinläng­
lich genau und rechtzeitig zu 
prognostizieren, 

wird zunehmend von allen Seiten 
eine Berufsbildung gefordert, die 
ergänzend zur berufsspezifischen 
Fachkompetenz grundlegende, 
langfristig und breit verwertbare 
("Basis-", "Schlüssel-")Qualifikatio­
nen vermittelt bzw. fördert. Es be­
steht weitgehend Konsens darüber, 
daß erst durch die Verbindung 
fachspezifischen Wissens und Kön­
nens mit diesen fachübergreifen­
den Qualifikationen jene berufli­
che und individuelle Handlungs­
kompetenz aufgebaut und weiter­
entwickelt werden kann, die künf­
tig zur effektiven Arbeitsbewälti­
gung und A rbeitsgestaltung not­
wendig ist und die Beschäftigungs­
chancen des einzelnen erhöht. 

Diese Neuorientierung der berufli­
chen Bildung hat bereits ihren Nie­
derschlag in den neuen Ausbil­
dungsordnungen gefunden und 
leitet die noch zu erledigenden 
Ordnungsverfahren, wie vor allem 
auch die Umsetzung der Neuord­
nung im kommenden Jahrzehnt. 

Insgesamt gesehen weist die Ent­
wicklung der Facharbeiter-/Fach­
angestelltenberufe in die gleiche 
Richtung: breite Basis, Entspeziali­
sierung unter Beibehaltung des Be­
rufsprinzips. Von 1970 bis heute 
ging die Zahl der anerkannten Aus­
bildungsbenife von 600 auf 382 zu­
rück. Dieser Konzentrationsprozeß 
wird sich bei etwa 300 bis 320 Aus- -
bildungsberufen einpendeln. 

Bei der Entwicklung der neuen 
Ausbildungsberufe spielte der Be­
griff "Facharbeiterqualifikation

" 

eine zentrale Rolle. Der Begriff ist 

alt, der Verwendungszusammen­
hang neu. In ihm findet die Denk­
richtung der wirtschafts- und be­
rufspädagogischen Theoriebil­
dung über das Lernen als einer 
speziellen Form des HandeIns ih­
ren Niederschlag. Sie gibt einen 
wesentlichen Impuls für die neue 
Definition der Qualifikation, die auf 
einer handlungsorientierten Di­
daktik beruht. 

Nach den neuen Ausbildungsord­
nungen ist die Facharbeiterqualifi­
kation mehr als die Summe der tra­
ditionellen Kenntnisse und Fertig­
keiten, wie sie normalerweise für 
die Facharbeiterausbildung vorge­
schrieben waren. Der Qualifika­
tionsbegriff wird in den Ausbil­
dungsvorschriften für die Metall­
berufe folgendermaßen be­
schrieben: 

"Die in dieser Verordnung ge­
nannten Fertigkeiten und Kennt­
nisse sollen so vermittelt wer­
den, daß der Auszubildende ... 
zur Ausübung einer qualifizier­
ten beruflichen Tätigkeit befä­
higt wird, die insbesondere 
selbständiges Planen, Durchfüh­
ren und Kontrollieren ein­
schließt. Die Befähigung ist auch 
in den Prüfungen nachzuwei­
sen." 

Den Kern der Qualifikationen bil­
den nach wie vor fachliches Kön­
nen und W issen. Ein Dreher oder 
Fräser, der ein Werkstück an der 
CNC-Maschine bearbeitet, benö­
tigt nach wie vor solide Grund­
kenntnisse über die Zusammen­
hänge von Werkstoffen, Werkzeug, 

Schnittgeschwindigkeiten, Vor­
schub und Spanbildung. Auch die 
kaufmännischen Sachbearbeiter 
müssen das ABC dieses Berufs er­
worben haben, um die Relevanz 
der Informationen bewerten zu 
können, die ihnen der Computer 
liefert. 

Der neugefaßte Qualifikationsbe­
griff zielt jedoch neben der Moder­
nisierung des Fachwissens und 
-könnens auf eine erweiterte Fach­
kompetenz mittels berufsübergrei­
fender Qualifikationen. Drei Kate­
gorien solcher Qualifikationen las­
sen sich unterscheiden: 
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1. Grundlegende fachbezogene 
Kenntnisse und Fähigkeiten, die 
in verschiedenen Berufen! Ar­
beitsbereichen gebraucht wer­
den (z. B. Elektronikkenntnisse 
auch in Metallberufen, kaufmän­
nische Grundbegriffe auch in 
technischen Berufen); 

2. arbeitsmethodische und techno­
logiehezogene Qualifikationen 
(z. B. für die Bewältigung planeri­
scher und organisatorischer Auf­
gaben oder die effektive Benut­
zung der neuen computerisier­
baren Arbeitsmittel); 

3. persönlichkeitshezogene, d. h. 
soziale, intellektuelle und motiva­
tionale Fähigkeiten (z. B. Koope­
rativität, Empathie, Selbständig­
keit, Kreativität, Zusammen­
hangsverständnis, Bereitschaft, 
ständig weiterzulernen). 

Die zu vermittelnden Qualifikatio­
nen werden als wirksame Instru­
mente gesehen, um die Verwen­
dung von Technik, die Strukturie­
rung und Organisation von Arbeit 
sowie ihre Ergebnisse zu beein­
flussen, 

Unverzichtbar für alle Berufe wird 
künftig in noch größerem Ausmaß 
als bisher eine solide Allgemein­
bildung, d. h. neben einer informa­
tionstechnischen Grundbildung 
die Beherrschung der Sprache 
und der Grundregeln der Mathe­
matik. 

Angesichts der weiteren Ausbrei­
tung der technischen Systeme 
scheint es geboten, sich in der Be­
rufsausbildung stärker auf die 
Qualifikationen zu konzentrieren. in 
denen die Maschine auch in Zu­
kunft kaum in Wettbewerb mit den 
Menschen treten dürfte, 

Aber, so wird angesichts dieser an­
spruchsvollen Qualifikationsziele 
häufig gefragt. ist denn ein normal 
begabter Pflichtschulabsolvent 
oder gar ein lemschwächerer Ju­
gendlicher überhaupt in der Lage, 
die anspruchsvollen Qualifikations­
anforderungen zu erfüllen? Hier ist 
allerdings darauf zu achten. daß 
auch in Zukunft die Ausbildungs­
berufe allgemein zugänglich und 
zu bewältigen bleiben. Die Anfor-
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derungen in den Ausbildungsberu­
fen dürften jedoch auch künftig so 
unterschiedlich sein. daß sich so­
wohl hochbegabten als auch 
schwächer lernenden Jugendli­
chen Möglichkeiten der berufli­
chen Qualifizierung bieten. Ohne 
staatliche Förderung, wie z. B. mit 
dem "Benachteiligtenprogramm" 

der Bundesregierung. wird dies 
für Lemschwächere nicht zu ver­
wirklichen sein. 

Wie qualifIzieren? 

Der beschriebene vollzogene und 
zu erwartende Strukturwandel der 
Berufe, veränderte Voraussetzun� 
gen der Auszubildenden und die 
Neufassung des Ausbildungszieles 
erfordern eine neue pädagogische 
Gestaltung des Qualifizierungspro­
zesses. 

Um neben den fachlichen Inhalten 
auch fachübergreifende Basis- und 
Querschnittsqualifikationen zu ver­
mitteln, müssen handlungsorien­
tierte Lehr- und Lemformen ent­
wickelt werden. Hiennit verbun­
den sind etwa folgende Fragen: 
- Wie kann man sich neue Kennt­

nisse selbständig aneignen? 
- Wie kann man Arbeitsaufgaben, 

die selbständiges Tätigwerden 
zulassen, in den Produktions­
oder Dienstleistungsprozeß des 
Betriebes integrieren? 

- Wie kann Eigenverantwortlich­
keit frühzeitig unter Produktions­
bedingungen vermittelt wer­
den? 

- Wie erhöht man die Fähigkeit 
zur Mitgestaltung des Arbeits­
prozesses, wenn der Begriff der 
"partizipativen Führung" im Be­
trieb noch unbekannt ist? 

In den vergangenen 10 Jahren ha­
ben über 50 U ntemehmen in der 
Bundesrepublik Deutschland zu­
sammen mit dem Bundesinstitut für 
Berufsbildung in zahlreichen Mo­
dellversuchen vielfältige Ansätze 
zur Weiterentwicklung von Ausbil­
dungsmethoden, WIe z. B. der 
Projekt- und Leittextmethode oder 
der Juniorenfinna, erprobt. Es han­
delt sich dabei um Modelle be-

trieblicher Ausbildung, die vor al­
len Dingen den Erwerb von Lernfä­
higkeit und nicht die Vermittlung 
abfragbaren Wissens oder routine­
hafter Fähigkeiten zum Gegen­
stand haben. 3) 

Besondere Bemühungen sind künf­
tig bei sinkender Ausbildungs­
platznachfrage im Hinblick auf ver­
schieden vorgeprägte Auszubil­
dende gefordert. 

Eine differenzierende Ausbildung, 
die den jeweiligen Voraussetzun­
gen Rechnung trägt. muß brachlie­
gende Qualifikationspotentiale er­
schließen. Das gilt für Mädchen. 
für ausländische Jugendliche, für 
lemschwächere und behinderte 
Jugendliche. 

Wie Modellversuchsergebnisse 
des Bundesinstituts belegen, kann 
durch Intensivierung der Ausbil­
dungsmaßnahmen, individuelle 
Verlängerung der Ausbildungszeit 
und besondere persönliche, oft so­
zialpädagogische Betreuung die 
Erfolgsrate in der beruflichen Qua­
lifizierung dieser Jugendlichen er­
heblich gesteigert und damit ihre 
Chance für einen ihrer Qualifika­
tion entsprechenden Arbeitsplatz 
verbessert werden. 

Mit Blick auf die zukünftige Ent­
wicklung auf dem Ausbildungs­
markt ist zu empfehlen, diesen 
Gruppen in Zukunft stärkere Be­
achtung zu schenken, nicht nur im 
Sinne des Gleichbehandlungsge­
bots des Rechts- und Sozialstaates, 
sondern auch im Sinne einer zu­
kunftsorientierten Personalplanung 
und im wirtschaftlichen Eigeninter­
esse der Betriebe. 

Anmerkungen 
1) Prognos AG et a1; Die Zukunft der Arbeitsland­

schaft, In: Beiträge wr Arbeitsmarkt- und Be­
rufsforschung, Heft 94. 1988. 

I) Bundesinstitut fUr Berufsbildung, Institut für 
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundes. 
anstalt rur Arbeit (Hrsq.); Neue Technologien: 
Verbreitungsgrad, Qualifikation und Arbeitsbe­
dingunoen. In: Beiträge zur Arbeitsmarkt- \Uld 
Berufsforschunq, Heft US. 1981. 

� Vgl. daw: Selka. R.. Conrad. P.; Leittene - ein 
We<J zu selbstltndigem Lernen, Berlin. 1981, 
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Auswahl der Teilnehmer/innen für 

betriebliche Umschulungen durch das Arbeitsamt 

Welche Chancen haben die bisher in der beruflichen Weiterbildung 
Benachteiligten? 

Margitta Klähn / Brigitte Melms / Helena Podeszfa 

In der BWP 6/88 wurde dargestellt, warum Betriebe Umschulungen dUlchfiJhren, welche 
Anforderungen sie aß betriebliche Umschüler/innen stellen und welche Probleme sie bei 
der Durchführung der Umschulung sehen. 

Im folgenden Beitrag wird die Auswahl der Thilnehmer/innen filr betriebliche Umschulun­
gen durch das Arbeitsamt beschrieben. Hierbei wird deutlich, daß sich die Arbeitsbers­
ter/innen bei der Auswahl an den geschilderten betrieblichen Erwartungen orientieren. Es 
wird dabei insbesondere darauf eingegangen, welche Chancen arbeitsmarktpolitische 
Zielgruppen haben, in diese Maßnahmen zu gelangen. 

Beide Beiträge basieren auf Ergebnissen eines vom Bundesinstitut für Berufsbildung durch­
gefilhrten Projektes zum Thema sbschlußbezogene Umschulung in Klem- und Mittelbetrie­
ben. Es handelte sich um eme qualitative Untersuchung mit dem Ziel, Erkenntnisse ilber 
Strukturen und Probleme abschlußbezogener Fbrtbildungs. und UmschuJungsmaßnahmen 
in Klein- und Mittelbetrieben zu gewinnen sowie praktizierte Lösungsansätze zu ermitteln. ') 

Margitta Klähn 
BildunQSökonomin M.A., wissenschaftliche Mitar­
beiterin 

Brigine Melms 
Ausbildung im kaufmä.nnischen Bereich, MilaJ:bei­
terin 

Helena Podeszfa 
Oiplom-Päd�, wissenschaftliche Mitarbeiterin 

Die Autorinnen sind in der Hauptabtellung 4 "Er­
wachsenenbildungsforschung" des Bundesinsti­
tuts fÜI Berufsbildull9 beschäftiq!. 

Ausgangssituation 

Die Benachteiligung bestimmter 
Gruppen von Arbeitnehmern/in­
nen in der beruflichen Weiterbil­
dung ist seit langem bekannt und 
durch eine im Auftrag des Bundes­
ministers für Bildung und Wissen­
schaft durchgeführte repräsentati­
ve Erhebung zum Weiterbildungs­
verhalten erneut bestätigt worden 
(INFRATEST, 1987). Ein weS€ntli­
ches Ergebnis dieser Studie lautet: 
Es gibt nach wie vor erhebliche 
Unterschiede in der beruflichen 
Weiterbildungsbeteiligung je nach 
beruflichem Status und je nach be­
ruflicher Qualifikation. Die gering­
ste Weiterbildungsbeteiligung hat­
ten 1985 mit 3 % Arbeitnehmerhn­
nen ohne abgeschlossene Berufs­
ausbildung (vgl. ebda. S. 23). Die 
nach wie vor hohe Arbeitslosigkeit, 
die nachgewiesenen höheren Ar­
beitsmarktrisiken für Arbeitneh­
mer/innen ohne abgeschlossene 
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Berufsausbildung sowie die Unter­
repräsentanz bestimmter Gruppen 
von Arbeitnehmern/innen in der 
beruflichen Weiterbildung und auf 
der anderen Seite ein gewisser 
Fachkräftebedarf in bestimmten 
Berufsbereichen und Regionen ha­
ben zur Forderung nach einer 
"Qualifizierungsoffensive" geführt. 
Die betrieblichen Bildungsmaß.­
nahmen oder Maßnahmen mit Pra­
xisanteilen im Betrieb werden we­

gen des Praxisbezugs für die be· 
rufliche Eingliederung Arbeitslo­
ser als vorteilhaft eingeschätzt (vgl. 
RUNDERLASS 50/86 sowie 91/85). 

Drei Jahre nach Beginn der "Quali­
fizierungsoffensive" zeigen Daten 
des Instituts für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung, daß es bisher 
nicht gelungen ist, die in der beruf­
lichen Weiterbildung Benachteilig­
ten stärker in betriebliche Maßnah· 
men einzubeziehen (vgl. JAB-Kurz­
berichte 1986, S. 40 und 48, sowie 
1987, S. 104). 

Es sieht so aus, daß Kritiker/innen 
der Zielsetzungen der "Qualiflzie­
rungsoffensive", die die Auswahl­
kriterien des Arbeitsamtes für Teil­
nehmerlinnen an betrieblichen 
Maßnahmen bemängeln, Recht be· 
hielten. So stellt z. B. Adamy fest: 
"Allzu häuflg werden den Betrie­
ben nur jene Teilnehmerlinnen zu­
gewiesen, (die) den Arbeitsämtern 
keine Schande machen" (ADAMY, 
1986, S. 370). 

Auch wir sind in unserer Untersu­
chung über abschlußbezogene 
Fortbildungen und Umschulungen2) 
in Klein- und Mittelbetrieben zu 
dem Ergebnis gekommen, daß die 
Arbeitsberater/innen bei der Aus­
wahl der betrieblichen Teilneh­
merlinnen strengere Kriterien an­
legen als bei der Auswahl von Teil­
nehmern/innen für außerbetriebli­
che Umschulungen. 

Wir gehen im folgenden der Frage 
nach, ob unter den gegenwärtigen 
Bedingungen diese Auswahlpraxis 
von Teilnehmern/innen sinnvoll 
bzw. nicht geradezu notwendig ist. 

Die Auswahl der Teil­
nehmerlinnen für betrieb­
liche Umschulungen 

Die Ergebnisse unserer Befragung 
von Arbeitsberaternlinnen zeigen 
einen wichtigen Unterschied bei 
der Auswahl von Thilnehmern/in­
nen für eine betriebliche und 
außerbetriebliche Umschulung. 
Die Mehrzahl der befragten Ar­
beitsberater/innen gab an, an be­
triebliche Umschulungsteilneh­
merhnnen höhere Anforderungen 
zu stellen. 

"Die betrieblichen Umschüler 
werden nach strengeren Krite­
rien ausgewählt, einen schwa­
chen Umschüler stecke ich 
nicht in die betriebliche Um­
schulung." 

Die Aussagen der Arbeitsbera­
ter/innen, an die betrieblichen 
Umschulungsteilnehmer/innen bei 
der Auswahl höhere Anforderun· 
gen zu stellen, ließe erwarten, daß 
sich auch anhand statistischer Da­
ten zum Personenkreis "betriebli­
che" und "außerbetriebliche" Um­
schüler/innen eine "Positivaus­
wahl" bei den betrieblichen Um­
schülemlinnen belegen läßt. Wie 
die Daten in der Grafik über die 
Merkmale der Umschulungsabsol­
venten/innen des Jahres 1987 zei� 
gen, ist dies nicht der Fall. Der An­
teil der vor Beginn der Umschu­
lung Arbeitslosen ist bei den be-
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trieblichen Absolventenlinnen des 
Jahres 1987 mit 70 % (gegenüber 
67 % bei den außerbetrieblichen 
Absolventen/innen) sogar deutlich 
größer. Auch der Anteil von Absol­
venten/innen ohne abgeschlosse­
ne Berufsausbildung ist bei den 
betrieblichen Absolventen/innen 
des Jahres 1987 etwas höher. Aller­
dings führten die Betriebe in grö­
ßerem Umfang Umschulungen mit 
jüngeren Teilnehmern/innen 
durch (siehe nebenstehendes 
Schaubild). 

Die befragten Arbeitsberaterlin­
nen sprechen dennoch von höhe­
ren Anforderungen und strenge­
ren Auswahlkriterien bei betriebli­
chen Umschülemlinnen. 

Um den Personenkreis der be­
trieblichen Umschüler/innen nä­
her zu kennzeichnen, stellten wir 
den AIbeitsberaternlinnen die 
Frage, was sie bei der Auswahl der 
betrieblichen Teilnehmer/innen im 
einzelnen besonders beachten. 

Häufig wird angeführt, daß für die 
betriebliche Umschulung beson­
ders Durchhaltevermögen, Eigen­
initiative und Motivation notwendig 
sind: 

" Sie müssen motivierter sein, 
weil sicherlich mehr Durchhalte­
vermögen verlangt ist als in ei­
ner Lehrgangsgruppe, wo ein 
bißehen Mitreißeffekt durch die 
Gruppe gegeben ist:" 

Auch das (vermutete) Verhalten 
und die Gesamterscheinung des 
Umschulenden spielen bei der 
Auswahl von betrieblichen Teilneh­
mern/innen eine große Rolle. 

"Die Betriebe haben ein be­
stimmtes Menschenbild. Deswe­
gen ist eine gute berufliche Ver­
gangenheit des Umschulenden 
wichtig, ebenso wie seriöses, 
überzeugendes Auftreten:' 

Es sind die objektiv schwer faßba­
ren Kriterien, wie z. B. Motivation, 
Verhalten, Gesamterscheinung, 
die bei der Auswahl von betriebli­
chen Umschülernlinnen offen­
sichtlich eine gewichtige Rolle 
spielen. 
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Absolventen/innen von Fortbildungs- und Umschulungsmaßnahmen mit 
Abschluß in einem anerkannten Ausbildungsberuf - 1987 - nach Teil­
nehmer/innen-Merkmalen und Trägern in Prozent 

über 12 Mon. arbeitslos 

6-12 Mon. arbeitslos 

unter 8 Mon. arbeitslos 

arbeitslos vor Eintritt in 
die Maßnahme 

ohne ab!;lsschlosaene 
BerufsausbildunQ 

mit mittlersm Abschluß I 
ohne Fachhochschulreife 

mit Hauptschulabschluß I 
ohne mittleren Abschluß 

ohne 
Hauptschulabschluß 

unter 35 Jahren 

D außerbetrieblich 

• betrieblich 
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Quelle: Statistische Angaben der Bundesanstalt rur Arbeit (unveröffentlichtes Material). 

Auch von den befragten Betriebs­
leitern/innen und Ausbildern/in­
nen wurde die schwerer formali­
sierbare Anforderung an betriebli­
che Umschüler/innen, nämlich die 
starke Motivation für den ange­
strebten Umschulungsberuf, an 
hervorragender Stelle genannt. 

Für eine "Positivauswahl" spre­
chen weiterhin folgende häufig ge­
äußerte Einschätzungen der be­
fragten Arbeitsberater/innen: 
• Während der Umschulung mit 

betrieblichen Umschülernlin­
nen gibt es kaum Probleme (z. B. 
wegen Fehlzeiten im Betrieb), 

• Betriebliche Umschüler/innen 
brechen im Vergleich zu außer­
betrieblichen Umschülernlin­
nen seltener eine Umschulung 
vorzeitig ab. 

Überlegungen und 
Begründungen der befragten 
Arbeitsberaterlinnen 
für die Auswahlpraxis 

Die befragten Arbeitsberater/in­
nen geben für die strengere Aus­
wahl der Teilnehmer/innen für be­
triebliche Einzelumschulungen mit 
Abschluß verschiedene Begrün­
dungen und Überlegungen an. 
Diese Aussagen lassen sich zu drei 
Komplexen zusammenfassen: 
a) Strukturmerkmale abschlußbe­

zogener Einzelumschulung im 
Betrieb, 

b) Bestreben der Arbeitsverwal­
tung, gute Betriebskontakte her­
zustellen, 

c) Arbeitsbelastung der Arbeits­
berater/innen. 

9 
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Zu a) Strukturmerkmale abschluß­
bezogener Einzelumschulung 
im Betrieb 

Die strukturellen Merkmale be­
trieblicher Einzelumschulungen 
stellen höhere Anforderungen an 
die Teilnehmerlinnen und bewir­
ken eine Auswahl nach strengeren 
Kriterien. 

Umschulungen in anerkannte Aus­
bildungsberufe unterscheiden sich 
von Erstausbildungen in anerkann­
te Ausbildungsberufe hinsichtlich 
ihrer Dauer, d. h., Umschulungen 
finden im Vergleich zur Erstausbil­
dung in verkürzter Zeit statt. Die 
Umschulungsdauer beträgt in der 
Regel eineinhalb bis zwei Jahre. 
Die betrieblichen Umschulungen 
mit Abschluß finden meist in Klein­
und Mittelbetrieben des Hand­
werks und der Industrie als Ein­
zelmaßnahmen statt (PODESZFAI 
MELMS, 1987). Die reduzierte Um­
schulungsdauer sowie die "Verein­
zelung" der Umschülerlinnen im 
Betrieb und in der Berufsschule 
zeitigen Probleme bei der Durch­
führung der Umschulungsmaß­
nahmen. 

In der Regel steht für U mschü­
ler/innen kein - entsprechend der 
verkürzten Umschulungsdauer -
abgestimmtes Unterrichtsangebot 
der zuständigen Berufsschule zur 
Verfügung. Das hat erstens zur Fol­
ge, daß die Umschülerlinnen ein 
Berufsschuljahr " überspringen" 
und in das zweite Berufsschuljahr 
einsteigen. Hier müssen sie sich in 
eine Klasse für jugendliche Auszu­
bildende integrieren. Zusätzlich 
kann noch folgendes Problem auf­
treten: Der Einschulungszeitpunkt 
der Umschüler/innen fällt oft nicht 
mit dem offiziellen Schuljahresbe­
ginn zusammen, weil Umschü­
ler/innen über das ganze Jahr hin­
weg in eine betriebliche Einzel­
maßnahme einsteigen können. 
Dann werden Umschüler/innen zu 

"
Quereinsteigern/innen" . Der feh­

lende Unterrichtsstoff des ersten 
Berufsschuljahres und/ oder der 
beim "Quereinstieg" versäumte 
Unterrichtsstoff muß von den Um­
schülern/innen im Selbststudium 
nachgeholt werden. Das gilt auch, 
wenn Umschülerlinnen die Klas-
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sen wechseln, um teilweise am Un­
terricht des zweiten und dritten 
Ausbildungsjahres teilzunehmen. 

Die Auswirkungen der Tatsache, 
daß es kein auf die Umschulungs­
dauer abgestimmtes Unterrichts­
angebot gibt, wird von den befrag­
ten Arbeitsberaternlinnen häufig 
als problematisch eingeschätzt: 

"Der Einstieg in das zweite Be­
rufsschuljahr ist schlimm, da sie 
(die Umschülerlinnen) einfach 
nicht wissen, wie es weitergeht, 
weil einfach die Grundlage 
fehlt; sie kommen in eine Klasse, 
die schon Vorarbeit geleistet 
hat, und die fangen einfach beim 
Punkt 0 an." 

Die Lernsituation in der Berufs­
schule wird für Umschüler/innen 
noch zusätzlich erschwert, da sie 
sich meistens allein in einer Berufs­
schulklasse mit Jugendlichen oder 
jungen Erwachsenen befinden. 
Der Altersunterschied zwischen 
Auszubildenden und Umschü­
lern/innen kann zu gruppendyna­
mischen Problemen führen bzw. 
den Umschülern/innen zum Pro­
blem werden. 

"Der Erwachsene ist praktisch 
verpflichtet, neben Auszubilden­
den, 16-, 17-, 18jährigen, den Be­
rufsschulunterricht mitzuma­
chen . . .  es könnte manchmal 
sein, daß der Vater neben dem 
Sohn auf der Schulbank sitzt . . .  
und da gibt's sicherlich eine 
Hemmschwelle . . .  das sehe ich 
als Problem an!" 

Die aufgrund des verkürzten Be­
rufsschu1besuchs möglicherweise 
auftretenden theoretischen Defizite 
von Umschülern/innen können in 
den meisten Fällen auch nicht in 
den Betrieben, in denen diese 
Maßnahmen durchgeführt werden, 
ausgeglichen werden, da Ausbil­
dungs- und/oder Weiterbildungs­
infrastrukturen (Sachausstattung, 
Personal) in Betrieben dieser Grö­
ßenordnung eher die Ausnahme 
darstellen. Da ein entsprechendes 
außerbetriebliches Stütz- oder För­
derangebot für die Theorievermitt­
lung in der Regel nicht existiert, 
sind Umschüler/innen bei der 

Theorieaneignung fast immer auf 
sich selbst verwiesen. 

Die Vermittlung der praktischen 
Teile der Ausbildung erfolgt in der 
Regel durch Integration der Um­
schülerlinnen in den betrieblichen 
Arbeitsablauf, d. h. Umschüler/in­
nen sollen durch "Vormachen -
Erklären - Nachmachen - Üben" 
lernen. Die Aneignung der Fertig­
keiten geschieht daher nicht in ei­
nem systematischen Lemprozeß, 
so daß auch hier Eigeninitiative 
notwendig ist, um in der verkürzten 
Umschulungsdauer die im jeweili­
gen Berufsbild vorgesehenen 
Kenntnisse und Fertigkeiten zu er­
werben. 

Aus dem Status "Lernende" im Er­
wachsenenalter können für Um­
schüler/innen im Betrieb Proble­
me entstehen, mit denen sie mei­
stens erst einmal alleingelassen 
sind. Sie müssen aufgrund eigener 
Initiative aktiv werden, um eine Än­
derung herbeizuführen. Sie kön­
nen nicht - wie in Gruppenum­
schulungen - mit der Unterstüt­
zung durch die Gruppe rechnen. 
Der Betrieb kann häufig nicht auf 
die Probleme der U mschülerlin­
nen eingehen, wie folgendes Zitat 
verdeutlicht: 

"Im Betrieb selbst . . .  wenn der 
einzelne Umschüler menschlich 
Schwierigkeiten hat, da fehlt ihm 
wahrscheinlich häufig im Be­
trieb eine Stütze." 

Zu b) Bestreben der Arbeitsver­
waltung, gute Betriebskon­
takte herzustellen 

Durch die Teilnehmer/innen-Aus­
wahl soll sichergestellt werden, 
daß gute Betriebskontakte des Ar­
beitsamtes hergestellt oder ge­
wahrt werden. 

Negative Erfahrungen der Betrie­
be mit Umschulungsteilnehmern/ 
innen würden das Vertrauensver -
hältnis zwischen Arbeitsamt und 
Betrieben beeinträchtigen. Betrie­
be, die bereits Umschulungsmaß­
nahmen durchgeführt haben, sol­
len als Umschulungsbetriebe er­
halten bleiben. Außerdem sind Be­
triebe, die sich entschließen, Um-
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schulungsmaßnahmen durchzufüh­
ren, meistens auch Ausbildungsbe-­
triebe. Hier geht es der Arbeitsver­
waltung darum, zu verhindern, daß 
durch negative Erfahrungen der 
Betriebe mit Umschülern/innen 
potentielle Ausbildungsplätze ge­
fährdet sind. 

Teilnehmer/innen mit Disziplin­
schwierigkeiten wollen die Ar­
beitsberater/innen den Betrieben 
nicht zumuten, weil sie eine mögli­
che Störung des Betriebsfriedens 
mitbedenken und sehen, daß es 
für diese Teilnehmer/innen zum 
vorzeitigen Abbruch der Umschu­
lung kommen könnte. 

"Das wirkt sich auch auf die Mit­
arbeiter im Betrieb aus . . .  der 
Umschüler ist ja nicht isoliert im 
Betrieb . .  . der steht ja neben 
dem Gesellen oder den Ange­
lernten . , . und wenn jetzt der 
Umschüler morgens kommt und 
abends geht, wann er will und 
�ffichendurch auch noch Pau­
sen einlegt und jeden dritten 
Tag fehlt . . .  Ich glaube, im Be­
trieb herrschen andere Gesetze 
und man kommt schneller zu der 
Entscheidung: Für Sie hat es kei­
nen Wert." 

Daß in die eigenen Auswahlk:rite­
rien der Arbeitsverwaltung auch 
betriebliche Erwartungen an die 
individuellen Voraussetzungen der 
Umschüler/innen fließen, kenn­
zeichnet das Bestreben der Ar­
beitsverwaltung nach guten Be­
triebskontakten und einer erfolg­
reichen Zusammenarbeit. 

Zu c) Arbeitsbelastung der Arbeits-
berater/innen 

Die meisten der befragten Arbeits­
beraterlinnen geben an, daß für 
sie die betrieblichen Einzelmaß­
nahmen mit einem höheren Arbeits­
aufwand im Vergleich zu außerbe­
trieblichen Maßnahmen verbun­
den sind. Begründet wird die höhe­
re Belastung vor allem mit der Su­
che, der Initiierung und organisato­
rischen Abwicklung der betriebli­
chen Einzelumschulung: 

"Die Suche nach einem betrieb­
lichen Umschulungsplatz ist häu­
fig zeitaufwendiger . . .  nicht sel-
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ten ist ein Gespräch beim Ar­
beitgeber erforderlich; ein Au­
ßendienst wird gemacht, um 
den Betrieb kennenzulernen . .  
dann muß dem Arbeitgeber et­
was ausführlicher der ganze Ab­
lauf erläutert werden . . .  Um­
schulungsverträge sind zu ma­
chen, ob z. B. neben dem Unter­
haltsgeld noch Umschulungsver­
gütung gezahlt wird, wie das 
verrechnet wird." 

Außerdem wird von seiten der Ar­
beitsverwaltung das Fehlen einer 
Anlaufstelle für Probleme, die wäh­
rend der Maßnahme auftreten, be­
klagt. Eine maßnahmebegleitende 
Beratung und Betreuung der Um­
schülerlinnen bei persönlichen 
und/ oder fachlichen Schwierigkei­
ten ist bei Einzelmaßnahmen in der 
Regel nicht vorhanden. Diese 
Funktion muß notgedrungen das 
Arbeitsamt übernehmen. Den Ar­
beitsberaternlinnen fehlt es je­
doch hierfür an Zeit. Weil u. a. eine 
begleitende Betreuung und Bera­
tung nicht stattfinden kann, sind die 
Arbeitsberaterlinnen darum be­
müht, einen Personenkreis auszu­
wählen, bei dem die Umschulung 
ohne Probleme "läuft". Ein Betreu­
ungsbedarf ist dann in der Regel 
nicht gegeben bzw. nur in Ausnah­
men. Die Kontakte der Arbeitsbe­
rater/innen zu den Betrieben, die 
Umschulungen als Einzelmaßnah­
men durchführen, beschränken 
sich auf das Eingreifen in Krisen­
fällen. 

Der höhere Aufwand bei betriebli­
chen Umschulungen wird von den 
befragten Arbeitsberatern/innen 
in der Regel nur in Kauf genom­
men, wenn die Umschulung erfolg­
reich abzulaufen verspricht. Durch 
eine "Positivauswahl" von Teilneh­
mernlinnen für eine betriebliche 
Umschulung wird dies sicherzu­
stellen versucht. 

Zusammenfassend läßt sich fest­
halten, daß die befragten Arbeits­
berater/innen ihre Gründe haben, 
für die abschlußbezogenen Um­
schulungen im Betrieb eine "Posi­
tivauswahl " an Teilnehmernlinnen 
zu treffen. Die abschlußbezogenen 
betrieblichen Umschulungen stel-
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len hohe Anforderungen an ihre 
Teilnehmer/innen. Die Durchfüh­
rung dieser Maßnahmen ist derzeit 
mit Problemen verbunden, denen 
nur ein bestimmter Personenkreis 
unter den Arbeitslosen gewachsen 
ist. Will man die betrieblichen Um­
schulungsplätze auch für die in der 
beruflichen Weiterbildung Be­
nachteiligten erschließen, ist aus 
der Sicht der befragten Mitarbei­
ter/innen der Arbeitsverwaltung 
ein Bündel an pädagogischen und 
anderen Maßnahmen notwendig. 3) 
In diesem Zusammenhang wurde 
vorgeschlagen, Vorförderungen 
für die Teilnehmer/innen einzu­
richten, vor allem in der Anfangs­
phase Stütz- und Förderunterrieht 
anzubieten, Formen des Lemort­
verbunds verstärkt zu initiieren 
(z. B. zwischen überbetrieblichen 
Berufsbildungsstätten, der zustän­
digen Stelle sowie Betrieben aus 
der Region), den Berufsschulunter­
rieht in Bloekform durchzuführen 
und die Beratung und Betreuung 
von Umschülern/innen zu intensi­
vieren. Und schließlich wären die 
Förderungsbedingungen zu ver­
bessern, wenn die Probleme der 
(betrieblichen) Umschulung ver­
mindert werden sollen. Durch Än­
derungen im Förderungsrecht 
könnte ein breiterer Personenkreis 
für Umschulung gewonnen werden 
und die aktuellen finanziellen Pro­
bleme der Umschülerlinnen ge­
mindert werden.4) 

Fazit 

Die Arbeitsberater/innen vor Ort 
stehen bei der Auswahl von Teil­
nehmern/innen für betriebliche 
Einzelumschulungen mit Abschluß 
vor einem Dilemma: 

Einerseits haben Absolventenlin­
nen abschlußbezogener betriebli­
cher Umschulungen günstigere 
Arbeitsmarktchancen als die au­
ßerbetrieblichen Absolventen/in­
nen; eine Ausweitung betrieblicher 
Umschulungen erscheint sinnvoll. 
Andererseits sind die Durchfüh­
rungsbedingungen für betriebli­
che Einzelumschulungen so be­
schaffen, daß sie nur für einen en-
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gen Teilnehmerlinnenkreis erfolg­
versprechend sind. Die willkürli­
che Ausweitung dieses Maßnah­
metyps zwn jetzigen Zeitpunkt wä­
re nicht zu verantworten. Die Ar­
beitsberaterlinnen können also die 
Forderung, verstärkt Betriebe für 
Weiterbildungsmaßnahmen zu ge­
winnen sowie mehr Arbeitslose 
insbesondere für Maßnahmen in 
Betrieben einzubeziehen (vgl. 
RUNDERLASS der Bundesanstalt 
für Arbeit 50/86) - bezogen auf 
die Umschulungen mit Abschluß.­
erst dann in die Praxis umsetzen, 
wenn entsprechende 8eg1eit- und 
Stützmaßnahmen sowie bestimmte 
organisatorische Veränderungen 
(z. B. Lemortverbund) die erfolgrei­
che Teilnahme auch für die Ar­
beitslosen ermöglichen, die die hö­
heren Anforderungen der betrieb­
lichen Umschulungen nicht ohne 
weiteres erfüllen können. Gerade 
für Angehörige der in der berufli­
chen Weiterbildung benachteilig­
ten Gruppen ist eine Weiterent­
wicklung der betrieblichen Um­
schulung wichtig. Sie ist die Vor­
aussetzung dafür, daß die betrieb­
lichen Umschulungen mit Ab­
schluß für einen breiteren Teilneh­
merlinnenkreis zu einer realisti­
schen Chance auf Wiedereinglie­
derung m den Arbeitsmarkt 
werden. 

Anmerkungen 

I) Im Rahmen des Projekts "Umschulunq und son­
stige Quali!izierungsmaßnahmen für Erwachse­
ne in diesem BeIeich in Klein- und Mittelbetrie­
ben" wurden in filnf ausgewt:\hlten Landesar­
beitsamtsbezirken HI8S und 1986 Betriebslei­
ter/innen, Ausbilderlinnen, Arbeitsberater/in­
nen, Theoriefachkrafte, Berufsbildun�referen­
ten/innen der zuständigen Stellen sowie Um­
schüler/innen befragt. Insqesaml sind 65 leit­
fadenorientierte Interviews dUIChgefilhrt worden. 

'l Im folQenden wird die in der Statistik übliche 
Differemderunq in Fbrtbildunqs- und Umschu­
lungsmaßnahrnen in einem anerkannten Ausbil­
dungsberuf zugunsten einer besseren Lesbar­
keit zuriickQenommen. Es wird nur noch von 
Umschulungen mit Abschluß qesprOC'hen, ob­
wohl die Fortbildunqen mit Abschluß snbsu­
miert sind (vr,rl.. PODESZFA/MELMS, 1987). 

') Hierbei ist darauf hinzuweisen, daß diese Vor­
schlage der Mitarbeiter/innen der Arbeitsver­
wallung vor dem Hintergrund der Erfahrungen 
mit Umschulungen als Regelmaßnahmeu fonnu­
lier! wurden. Zur Zeit werden vom Bundesinsti­
tut für Berufsbildun9 auch Modellversuche be­
treut, die eine abschlußbewgene Umschulung 
von Erwachsenen ohne abgeschloosene Berufs. 
ausbildunq zum Ziel haben, um dereu ArbeilB­
marktrisiko zu mindern. In diesen Modellversu­
chen werden Beoleitrnaßnahmen entwickelt 
und erprobt, die eine Umschulun9 für die in der 
beruflichen Weiterbildung Benachteiligteu er­
leichtern bzw. ermög"iichen sollen. Diese Be-
9leitmaßnahmen gehen zum Teil über die Vor­
schli!ge der von uns befragten Mitarbeiter/in­
nen der Arbeitsverwaltung hinaus. Sie werden 
hier nicht weiter darqestellt, können jedoch den 
einzelnen Berichten aus der Modellversuchsrei­
he entnommen werden. [Vql. hierzu: 

11) Bundesinstitut für BerufBbildung: .. Modellver­
suchsreihe zur beruflichen Qulllifizierunq von 
Erwachsenen, die keine abgeschlossene Be­
rufsausbildunq haben und ein besonderes 
Arbeitsmarktrisiko tragen". Zur Zeit lieqen 
aus den einzelnen Modellversuchen insge­
samt 22 Berichte vor. 

b) Päda90Qische Arbeitsstelle: .. Praxishilfen für 
die UIIll!Chulung", insbesondere Heft I zur 
Teilnehm8rgewinnunq.) 

') Ober die genannten Vorschli!qe wird zu einem 
späteren Zeitpunkt im Rahmen des abschließen­
den Projektberichts berichtet. 
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Neuerscheinungen aus dem BIBB 

Dagmar Beer, Ruth Tober 

Modellversuche zur Ausbildung ausländischer Jugendlicher: 
Ausbildungsbegleitende Stütz- und Förderangebote 
58 Seiten, broschiert, 12,- DM (ISBN 3-88555-364-3) 
(Modellversuche zur beruflichen Bildung, Heft 25) 

Grundlage dieser Studie sind 25 Modellversuche zur Erstausbildung ausländischer Jugendlicher, die im 
Rahmen des Modellversuchsprogramms "zur Förderung der Ausbildung ausländischer Jugendlicher in 
anerkannten Ausbildungsberufen" des Bundesministers für Bildung und Wissenschaft durchgeführt wur-
den. Durch modellversuchsübergreifende Auswertungen wurden Erfahrungen und Ergebnisse der Mo-
dellversuche zur Beschreibung der Ausbildungsprobleme in unterschiedlichen Lemorten, insbesondere 
in Betrieb und Berufsschule, genutzt (Kap. 2). Des weiteren werden die von den Betrieben angebotenen, 
ausbildungsbegleitenden Stütz- und Förderprogramme und ihre Wirkung beim Abbau der Ausbildungs-
defizite beschrieben (Kap. 3). Abschließend werden die Modellversuchsergebnisse daraufhin untersucht, 
ob und welchen Einfluß der Färderunterricht direkt auf die Abschlußergebnisse hat (Kap. 4). 

Sie erhalten diese Studie beim Bundesinstitut für Berufsbildung - Referat Veröffentlichungs-

bbb wesen - Fehrbelliner Platz 3 - 1000 Berlin 31 - Tel.: (030) 86 83-5 20 oder 86 83-1 
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AUS DER PRAXIS 

Weiterbildung im Handwerk 

Roland Schwesig 

Bislang haben nur wenige Handwerker erkannt, welche Marktchancen der Umweltschutz­
bereich für sie bietet. Auch bezogen auf die Realisierung von kostengiinstigen Umwelt­
schutzmaßnahmen in Handwerksbetrieben bestehen noch erhebliche Informationsdeflzite 
Weiterbildungsangebote, die einen Beitrag zur Lösung dieser Probleme leisten sollen, müs­
sen mehrere Anforderungen erfiillen : Während der Weiterbildungsveranstalmngen müs­
sen gewerkübergrei[ende Zusammenhänge vermittelt, Anregungen zum S€lbständigen Ler­
nen gegeben und Berarungs-Kompetenz vennittelt werden. Das Zentrum für Energie-, 
Wasser- und Umwelttechnik (ZEWU) der Handwerkskammer Hamburg hat positive Erfah­
rungen mit derartigen Lehrgiingen gesammelt; wesentliche Merkmale dieses Weiterbil­
dungsangebotes werden am Beispiel des Abendlehrgangs "Umweltschutz.b€rater im Hand­
werk" dargestellt. 

Roland SchwesiQ, Dr. rer. nat. 
Geiter der Hamburger Umweltagentur im Zentrum 
für Energie-, WasseI- und Umwelttechnik (ZEWU) 
der Handwerkskammer Hamburg 

Informationsdefizite ZU 

Umweltschutzfragen 

Eine weitere Belastung und Zerstö­
rung der Umwelt muß verhindert 
werden. Immer mehr gesellschaft­
liche Gruppen fordern dies mit 
Nachdruck, und zwar nicht nur 
dann, wenn ein alarmierendes Er­
eignis wie das plötzliche Massen­
sterben der Nordsee-Robben das 
Interesse auf einen sonst nur 
schwer zu beobachtenden, schlei­
chenden Prozeß lenkt. 

Den meisten Bundesbürgern ist 
bewußt, daß die Belastung der Um­
welt in einigen Bereichen bereits 
ein Ausmaß erreicht hat, das die 
Regenerationsfähigkeit der Natur 
zu übersteigen droht. Aber trotz 
des Interesses an Umweltschutzfra-
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gen besteht bei vielen noch ein er­
hebliches Informationsdefizit: Aus­
wirkungen des individuellen Ver­
haltens auf die Natur werden unzu­
reichend abgeschätzt, Möglichkei­
ten für wirksame Maßnahmen im 
privaten und beruflichen Umfeld 
zu wenig erkannt. Selbst Markt­
chancen im Umweltschutzsektor 
werden nur selten wahrgenommen. 

Ein wichtiges Mittel zum Stopfen 
dieser Informationslücken ist die 
Vermittlung von umweltrelevantem, 
berufsbezogenem Wissen. Dieser 
Weg bietet sich an, um die Bela­
stung der Umwelt durch Arbeits­
prozesse zu verringern. Zudem 
werden alle, die sich beruflich im 
Umweltschutzbereich weiterquali­
fiziert haben, befähigt, auch im pri­
vaten Haushalt und als Verbrau­
cher einen Beitrag zum Schutz der 
Natur zu leisten. 

Handwerker als potentielle 
Anwender und Multipli­
katoren von Umweltschutz­
WIssen 

Weiterqualifizierte Handwerker 
können eine Schlüsselrolle bei der 
Verbreitung von umweltrelevantem 
Wissen übernehmen: Sie haben di­
rekte Kontakte zu Verbrauchern 
und erhalten so - vorausgesetzt, 
sie können ihre Umweltschutz­
Kenntnisse auch vermitteln - eine 
Multiplikatorfunktion. Die Erfah­
rungen zeigen, daß das Arbeits­
feId für hauptberuflich tätige Um­
weltberater begrenzt ist; Handwer-

ker, die Umweltschutzberatung als 
zusätzliche, an ihre angestammten 
handwerklichen Tätigkeiten ge­
koppelte Leistung anbieten, kön­
nen jedoch ihre Marktposition ver­
bessern. 

Außerdem kann das Handwerk als 
bedeutsamer Nachfrager indu­
strieller Güter mit Nachdruck die 
Einführung umweltverträglicher 
Produkte fordern und sich zudem 
durch die Entwicklung umwelt­
freundlicher und rohstoffsparen­
der Technologien selbst neue 
Marktbereiche erschließen. Bis­
lang bestehen aber noch erhebli­
che Informations- und Qualifika­
tionsdefIzite im Handwerk bezüg­
lich umweltrelevanter Themen. Im 
einzelnen lassen sich folgende 
Schwierigkeiten feststellen: 

• Viele Handwerker haben noch 
nicht erkannt, daß der Umwelt­
schutzmarkt auch für sie ein pro­
fitables Arbeitsfeld sein kann. 
Die Folge: Sie beschäftigen sich 
nicht intensiv genug mit berufli­
chen Umweltschutzthemen. 

• Zahlreiche umweltfreundliche 
Lösungen erfordern Systeman­
sätze, Kooperationen zwischen 
verschiedenen Betrieben sind 
notwendig. Bislang werden 
aber nur von wenigen Betrieben 
intensive Formen der ökologisch 
orientierten Zusammenarbeit 
erprobt. 

• Aufgrund ihrer geringen Um­
weltschutz-Qualifikation erken­
nen viele Handwerker nicht, 
daß ihre täglichen Arbeitspro­
zesse die Umwelt schädigen. 
Hier bilden geringe Kenntnisse 
und fehlendes Umweltschutz­
Bewußtsein ein unliebsames Zu­
sammenspiel. 

• Für zahlreiche Handwerksbe­
reiche liegen noch keine syste­
matisch erarbeiteten, fundierten 
Informationen über Umweltpro­
bleme und mögliche Lösungen 
vor. 

• Viele erfolgversprechende Lö­
sungsansätze werden zwar von 
Wissenschaftlern eifrig disku-

· 

13 



AUS DER PRAXIS 

tiert - konkret umgesetzt WUl­
den diese aber im Handwerk 
bislang nur selten. Hauptursa­
ehe für diese unzureichenden 
Transferleistungen sind vor al­
lem Sprachbarrieren. Es man­
gelt an Versuchen, die Erkennt­
nisse in für Handwerker leicht 
verständlicher und anschauli­
cher Form darzustellen. 

• Zudem gelingt es bislang nur 
wenigen Handwerkern, ihren 
Kunden ökologische Zusam­
menhänge zu erklären und sie 
befriedigend in Umweltschutz­
fragen zu beraten. 

Anforderungen an umwelt­
schutzorientierte 
Qualifikationsmaßnahmen 
für das Handwerk 

Die aufgezeigten Probleme lassen 
sich nur mit einem Bündel von 
Maßnahmen lösen. Diese These 
wird auch von den Autoren der 
" Machbarkeitsstudie Umwelt­
schutz im Handwerk"*) vertreten. 
Sie nennen mehrere Aufgabenfel­
der, in denen die Verbreitung von 
Informationen einen zentralen Stel­
lenwert hat. Hierzu gehören unter 
anderem die Schwerpunkte: 

• Beratung und Entwicklung: Die 
Verfasser der Studie machen 
den Vorschlag, daß in Arbeits­
bereichen mit besonderen Um­
weltschutzproblemen unter an­
derem durch Fortbildungsmaß­
nahmen und durch die Einrich­
tung eines Beratungs- und Prüf­
dienstes Problemlösungen an­
gestrebt werden. Der vom Zen­
trum für Energie-, Wasser- und 
Umwelttechnik (ZEWU) der 
Handwerkskammer Hamburg 
unterstützte "Verein für Umwelt­
schutz im Textilreinigerhand­
werk" versucht auf diesem We­
ge, die Umweltbelastung durch 

*) Zukunftswerkstatt e, V. & Zentrum fUr Ener\jie-, 
Wasser- und Umwelttechnil::: Machbarkeitsi>lu­
die Umweltschutz im Handwerk; Untersuchung 
im Auftrag des Umweltbundesamtes, Berlin. 
Hamburg 1988. 
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Arbeitsprozesse ZU verringern, 
und zudem Verbrauchern deut­
lich zu machen, daß die Textil­
reiniger sich für den Umwelt­
schutz einsetzen. 

• PR und Information: Über ver­
schiedene Verteilerwege wie 
unter anderem öffentliche Me­
dien, Filme und Video-Spots, 
Umwelttelefon und die Vertei­
lung von Broschüren sollen Ver­
braucher zum umweltbewußten 
Verhalten angeregt werden. 
Das von ZEWU-Lehrgangsteil­
nehmern in Hamburg gegrün­
dete "Umwelttelefon" ist ein Bei­
spiel für derartige Maßnahmen. 

• Weiterbildung und Information : 
Einen großen Raum nimmt in 
der Machbarkeitsstudie der Ab­
schnitt "Weiterbildung und In­
formation" ein. Die Autoren for­
dern, daß Umweltschutzthemen 
gezielt in der Aus- und Weiter­
bildung integriert werden. Sie 
vermissen zudem leicht zu le­
sendes Informationsmalerial zu 
Umweltschutzthemen für Hand­
werker. In diese letztgenannte 
Richtung zielt ein Auftrag des 
Umweltbundesamtes, der an die 
Handwerkskammer Hamburg 
vergeben wurde. Für etwa 30 
Gewerke sollen in knapp und 
leicht verständlich formulierter 
Weise Lösungen für Entsor­
gungsprobleme, Hinweise für 
die Verwendung umweltfreund­
licher Materialien und Tips für 
die Kundenberatung vermittelt 
sowie Marktchancen im Um­
weltschutzbereich aufgezeigt 
werden. 

Der Weiterbildung von Handwer­
kern kommt bei den genannten 
möglichen Maßnahmen eme 
Schlüsselrolle zu. Damit die um­
weltschutzorientierten Qualiflka­
tionsmaßnahmen Erfolg haben, 
müssen jedoch einige Bedingun­
gen erfüllt sein - fünf wichtige 
werden im folgenden genannt. 

1. Umweltschutz 
als attraktiver Markt 

Den Lehrgangsteilnehmern muß 
verdeutlicht werden, daß Umwelt­
schutz nicht nur mit zusätzlichen 

Auflagen und Belastungen verbun­
den ist, sondern daß der Umwelt­
bereich auch neue Marktchancen 
bietet. Dies gilt nicht nur für Be­
triebsinhaber, die neue Marktan­
teile durch Umweltschutz-Dienstlei­
stungen gewinnen können. Auch 
für Arbeitnehmer wird sich mittel­
fristig eine ökologisch orientierte 
Weiterqualifikation auszahlen und 
arbeitspaltzsichernd wirken, denn 
die Nachfage nach im Umwelt­
schutz geschulten Mitarbeitern 
wird steigen. Allein durch die Ver­
mittlung neuer Techniken wird der 
Umweltschutzmarkt für Handwer­
ker noch nicht geöffnet. Notwendig 
sind auch betriebswirtschaftliche 
Unterrichtsinhalte wie beispiels­
weise umfassende Kosten-Nutzen­
Relationen und Marketing-Konzep­
te für umweltfreundliche Produkte 
und Dienstleistungen, 

2. Kopplung der Weiterbildungs­
inhalte an die 
Arbeitswelt-Erfahrungen der 
Kursteilnehmer 

Die Lehrgangskonzepte müssen 
bei den Berufserfahrungen der 
Kursteilnehmer ansetzen. Nur 
durch einen praxisnahen Unter­
richt kann erreicht werden, daß 
die vermittelten Lehrinhalte auch 
im Betrieb umgesetzt werden. 
Mögliche Methoden, um dieses 
Ziel zu erreichen, sind: Projektbe­
zogener Unterricht, Planspiele, Er­
stellung von Checklisten für die 
Durchführung konkreter Maßnah­
men, Referate der Lehrgangsteil­
nehmer über Probleme ihres Be­
rufsalltags und Exkursionen. Sinn­
voll ist es auch, im Unterricht zu 
diskutieren, welche Weiterbil­
dungsinhalte tatsächlich in der be­
ruflichen Praxis umgesetzt wurden. 

Grundsätzlich sollten drei Themen­
bereiche bei der ökologisch orien­
tierten Weiterbildung von Hand­
werkern beachtet werden: Hand­
werkern müssen Hilfen für die Er­
schließung neuer Marktfelder er­
halten, Anregungen für effiziente 
innerbetriebliche Umweltschutz­
maßnahmen bekommen und zu­
dem animiert werden, auch im pri­
vaten Bereich durch veränderte 
Verhaltensweisen einen Beitrag 
zum Umweltschutz zu leisten. 
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3. Vermittlung gewerkübergreifen-
der Zusammenhänge 

Dem Lehrgangsteilnehmer muß 
aufgezeigt werden, daß viele Um­
weltschutzprobleme nur durch ein 
gewerkübergreifendes Denken, 
durch die Kooperation verschiede­
ner Handwerksberufe erreicht 
werden kann. Diese Erkenntnisse 
sind am leichtesten in Kursen zu 
vermitteln, in denen Handwerker 
aus verschiedenen Gewerken ge­
meinsam lernen, In Planspielen 
sollten während des Lehrgangs 
Kooperationsformen trainiert wer­
den. 

4. Anleitung zum selbständigen 
Lernen 

Gerade im Umweltschutzbereich 
müssen sich Handwerker ständig 
auf neue Entwicklungen einstellen 
- sei es in Form von Gesetzes-Auf­
lagen oder technischen Verände­
rungen. Deshalb sollten ökologisch 
orientierte Weiterbildungsangebo­
te im besonderen Maß die Lehr­
gangsteilnehmer zum selbständi­
gen Lernen anregen. Dies kann ge­
schehen durch Arbeit in Gruppen, 
die Erstellung von Referaten und 
kurzen Seminararbeiten, Unter­
richt mit Leittexten und projektbe­
zogenen Arbeitsformen. 

5. Vermittlung von Beratungs-
Kompetenz 

Entscheidend ist, daß die Hand­
werker in den Lehrgängen nicht 
nur neues Umweltschutz-Wissen 
vermittelt bekommen, sondern daß 
sie auch lernen, dieses in Gesprä­
chen mit Kunden nutzbringend an­
zuwenden. Deshalb sollte im Wei­
terbildungsangebot die Kundenbe­
ratung einen großen Stellenwert 
erhalten. Praktisch kann dies ge­
schehen durch die Erstellung von 
Graphiken zur Unterstützung von 
Verkaufs-Argumentationen, durch 
die Schulung des Verhaltens am 
Telefon und durch die Vermittlung 
von Verkaufsstrategien für umwelt­
schutzorientierte Angebote. 

Unabhängig von den genannten 
fünf Zielen müssen Anbieter von 
umweltschutzorientierten Weiter­
bildungsmaßnahmen beachten, 
daß die einzelnen Handwerkszwei­
ge in sehr unterschiedlicher Weise 
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von der Umweltproblematik betrof­
fen sind und daß der durch gesetz­
liche Auflagen erzeugte Problem­
druck und die Marktchancen ge­
werkspezifisch ausgeprägt sind. 
Auch innerhalb eines Gewerkes 
muß eine unterschiedliche Um­
weltschutz-Motivation der einzel­
nen Handwerker vorausgesetzt 
werden. 

Deshalb sollte ein differenziertes 
Weiterbildungs angebot geschaf­
fen werden, in dem anspruchsvol­
le, zeitlich und inhaltlich umfangrei­
che Kurse für die Vermittlung ver­
tiefter Kenntnisse ebenso offeriert 
werden wie Kurzlehrgänge, in de­
nen eng gefaßte Problembereiche 
zum Umweltschutz behandelt wer­
den. Durch eine gezielte Öffent­
lichkeitsarbeit sollte aufgezeigt 
werden, daß Handwerker, die Zeit 
und Geld in eine umweltschutz­
orientierte Weiterbildung investie­
ren, gegenüber ihren passiven Be­
rufskollegen Vorteile gewinnen. 
Hinweise auf Folgen dieses Qualifi­
kationsgefälles dürften dazu beitra­
gen, daß die Nachfrage nach um­
weltschutzorientierter Weiterbil­
dung mittelfristig wächst. 

Erfahrungen der Hand­
werkskammer Hamburg 
mit umweltschutz­
orientierter Weiterbildung 

Seit drei Jahren werden vom Zen­
trum für Energie-, Wasser- und Um­
welttechnik (ZEWU) der Hand­
werkskammer Hamburg mit gro­
ßem Erfolg Weiterbildungslehr -
gänge zu Umweltschutzfragen an­
geboten. Dabei wird angestrebt, 
die in Abschnitt 3 genannten Anfor­
derungen an Weiterbildungsmaß­
nahmen zu erfüllen. 

Dieses Bestreben wird schon aus­
gedrückt durch die breite Palette 
von Kursen. Zu diesen gehören 
Kurzlehrgänge zu Themen wie 
"Wassersparen ohne Komfortver -
lust" , "Umweltschutz am Arbeits­
platz", "Einführung in die Bauöko­
logie' " "Abfallprobleme im Hand­
werk". Auch Weiterbildungsveran­
staltungen für das Textilreiniger-

handwerk und Lehrgänge zur Wei­
terbildung zum Kundendienstmon­
teur sind im Programm 

Im Auftrag des Zentralverbandes 
des Deutschen Handwerks (ZDH) 
bildet das ZEWU die Betriebsbera­
ter der Handwerksorganisationen 
in Umweltschutzfragen weiter. An 
diesen Lehrgängen nehmen Be­
triebsberater aus dem gesamten 
Bundesgebiet teil. 

Mit Unterstützung des Bundesinsti­
tuts für Berufsbildung, der Ham­
burger Schulbehörde und der Eu­
ropäischen Gemeinschaft führt das 
ZEWU seit Ende 1987 den auf drei­
einhalb Jahre befristeten Modell­
versuch " Umweltschutzberater im 
Handwerk" durch, Während des 
berufsbegleitenden, zweieinhalb­
jährigen Abendlehrgangs werden 
Meister und erfahrene Gesellen 
zum "Umweltschutzberater lm 
Handwerk" weitergebildet. Wäh­
rend der ersten beiden Semester 
- die jeweils 100 U nterrichtsstun­
den umfassen - werden Fächer 
wie UmwelUoxikologie, Physik, 
Chemie, Umweltrecht und Ökono­
mie und Ökologie unterrichtet. In 
den letzten drei Semestern wird 
ein Wahlpflichtprogramm angebo­
ten; zu den Fächern gehören in die­
sem Teil des Abendlehrgangs 
Marktchancen im Umweltschutz, 
Immissionsschutz, Gewässer­
schutz, Energieeinsparung und 
Nutzung regenerativer Energien, 
Abfallvenneidung und Entsor­
gung, Gewässerschutz und Verar­
beitung umweltfreundlicher Mate­
rialien, Die Lehrgänge schließen 
mit einer Prüfung vor der Hand­
werkskammer Hamburg ab. 

In das gesamte Abendstudium sind 
Labor-Praktika, Exkursionen und 
projektbezogene Unterrichtspha­
sen integriert. Wichtige Elemente 
aller Unterrichtsfächer sind die Be­
achtung umfassender Kosten-Nut­
zen-Relationen und das Trainieren 
einer effektiven, fachlich fundier­
ten Kundenberatung. Der Abend­
lehrgang soll zukünftig auch Sei­
teneinsteigern geöffnet werden. 

Schon heute werden Lehrgangs­
teilnehmer am Abendstudium zum 

15 



AUS DER PRAXIS 

"Umweltschutzberater im Hand­
werk" von Innungen und Verbän­
den bevorzugt als Umweltbeauf­
tragte ernannt. Einige Lehrgangs­
teilnehmer planen die Errichtung 
von Kooperationsgemeinschaften, 
Die zukünftigen "Umweltschutzbe­
rater im Handwerk" haben ein 

"
Umwelttelefon" gegründet, damit 

ratsuchende Verbraucher an 
Handwerker vermittelt werden 
können, die in Umweltschutzfragen 
kompetent sind. 

Wesentlicher Auftrag des Modell­
versuchs ist es, andere Träger 
beim Aufbau vergleichbarer 
Abendlehrgänge zu unterstützen. 

Interessen von CNC-Forthildungsteilnehmem. 
an technikübergreifender Qualif"lzierung 

Paul Hild 

Aufbildungspolitischen Kongressen und TIlgungen zu "Neuen Thchnologien und Weiterbil­
dung" gewinnt derzeit ein Thema an neuer Beliebtheit: K/:Ium eine Veranstaltung, in der 
nicht neben dem Gebot der technikspezifischen Qualifizierung die Forderung nach der 
technikübergreifenden Qualifizierung, nach der Integration von fachspezjfischer und allge­
meiner Bildung oder nach der Vermittlung von technikspezifischen wzd sozialen Kompeten­
zen gestellt würde. Allerdings kann nach der Durchsicht von Lehrangeboten und -planen in 
der Weiterbildungspraxis zu "Neuen 'fuchnologien" von einer technikilbergreifenden Qua­
lifizierung kaum die Rede sein. 1m Rahmen einer Untersuchung = eNG-Weiterbildungl) 
haben wir die Thilnehmer selbst nach ihren Interessen an verschiedenen Aspekten fach­
übergreifender Qualifizierungz) befragt und nachgehakt, ob der eine oder andere Aspekt 
vielleicht doch wahrend der GNC-Lehrgtinge zur Sprache gekommen sei. 

Paul Hild 
Dipl.-Voll::swirt sozialwissenschafUicheI Richtung, 
wissenschaftlicher Angestellter im Institut zur Er­
forschung sozialer Chancen in Köln; Arbeit5-
schwerpunkte: Berufsbildungs-, Qualifikation5-, 
Arbeirnmarktforsebung, Arbeit und Technik. 

Beweggründe für 
eine technikübergreifende 
Qualifizierung 

Die Renaissance des Themas fach­
übergreifender Qualifizierung ist 
dem noch nicht absehbaren 
Innovations- und Anwendungspo-
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tential der "Neuen Thchnologien" 
zu verdanken. Allerdings sind die 
Beweggründe, den Kanon der Aus­
bildungsinhalte auf "extrafunktio­
nale' 

, 
Qualifikationen WIe Pla­

nungsfähigkeit, Aktivitätsbereit­
schaft, Kreativität. Konzentrations­
fähigkeit, Kooperationsfähigkeit 
u. a, m. sowie auf Themen der so­
zialen und gesellschaftlichen Aus­
wirkungen der Technik und der 
,,8ozialverträglichen Technikgestal­
tung" auszudehnen, bei den Ar­
beitsmarktparteien recht unter­
schiedlich. Beide verfolgen damit 
jeweils andere arbeitspolitische 
Ziele, die pointiert folgende Unter­
scheidung erlauben. 

Die Arbeitgeber sehen sich durch 
veränderte Marktanforderungen 
sowie durch Akzeptanz- und Imple­
mentationsprobleme, die mit tech­
nischen Innovationen verbunden 
sind, zu erweiterten Qualifikations­
konzepten veraniaßt. Immer kürze­
re Produktzyklen, die Abkehr von 
der Massenproduktion hin zu indi­
viduellen Produkten und zuneh­
mend vom Markt diktierte Quali­
tätsstandards erfordern nicht nur 
flexible Technologien, sondern 

Interessierte können sich wenden 
an: 
Zentrum für Energie-, Wasser- und 
Umwelttechnik (ZEWU), 
Buxtehuder Straße 76, 
2100 Hamburg 90, 
Telefon 040/7660 09-12. 

auch flexible Belegschaften. 
"Neue Produktionskonzepte" und 
"Flexible Spezialisierung" kenn­
zeichnen Unternehmenskonzepte, 
die unter Verwendung einer höchst 
universellen und flexiblen Techno­
logie - der Mikroelektronik - und 
einer gewandelten Arbeitsorgani­
sation mit geringerer Arbeitstei­
lung zu größeren Qualifikations­
spielräumen für die Arbeitskräfte 
und damit zur optimalen Nutzung 
ihrer produktiven Potenzen führt. 
Überdies bringt die Einführung 
technischer Innovationen mit solch 
universellem Charakter wie der 
Mikroelektronik Ungewißheiten 
und Unabwägbarkeiten auf allen 
Ebenen des Betriebes mit sich. Sie 
rufen allenthalben Akzeptanzpro­
bleme, Lem-, Such- und Problemlö­
sungsprozesse hervor. Um die 
technisch-organisatorischen Um­
brüche effizient bewältigen zu kön­
nen, bedarf es einer Veränderung 
der Motivations- und Kooperations­
struktur der Mitarbeiter, das heißt 
weniger direkte Kontrolle, weniger 
enge Spezialisierung, weniger 
hierarchische Kommunikationsfor­
men, weniger Arbeitsteilung und 
bürokratische Regelungen und 
mehr Autonomiespielräume für 
die Arbeitskräfte. "QualitätsziIkel, 
Lernstatt, Werkstattforum und Or­
ganisationsentwicklung" sind be­
triebliche Antworten auf diese Her­
ausforderungen. Mit diesen Kon­
zepten soll die fachübergreifende 
Qualiflzierung gefördert werden, 
soweit sie zur Steigerung der Effi­
zienz, der Produktqualität und der 
Verfahrens- und Produktinnovation 
beiträgt. 
Dagegen denkt die Arbeitnehmer­
seite primär daran, die potentiell 
vorhandenen Gestaltungsspielräu­
me neuer Technologien einer ,,80-
zialverträglichen Technikanwen-
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dung" und vorhandene Qualifika­
tionsspielräume der personalen 
Entfaltung der Arbeitskräfte zuzu­
führen. Eine solche an den 
Gestaltungs- und Reproduktionsm­
teressen der Arbeitnehmer orien­
tierte QualifIzierung geht ebenfalls 
über die Vermittlung rein tech­
nisch-funktionaler Fertigkeiten und 
Fähigkeiten hinaus. Geboten sind 
Fähigkeiten zur Analyse von tech­
nisch-organisatorischen Umstellun­
gen und deren Folgen auf die Ar­
beitsbedingungen und -belastun­
gen, Fähigkeiten zur Beteiligung an 
betrieblichen und gesellschaftli­
chen Entscheidungsprozessen und 
insbesondere strategische Qualifi­
kationen zur Durchsetzung von In­
teressen und zur Wahrnehmung 
von Rechten.3) 

Fehlanzeige in der 
Weiterbildungspraxis 

Nun scheinen aber zwischen den 
in der Öffentlichkeit verlautbarten 
Weiterbildungsvorstellungen und 
-programmatiken der Arbeits­
marktparteien und der konkreten 
Weiterbildung in den Betrieben 
und außerbetrieblichen Einrich­
tungen erhebliche Diskrepanzen 
zu bestehen. Die berufliche Wei­
terbildungspraxis ist deutlich ein­
seitig verwendungs- und funktions­
bezogen an der Vermittlung der 
technisch-instrumentellen Qualifi­
kationen orientiert. 

Dies gilt auch weitestgehend für 
die CNC-Weiterbildung. Die 
Durchsicht der Lehrpläne der von 
uns in die Untersuchung einbezo­
genen außerbetrieblichen Weiter­
bildungseinrichtungen ergab kei­
nen expliziten Hinweis auf eine 
technikübergreifende Qualiflzie­
rung und dies unabhängig davon, 
ob es sich nun um eher wirtschafts­
nahe oder eher arbeitnehmernahe 
Träger handelt. Zum gleichen Er­
gebnis kommt Ross nach der Aus­
wertung von Lehrplänen der CNC­
Ausbildung außerbetrieblicher 
und betrieblicher Angebote : "Der 
gesellschaftliche Bezug der CNC­
Technik und Fragen der Mitgestal­
tung der Technik, der Arbeitsorga-
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nisation und der Arbeitsbedingun­
gen durch die Beschäftigten wird 
ebenfalls so gut wie gar nicht the­
matisiert." 4) 

Demnach hat die von Arlt bereits 
vor 20 Jahren getroffene Feststel­
lung, daß die fachübergreifende 
Qualifizierung vornehmlich ein Pri­
vileg der oberen Betriebshierar­
chien sei, auch heute noch Gültig­
keit: "Je umfassender und je höher 
die Verantwortung in der ,Linie' ist, 
um so stärker werden neben den 
fachlichen und sachlichen die 
menschlichen, die sozialen und die 
politischen Anforderungen im Ka­
non der Stoffe beachtet. Die Kate­
gorien der Technik, der Wirtschaft 
und der Gesellschaft erhalten den 
ihnen gebührenden Vorrang in der 
Managementbildung." S) (Hervorh. 
v. P. H.) 

Die Untersuchungsfrage 

Die von uns in veröffentlichten 
Lehrplänen allseits angetroffene 
Fehlanzeige " technikübergreifen­
der Ausbildungsinhalte" in der 
CNC-Weiterbildung bedeutet al­
lerdings nicht zwingend, daß sol­
che Inhalte in den Unterrichtsver­
anstaltungen informell oder bei Be­
darf nicht angeboten worden sind. 

Dieser Frage sind wir unter ande­
rem in unserer Studie zur CNC­
Weiterbildung nachgegangen. Mit 
Hilfe einer schriftlichen, standardi­
sierten Befragung untersuchten wir 
rd. 300 Berufstätige aus berufsbe­
gleitenden CNC-Lehrgängen (Teil­
zeit) und rd. 200 Arbeitslose aus 
CNC-Lehrgängen in Vollzeitform 
(Auftragsmaßnahmen der Arbeits­
verwaltung) aus 19 verschiedenen 
außerbetrieblichen Weiterbil­
dungseinrichtungen in NRW. 

Wir haben erstens die Teilnehmer 
nach ihrem Interesse an Ausbil­
dungsinhalten befragt, die über 
eine verwendungsbezogene funk­
tionale Technikausbildung hinaus­
gehen, und zweitens danach, ob 
solche Aspekte auch während des 
Lehrgangs angesprochen worden 
seien. Zur Einschätzung der wirt-

schaftlichen und gesellschaftlichen 
Auswirkungen der CNC-'fuchnik, 
zur potentiellen Entwicklung von 
realisierbaren Gegenkonzepten 
zur traditionell tayloristischen 
Technikanwendung, zur Mitgestal­
tung von Arbeitsorganisation und 
Arbeitsbedingungen hielten wir 
das Interesse an und die Aufklä­
rung über folgende Themen für re­
levant: 
- Zukünftige Entwicklung der Pro­

duktionstechniken (der C-Tech­
nologien: DNC-Betrieb; CAD -
Computerunterstütztes Kon­
struieren; CIM - Computerinte­
grierte Fertigung), 

- Qualifikationsanforderungen 
bei den konkurrierenden An­
wendungsmustern der CNC­
Technik in Form der ganzheitli­
chen, qualifikationsfördernden 
Werkstattprogrammierung und 
der arbeitsteiligen, qualifika­
tionspolarisierenden Program­
mierung in der Arbeitsvorberei­
tung (AV-Programmierung), 

- Arbeitsmarktwirkungen durch 
die zunehmende Verbreitung 
der CNC-Technik, 

- Mitspracherechte von Arbeit­
nehmern(-vertretern) bei der 
Technikeinführung. 

Fragen der Vermittlung sozialer 
Kompetenzen, von Kommunika­
tions- und Kooperationsfahigkeiten 
konnten wir nicht nachgehen, da 
über deren Erwerb mehr das so­
ziale Umfeld, die Form der Unter­
richtsmethode und -didaktik, das 
soziale Klima, das Verhältnis Aus­
bilder und Teilnehmer u. v. a. m. 
entscheidet, also Aspekte, die nicht 
ohne weiteres im Fragebogen ab­
rufbar sind. 

Sicher kann man einwenden, daß 
wir bei der Abfrage der vorge­
nannten Wissensbereiche nur ei­
nen kleinen Teil einer fachüber­
greifenden QualifIZierung ange­
sprochen und viele Aspekte wie 
beispielsweise die Entwicklung 
von Sozialkompetenz nicht einbezo­
gen haben. Aber Mitgestaltung 
und Mitverantwortung setzen zu­
nächst die Aufklärung über die 
technologischen und sozialen Zu­
sammenhänge voraus. Insofern ist 
das nomologische Wissen über die 
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Zwecke, Alternativen und Folge­
probleme des Technikeinsatzes 
die notwendige Voraussetzung für 
eine aktive Teilhabe, für eine be­
wußte Übernahme zunehmender 
Verantwortung, für die Einsicht in 
vermeintliche oder tatsächliche 
technisch-organisatorische Not­
wendigkeiten und für erfolgreiche 
Interventionen in den Technisie­
rungs- und Rationalisierungspro­
zeß. So vermittelt beispielsweise 
das Wissen um verschiedene Or­
ganisationsmuster der CNC-Tech­
nikanwendung (Werkstatt- und AV­
Programmierung), ihrer ökonomi­
schen, qualifikatorischen und per­
sonalpolitischen VOI- und Nachtei­
le die Einsicht, daß Technikanwen­
dung prinzipiell gestaltbar und in­
teressenbestimmt ist und nicht 
sachlogischen Zwängen folgt, die 
man schicksalhaft und unbeein­
flußbar hinnehmen muß. Dies kann 
die Bereitschaft der Arbeitskräfte 
fördern, bei der Einführung neuer 
Techniken im Betrieb und bei der 
Gestaltung der Arbeit im Spiel­
raum möglicher Alternativen mitzu­
wirken und optimale Lösungen im 
Arbeitnehmer- und Betriebsinter­
esse aufzufinden. Dies kann zu ei­
ner Minimierung von Akzeptanz­
problemen beitragen. 

Berufstätige und 
technikübergreifendes 
Bildungsinteresse 

In Tabelle I stellen wir das von den 
Teilnehmern bekundete Interesse 
an den genannten Themen der tat­
sächlichen Behandlung dieser 
Themen im CNC-Lehrgang gegen­
über. 

Bei allen vorgegebenen Wissens­
gebieten war das Bildungsinteres­
se der Teilnehmer größer als das 
entsprechende themenspezifische 
Angebot der Weiterbildungsein­
richtungen. Der Aufklärungsbe­
darf der Teilnehmer war am: stärk­
sten bei den Auswirkungen der 
CNC-Technik, die noch am unmit­
telbarsten ihren zukünftigen oder 
gegenwärtigen Arbeitsbereich 
tangieren könnten: bei den The-
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Tabelle I: Anteil der berufstätigen Teilnehmer, die an technikübergrei­
fenden Unterrichtsinhalten Interesse zeigten, und die tatsäch­
liche Behandlung der Themen während des Lehrgangs nach 
Angaben der Teilnehmer 

Interesse Behandlung im 
Themen ja Lehrgang; ja 

% % 

Künftige Entwicklung der Produktionstechniken 
(C-Techniken: DNC, CAD, CIM) 89 71 

Qualifikationen bei Werkstattprogrammierung und 
AV-Programmierung 80 55 

AIbeitsmarktprobleme durch die Einführung 
der CNC-Technik 

Mitspracherechte bei Technikeinflihrung 

men der künftigen Entwicklung 
der C-Techniken (89 % zeigten dar­
an Interesse) und bei den qualifika­
torischen Konsequenzen der bei­
den konträren Einsatzmuster einer 
ganzheitlichen (Werkstattprogram­
mierung) oder arbeitsteiligen (AV­
Programmierung) CNC-Bearbei­
tung (80 %). Dies waren auch die 
Themen, die nach Angaben der er­
werbstätigen Teilnehmer am häu­
figsten in den Lehrgängen bespro­
chen wurden: 71 % bzw. 55 % be­
stätigten eine thematische Behand­
lung. Allerdings wird hier schon 
bei einem Thema, das zentral die 
Gestaltbarkeit der Tech-
nikanwendung Werkstattpro-
grammierung versus AV-Program­
mierung - berührt, die Differenz 
zwischen Bildungswunsch und -an­
gebot recht deutlich (80 % zu 55 %). 

Beim Übergang der Thematik in 
allgemeinere bzw. politische Di­
mensionen ließ das Bildungsinter­
esse der Teilnehmer etwas nach: 
71 % äußerten Infonnationsbedarf 
über die arbeitsmarktpolitischen 
Probleme, die eine zunehmende 
Diffusion der CNC-Technik mit sich 
bringen könnte. An der Behand­
lung des offensichtlich politischen 
Themas "Mitspracherechte bei 
der Technikeinführung' " bei dem 
es um die Einflußnahme auf die 
Form der Technikariwendung und 
um die Regulierung der Technik­
folgen gehen kann, zeigten 67 % 
der Teilnehmer Interesse. 

71 40 

67 15 

Bei den beiden letztgenannten 
Themen wächst die Diskrepanz 
zwischen dem Bildungsinteresse 
der Teilnehmer und dem Bildungs­
angebot der Einrichtungen, Die 
Kluft ist bei dem Thema "Mitspra­
cherechte" (67 % zu 15 %) am größ­
ten. Bei dieser Thematik scheint 
nach dem Selbstverständnis der 
meisten Weiterbildungseinrichtun­
gen die Grenze der beruflichen 
zur politischen Weiterbildung end­
gültig überschritten. 

Arbeitslose und 
technikübergreifendes 
Bildungsinteresse 

In der Rangfolge der Themen un­
terscheidet sich das techniküber -
greifende Bildungsinteresse der 
arbeitslosen Teilnehmer aus der 
CNC-Anpassungsfortbildung kaum 
von dem der berufstätigen Teilneh­
mer. Im Niveau ist es bei den Er­
werbslosen etwas schwächer aus­
geprägt (vgl. Tabelle 2). 

Aber auch bei den CNC-Vollzeit­
lehrgängen besteht eine deutliche 
Diskrepanz zwischen dem weiter­
gehenden Bildungsinteresse der 
erwerbslosen Teilnehmer und dem 
nach ihren Angaben tatsächlich 
präsentierten Bildungsangebot der 
Veranstalter. 
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Tabelle 2: Anteil der arbeitslosen Thilnehmer, die an technikübergrei­
fenden Unterrichtsinhalten Interesse zeigten, und die tatsäch­
liche Behandlung der Themen während des Lehrgangs nach 
Angaben der Teilnehmer 

Interesse Behandlung im 
Themen Ja Lehroang; ja 

% % 

Künftige Entwicklung der Produktionstechniken 
(C-Techniken: DNC, CAD, CIM) 83 64 

Qualifikationen bei Werkstattprograrnrnierung und 
A V-Programmierung 80 54 

Arbeitsmarktprobleme durch die Einführung 

der eNC-Technik 

Mitspracherechte bei Technikeinführung 

Die Kluft zwischen Aufklärungsbe­
darf und Wissensvermittlung 
wächst zunehmend, je mehr sich 
die Thematik der arbeitsbezoge­
nen und sozialen Folgeabschät­
zung und der arbeitspolitischen 
Einflußnahme auf die Technikan­
wendung nähert. Bei der Frage 
nach der , ,zukünftigen Entwicklung 
der C-Techniken' I liegen Informa­
tionsbedarf und -angebot noch re­
lativ dicht beieinander (83 % zu 
64 %), entfernen sich schon deut­
lich bei der Behandlung der Ge­
staltungsoptionen "Werkstattpro­
grammierung und AV-Programmie­
rung" (80 % zu 54 %) und fallen bei 
dem Thema der "Mitspracherech­
te bei der Technikeinführung' 

, 
na­

hezu gänzlich auseinander (64 % zu 
12 %). 

Wohl der Klientel der Vollzeitlehr -
gänge (Arbeitslose) und ihrer pre­
kären Beschäftigungssituation ent­
sprechend, wurde das Thema "Ar­
beitsmarktprobleme infolge der 
eNC-Technik" von den Weiterbil­
dungseinrichtungen etwas häufi­
ger behandelt als bei den Er­
werbstätigen, ohne jedoch auch 
hier den entsprechenden Infanna­
tionsbedarf abzudecken (68 % zu 
46 %). 

Einige Schlußfolgerungen 

Im Vorfeld unserer Untersuchun­
gen trafen wir bei Gesprächen in 
den Weiterbildungseinrichtungen 
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68 46 

64 12 

häufiger auf den Einwand von Wei­
terbildnern, daß bei den Teilneh­
mern eine technikübergreifende 
Wissensvermittlung wie zu Fragen 
der technisch-organisatorischen 
Gestaltung, zu Anwendungsalter­
nativen und zu sozialen und ökono­
mischen Technikfolgen auf wenig 
Resonanz stoße. Begründet wurde 
dies mit einer ausgeprägten tech­
nisch-instrumentellen Nutzen- und 
Anwendungsorientierung der Teil­
nehmer, die unter zeitlichen und fi­
nanziellen Opfern ihre Weiterbil­
dung betrieben und daher hohe 
Ansprüche an die fachliche Ausbil­
dungsefflzienz stellten. Ihr Ziel sei 
die möglichst weitgehende Beherr­
schung der CNC-Werkzeugma­
schinen nach dem Lehrgang, d. h. 
letztlich die technisch-funktionelle 
Arbeitstauglichkeit. Sie wollten 
technisch "fif' in die Betriebe und 
rechneten damit, möglichst bald in 
den betrieblichen "CNC-Clan" auf­
zusteigen. Eine über die techni­
sche Ausbildung hinausgehende 
Wissensvermittlung treffe daher 
nicht die Erwartungen der Teilneh­
mer und werde als überflüssig an­
gesehen. 

Hier scheinen die Vorbehalte der 
Weiterbildungseinrichtungen grö­
ßer als notwendig, da die Teilneh­
mer - wie wir gesehen haben -
einem erweiterten Bildungsange­
bot auf fachübergreifende Aspekte 
recht aufgeschlossen gegenüber­
stehen. Die Träger geben wohl 
eher den Qualifikationservvartun-

gen der Betriebe den Vorrang, da 
letztlich ihr Ruf und ihre Existenz 
als Ausbildungsstätte mehr von 
den Qualifikationsabnehmern -
den Betrieben - als von den Ar­
beitskräften abhängt. Die Betriebe 
aber sind vor allem an der tech­
nisch-funktionalen Arbeitstauglich­
kelt der Lehrgangsteilnehmer in­
teressiert. 

Aus den Ergebnissen kann des 
weiteren geschlossen werden, daß 
den häufig vorschnell als lernent­
wöhnt und demotiviert bezeichne­
ten Arbeitslosen ein größeres Bil­
dungsinteresse zuzuschreiben ist 
und ihnen eine breitere Kenntnis­
vermittlung über Zusammenhänge, 
Zwecke, Alternativen und Folge­
probleme des Technikeinsatzes zu­
gemutet werden kann, als derzeit 
realisiert wird. Wir mußten zwar 
eine leichte Erosion der Bildungs­
motivation bei Langzeitarbeitslosen 
feststellen, die allerdings nicht dra­
matisch ist, da der Anteil der Lang­
zeitarbeitslosen, die sich für ein er­
weitertes fachübergreifendes Bil­
dungsangebot interessieren, nur 
wenige Prozentpunke unter den 
Kurzzeitarbeitslosen lag. Die zeitli­
chen Voraussetzungen für eine 
übergreifende Wissensvermittlung 
sind bei den Vollzeitmaßnahmen 
für Arbeitslose günstiger, da den 
Weiterbildungseinrichtungen Im 
Durchschnitt mehr als die doppelte 
Zeit - ca. 480 bis 520 Stunden -
zur Verfügung steht als für die be­
rufsbegleitenden CNC-Lehrgänge 
(Teilzeit) - ca. 180 bis 200 Stunden 
(Grund- und Aufbaulehrgang) -
der Berufstätigen. 

Sowohl bei Fortbildungsteilneh­
mern als auch bei den Arbeits­
marktparteien gibt es aus verschie­
denen ökonomischen, gesell­
schafts- und arbeitspolitischen Be­
weggründen eine unübersehbare 
Bereitschaft zur fach- und technik­
übergreifenden Qualifizierung -
zumindest als Ankündigung. Von 
der staatlichen Berufsbildungspoli­
tik, die aufgrund ihrer Zuständig­
keiten eine besondere Mitverant­
wortung für die Gestaltung der 
Aus- und Weiterbildung trägt, kann 
erwartet werden, daß sie diese Be­
reitschaft in bildungspolitisches 
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Handeln umsetzt. Im Weiterbil­
dungsbereich stehen für die Steue­
rung, Organisation und Gestaltung 
von Fortbildungsmaßnahmen nach 
dem Arbeitsförderungsgesetz ent­
sprechende Politikinstrumente zur 
Verfügung. Gerade bei den AFG­
geförderten Weiterbildungsmaß­
nahmen zu neuen Technologien -
wie beispielsweise zur eNC-Tech­
nologie -, die eine institutionelle 
(investive) Förderung der Weiter­
bildungsträger mit Ausbildungssy­
sternen, die Vergabe von Auftrags­
maßnahmen und die teilnehmer­
bezogene Förderung von freien 
Maßnahmen im großen Stil umfaßt. 
reicht eine öffentliche Mitverant­
wortung u. U. sehr weit. Denn nach 

dem Arbeitsförderungsgesetz tritt 
die Arbeitsverwaltung beispiels­
weise bei Auftragsmaßnahmen 
selbst als Planer, Organisator und 
Gestalter von Bildungsrnaßnahmen 
auf. Diese Möglichkeiten gilt es, für 
die bildungspolitische Gestaltungs­
aufgabe ,,fachübergreifende Qua­
lifizierung" zu nutzen. 

AnmerkUllQ'en 
I) Vg'l. Fröhlich. 0.; Hild. P.: Berufstätige und Ar­

beitslose in der CNC-Weiterbildung - Weiter­
bildungsanlässel-interessen. Lernprobleme. 
Ansprüche an die Arbeit und Beschäftigungs­
perspektiven (Bericht 38 des Instituts zur Erlor­
schunQ' sozialer Chancen) Köln 1988 

1) Technikübergreifende. fachübergreifende, be­
rufsübergreifende Qualifikationen werden hier 

Berufsberatung und Europäischer Binnenmarkt 

Manfred Leve 

Im Hinblick auf die angestrebte 
Vollendung des Europäischen Bin­
nenmarktes werden auch (berufs-) 
bildungspolitische Fragen erörtert. 

Generell sollte bei der Diskussion 
bildungspolitischer Ziele mit dar­
auf eingegangen werden, wie die­
se an die Zielgruppen, also insbe­
sondere auch die davon betroffe­
nen Menschen, am wirksamsten 
herangebracht werden können. 
Neben der Schule scheint mir dazu 
die Berufsberatung besonders be­
rufen zu sein. 

Die Berufsberatung ist in der Bun­
desrepublik Deutschland bei der 
Bundesanstalt für Arbeit anc;;J.esie­
delt. An den Nahtstellen des Uber­
gangs vom Bildungssystem in die 
berufliche Ausbildung und in das 
Beschäftigungssystem sprechen 
Berufsberaterinnen und Berufsbe­
rater junge Menschen und Ausbil­
dungsinstitutionen an, orientieren 
die breite Öffentlichkeit. beraten 
Berufswähler, ausbildende Betrie­
be und Ausbildungseinrichtungen 
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und verfügen über ein engmaschi­
ges Informationssystem. 

Immer dann, wenn wie zum Bei­
spiel emlge EG-Projekte die 
Schwelle des Übergangs von der 
Schule zum Beruf, von der Ausbil­
dung in Betrieben bis hin zur Hoch­
schule zum Gegenstand haben, ist 
auch die Berufsberatung gefor­
dert, zur Realisierung der Projekte 
beizutragen. Im nationalen Rahmen 
war die Beteiligung der Berufsbe­
ratung m der Bundesrepublik 
Deutschland an entsprechenden 
EG-Projekten sichergestellt. Der 
Erfolg vieler Modellversuche ist 
unter anderem auf die gute Koope­. ration von Bildungsinstitutionen mit 
der Berufsberatung zurückzu­
führen. 

Wenn es das Ziel ist, in der Ge­
meinschaft zu einer konzertierten 
Berufsbildungspolitik zu gelangen, 
sollten die Berufsberatungsdienste 
intensiver in die Überlegungen mit 
einbezogen werden. Sie sollten bei 
Konzepten zu einer noch engeren 

synonym verwandt. Eine beeriffliche Differen­
zierung von "technikspezifischen" und fach­
übergreifenden Qualifikationen findet sich bei 
Laur-Ernst. U: Berufsübergreifende Qualifika­
tionen und neue Technologien - ein Schritt zur 
Entspezialisierun<J dar Berufsausbildunq? In: R. 
Koch (Hrsg.): Technischer Wandel und Gestal­
tung deI beruflichen Bildung (Sonderveröffentli­
chung. Bundesinstitut für Berufsbildung) Ber­
lin/Bonn 1988 

') Vel. Bolder, A.: Arbeitnehmerorientierte berufii­
ehe Weiterbildung im Zeichen neuer Technolo­
gien - Eine kritische Bestandsaufnahme der Er­
gebnisse der Weiterbildungsforschung (Bericht 
35 des Instituts zur Erforschung sozialer Chan­
cen) Köln 1981 

') V<JI. Ross. E.: Die CNC-Technik in Alls- und Wei­
terbildun\1 - eine übersicht. In: BWP 14 (1985) 
Heft 4, S. 144 

') Vgl. Arlt, F.: Erwachsenenbildung in der Wirt­
schaft. In: J. H. Knall (Hrsg.): Internationales 
Jahrbuch der Erwachsenenbildung, Heidelberg 
1969, & 192 

Zusammenarbeit auf EG-Ebene mit 
berücksichtigt werden. Die unter­
schiedlichen Organisationsformen 
der Berufsberatung in den einzel­
nen Ländern dürfen dafür kein 
Hindernis sein. Die Einbindung 
der Aktivitäten der Berufsberatun­
gen gehört mit zur Schaffung eines 
Europäischen Binnenmarktes. 

Der Stellenwert der Berufsbera­
tung scheint mir im Kontext der all­
gemein anerkannten hohen Bedeu­
tung von beruflicher Bildung nicht 
selten unterschätzt zu werden. Dies 
gilt insbesondere im Hinblick auf 
die berufliche Erstausbildung. Sie 
legt den Grundstein für den Eintritt 
in eine qualifizierte Beschäftigung, 
für spätere Fort- und Weiterbil­
dung und auch Umschulung. Vor, 
an und nach dieser Nahtstelle von 
Bildungs- und Beschäftigungssy­
stem ist die Berufsberatung mit be­
ruflicher Orientierung, beruflicher 
Beratung, Vermittlung in Ausbil­
dungsstellen, weiterer Beratung 
nach Beginn einer Berufsausbil­
dung und erforderlichenfalls För­
dermaßnahmen tätig. Sie spielt da­
mit eine zentrale Rolle für den Be­
rufsweg des einzelnen, für seine 
Qualifikation. 
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Eine Berufsausbildung kann be­
kanntlich nicht in beliebigem Maße 
im späteren Berufsleben nachge­
holt werden. Sie muß zumindest im 
Regelfall in der Jugend erfolgen. 
Eine qualifizierte Berufsausbildung 
ist nicht nur für den Berufseinstieg, 
sondern für das gesamte Berufsle­
ben von entscheidender Bedeu­
tung, Viele berufliche Chancen, 
Maßnahmen der Fortbildung und 
Umschulung sowie weitere Bil­
dungswege setzen schon formal 
eine abgeschlossene Berufsausbil­
dung, gleich welcher Art, voraus. 
Zahlreiche Berufsausbildungen 
vermitteln übertragbare Kenntnis­
se und Fertigkeiten, die auch in an­
deren Berufen genutzt werden kön­
nen. In jedem Fall erleichtert das 
Einüben in systematisches Aufneh­
men von Kenntnissen und das Er­
lernen von Fähigkeiten während ei­
ner Ausbildung (das Erlernen des 
Lernens), das spätere Hineinfinden 
in neue berufliche Aufgaben sowie 
die Fort- und Weiterbildung. 

Ergänzend sei auch noch auf die 
hohen gesarntwirtschaftlichen und 
gesellschaftlichen Kosten hinge­
wiesen, die durch keine oder eine 
falsche oder eine unzureichende 
berufliche Beratung und Orientie­
rung entstehen können - etwa 
dann, wenn dadurch verursacht, 
falsche Berufswahlentscheidungen 
getroffen werden, nicht den Be­
schäftigungsmöglichkeiten ent­
sprechende berufliche Ausbildun­
gen durchlaufen werden, berufli­
che Ausbildungen abgebrochen 
werden oder gar überhaupt keine 
beruflichen Qualifikationen erwor­
ben werden. Eine "falsche" oder 
keine Berufsausbildung erhöht er­
heblich das Risiko, arbeitslos zu 
werden. Eine "falsche" oder keine 
Ausbildung, die später durch Fort­
bildung und Umschulung kompen­
siert werden müßte, ist für den ein­
zelnen oft auch sehr schwierig, auf 
jeden Fall jedoch mit erheblich hö­
heren Kosten verbunden als die In­
vestitionen in kompetente und effi­
ziente Beratungsdienste und eine 
berufliche Erstausbildung. 

Eine kompetente Berufsberatung 
trägt erheblich dazu bei, junge 
Menschen für ihre berufliche Zu-
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kunft zu qualifizieren, spätere Ar­
beitslosigkeit vermeiden zu helfen 
und quaWizierten Nachwuchs für 
Wirtschaft und Verwaltung zu si­
chern. 

Auf dem Gebiet der Berufsbera­
tung, die an der Schnittstelle zwi­
schen Schul- und Beschäftigungs­
system tätig ist, die also sozusagen 
die Verbindung zwischen Allge­
meinbildungs- und Beschäftigungs­
system ist, bietet sich eine Beteili­
gung im europäischen Bereich so­
wohl an Themen an, die den schuli­
schen und universitären Bereich im 
Hinblick auf Berufs- und Arbeits­
welt beinhalten als auch an The­
men, die die Berufs- und Arbeits­
welt im Hinblick auf das Bildungs­
system beinhalten. 

Daneben könnten die Berufsbera­
tungsdienste selbst im europäi­
schen Rahmen überhaupt bzw. ver­
stärkt Gegenstand von Erfahrungs­
austausch und Zusammenarbeit 
sein. Aktivitäten der EG-Kommis­
sion auf diesem Feld würden si­
cherlich begrüßt. 

Nachstehend beispielhaft einige 
Bereiche, die für einen europäi­
schen Erfahrungsaustausch und 
gegebenenfalls auch eine europäi­
sche Zusammenarbeit, insbeson­
dere im Hinblick auf den herzustel­
lenden Europäischen Binnen­
markt, in Betracht kämen: 

- Rolle und Bedeutung der Be­
rufsberatungsdienste, 

- Strukturen der Beratungsdien­
ste und deren Vor- und Nachtei­
le, 

- Verwendung der elektronischen 
Datenverarbeitung, 

- Berufsinformationssysteme, 
- Berufsberatung besonderer Per-

sonengruppen: z. B. Behinderte, 
Ausländer, 

- Nutzung der Medien für die Be­
rufsorientierung und Berufsbe­
ratung, 

- Informationen über Bildungs-, 
Ausbildungs- und Beschäfti­
gungssysteme und -märkte in je­
weils anderen Ländern (ein­
schließlich Fragen der Ver­
gleichbarkeit von Qualifikatio­
nen und Bildungsabschlüssen), 

- Einrichtung eines Informations­
systems über gegenseitig inter­
essierende Fragen der Berufs­
beratung - vergleichbar etwa 
der EG-Veröffentlichung MISEP 
für den Bereich Arbeitsmarkt­
politik, 

- Treffen der leitenden Beamten 
für Berufsberatung - vergleich­
bar dem Treffen der leitenden 
Beamten für Berufsausbildung, 
der leitenden Beamten für Be­
schäftigungsfragen und Arbeits­
marktfragen, 

- Grenzüberschreitende Vermitt­
lung von Jugendlichen und jun­
gen Erwachsenen zur Berufs­
ausbildung im jeweils anderen 
Land (wird in der Bundesrepu­
blik Deutschland im grenznahen 
Gebiet mit Frankreich im AI­
beitsamtsbezirk Rastatt z. B. in 
Ansätzen praktiziert), 

- Austausch von Berufsberatem 
etwa nach dem Muster des von 
der EG-Komrnission geförderten 
Beamtenaustausches im Bereich 
Arbeitsvermittlung, 

- Veranstaltung von Seminaren zu 
Fragen aus den Bereichen Be­
rufsorientierung, Berufsbera­
tung, Ausbildungsstellenvermitt­
lung, Förderung der berufli­
chen Erstausbildung und der­
gleichen. 

Berichtigung zu BWP 1/89, 
Seite 32: 

Auf der Seite 32, 
linke Spalte, 22. Zeile von 
oben, muß die Literaturan­
gabe richtig heißen: 

(Agrarbericht 1988, Tz. 271; 
Wentingmann 1988). 

(Die Redaktion) 
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lblsbüdungsabbruch 
- Versuch einer biographischen Einordnung -

Kathrin Hensge 

Nahezu jeder sechste Jugendliche. der imJahr 1986 eine Berufsausbildung aufuahm, brach 
diese vorzeitig ab. Etwa die HiilDe dieser Jugendlichen blieb nach dem Abbruch unver· 
sorgt, d. h. eine berufliche Re-Integration blieb bislang erfolglOS. 

Ob und inwiefern die AnzahljäluIicher VertragslO.sungen mit der Entspannung auldem Aus­
bildungssteIIenmarkt zurilckgeht, bleibt vorl;!jufig ungewiß. Mit einiger Gewißheit ist jedoch 
vorauszusehen, daß der Ausbildungsabbruch für jene Jugendliche, die danach unvemorgt 
sind. ganz erhebliche Konsequenzen (ur den weiteren Berufsverlauf haben wird, und zwar 
weit überdaseigentliche Abbruch-Ereignis hinaus. Welche Konsequenzen dies sind, wieju­
gendliche mit Konilikten in der Berufsausbildung wngehen und wie sie den Abbruch in 
ihren beruflichen Lebensweg einordnen, dies herauszuarbeiten ist Ziel der nachfolgenden 
Ausführungen. 

Kathrin Hensge, Dr. phil. 
Diplom-Kauffrau und Wirtschaftspädagogin, 
wissenschaftliche Mitarbeiterin in der 
Hauptabteilung 2 ,,Gurriculumforschung" 
des Bundesinstituts fUr Berufsbildung, wo 

sie sich mit Problemen besonderer Perso­
nengruppen in der beruflichen Bildung sa­

wie mit Fragen der AusbilderqualifIzierung 
befaßt. 

Quantitative Dimensionen 
des Ausbildungsabbruchs 

Zur besseren Einordnung der The­
matik in den bildungspolitischen 
Kontext werden zunächst die quan­
titativen Umrisse des Problems auf­
gezeigt und im Anschluß daran der 
berufsbiographische Stellenwert 
des Abbruchs für die betroffenen 
Jugendlichen herausgearbeitet. 

Seit 1985 wurden jährlich etwa 
100 000 Ausbildungsverträge gelöst, 

mit stets wachsender Thndenz. Die 
Zahl der vorzeitigen Vertragslösun­
gen erreichte im statistisch zuletzt 
ausgewiesenen Jahr 1987 bereits 
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115 337 oder 17,5% im Bundes­
durchschnitt nach 16,1 % im Jahr 
1986 (siehe Schaubild Seite 23). 
Diese Entwicklung führte dazu, 
daß das Thema zunehmend ins 
Blickfeld der bildungspolitischen 
Diskussion gelangte. Der Haupt­
ausschuß des Bundesinstiruts hat 
seinerseits das Thema mit dem Ziel 
aufgegriffen, Empfehlungen zur 
Vermeidung von Ausbildungsab­
brüchen und - wenn der Abbruch 
bereits erfolgte - zur Wied.erein­
gliederung auszuarbeiten. 

Die verstärkte Diskussion der Ab­
bruchproblematik im Bereich der 
beruflichen Bildung darf nicht den 
Blick dafür verstellen, daß auch in 
anderen Bildungsbereichen das 
Thema aktuell ist: etwa 22 Prozent 
der Studienanfänger an der Hoch­
schule und etwa 19 Prozent an den 
Fachhochschulen beendeten das 
Srudium vor der Abschlußprüfung.l) 
Trotz dieses hohen Prozentsatzes 
wird dieses Thema im Hochschul­
bereich nicht annähernd so inten­
siv diskutiert wie im Bereich der 
beruflichen Bildung. Dies ist zum 
einen darauf zurückzuführen, daß 
Abbrecher im dualen System der 
Berufsausbildung im Vergleich zu 
Studienabbrechern ungleich weni­
ger berufliche Alternativen haben 
und das Arbeitsmarktrisiko dieser 
Personengruppe insgesamt ent­
sprechend größer ist. Zum ande­
ren signalisieren die Abbruchzah­
len im dualen System insofern bil­
dungspolitische Brisanz, als hier 
negative Konsequenzen sowohl für 
die Jugendlichen als auch für die 

Betriebe entstehen. Darüber hin­
aus verursachen Ausbildungsab­
brüche soziale Kosten dann, wenn 
Zeiten der Arbeitslosigkeit entste­
hen oder vakante Ausbildungsplät­
ze kurzfristig nicht wiederbesetzt 
werden können. 

Über die künftige Entwicklung bei 
den jährlichen Vertragslösungen 
wird zur Zeit kontrovers diskutiert. 
Dabei geht die Diskussion von zwei 
unterschiedlichen Annahmen über 
die Auswirkungen der Ausbil­
dungsplatzsituation auf die vorzeiti­
gen Vertragslösungen aus; 
1. Die zunehmende Entspannung 

auf dem Ausbildungsstellen­
markt reduziert die Anzahl von 
Ausbildungsabbruchen, weil die 
größere Berufswahlfreiheit die 
Ausbildungsmotivation erhöht 
und damit die Abbruchbereit� 
schaft tendenziell sinkt. 

2. Die zunehmende Entspannung 
auf dem Ausbildungsstellen­
markt erhöht die Anzahl von Aus­
bildungsabbrüchen, weil beruf­
liche Alternativen in ausreichen­
der Zahl zur Verfügung stehen 
und die Abbruchbereitschaft 
tendenziell steigt. 

Welche der beiden Annahmen 
letztlich die realistischere ist. 
bleibt abzuwarten. Die zunehmen­
de Entspannung auf dem Ausbil­
dungsstellenmarkt insgesamt konn­
te jedoch die unterschiedliche re­
gionale und sektorate Versorgung 
mit Ausbildungspli3.tzen im einzel­
nen nicht ausgleichen; im Gegen­
teil, die Spannweite zwischen bes­
ser und schlechter versorgten Ge­
bieten hat sogar noch zugenom­
men.2) Infolgedessen werden auch 
die regionalen und sektoralen Un­
terschiede bei den Vertragslösun­
gen tendenziell bestehen bleiben 
und weiterhin in einigen Gebieten 
oder Ausbildungsbereichen zu be­
sonderen Härten führen, wie dies 
bislang der Fall war: So differier­
ten die Unterschiede zwischen den 
regionalen Vertragslösungsquoten 
im Jahr 1986 um über 10 Prozent; 
während beispielsweise die jahr­
gangsbezogenen Vertragslösungs­
quoten in Berlin und Hamburg mit 
24,6 bzw. 25,0 Prozent deutlich 
über dem Bundesdurchschnitt la� 
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Tsd. Anzahl der vorzeitig gelösten Ausbildungsverträge 
1978 bis 1987 115 331 

100 
92492 

81 412 

68 651 

50 I 

gen, wiesen z. B. Baden-Württem­
berg und Niedersachsen mit 14,9 
bzw. 13,5 Prozent mit Abstand die 
niedrigsten Vertragslösungsquoten 
auf. 3) Ebenfalls beachtlich ist die 
Spannweite der Vertragslösungs­
quoten in den einzelnen Ausbil­
dungsberufen. Bei den Ausbil­
dungsberufen Friseur/in, Maler/in 
und Lackierer /in sowie Koch/Kö­
chin wird etwa jeder vierte Ausbil­
dungsvertrag vorzeitig gelöst. Bei 
den Berufen Fernmeldehandwer­
kerlin, Bank- bzw. Sparkassen­
kaufmann/ frau und Industriekauf­
mann/frau ist es dagegen nur etwa 
jeder zwanzigste Vertrag.4) 

Angesichts dieser beachtlichen 
Unterschiede in den regionalen, 
sektoralen und berufsspezifischen 
Vertragslösungsquoten erscheint 
es ziemlich unwahrscheinlich, daß 
sich die Probleme des Ausbildungs­
abbruchs in den besonders betrof­
fenen Bereichen demnächst dra­
stisch entspannen. Vielmehr ist da­
von auszugehen, daß die Situation 
auch weiterhin eine Herausforde­
rung für die Verantwortlichen, zu­
mindest für jene Personengruppe 
darstellt, deren berufliche Wieder­
eingliederung nach dem Abbruch 
gefährdet ist und aus eigener Kraft 
nicht bewältigt werden kann. 

Biographische Dimensionen 
des Ausbildungsabbruchs 

Welchen Stellenwert mißt diese 
Personengruppe dem Abbruch 
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selbst bei, wie reagiert sie auf den 
Ausbildungsabbruch und mit wel­
chen Konsequenzen für den weite­
ren beruflichen Lebensweg muß 
die Personengruppe rechnen? 

Diesen Fragen ging eine vom Bun­
desinstitut durchgeführte Untersu­
chung über den Stellenwert des 
Ausbildungsabbruchs im Berufs­
verlauf der Jugendlichen nach, de­
ren Ergebnisse hier vorgestellt 
werden.S) Die Studie ordnet den 
Ausbildungsabbruch in den Ge­
samtzusammenhang des berufli­
chen Lebensweges der Jugendli­
chen ein, indem sie die Berufsbio­
graphien von Ausbildungsabbre­
ehern von der allgemeinbildenden 
Schule in die Berufsausbildung, 
deren Abbruch und Konsequenzen 
für den Biographieentwurf nach­
zeichnet. Die chronologische Re­
konstruktion gibt Aufschluß dar­
über, wie die Bildungswege der Ju­
gendlichen im "Prozeß der sukzes­
siven Festlegung in beruflich rele­
vanten Entscheidungssituationen' '6) 
entstanden sind und welchen Stel­
lenwert das Abbruchereignis darin 
hat. Entscheidungsprobleme treten 
zeitlich gerafft insbesondere an 
den Übergängen von einer Bil­
dungsstation in die nächstfolgende 
auf. Hier trifft der Jugendliche rich­
tungsweisende Entscheidungen 
für den weiteren beruflichen Le­
bensweg. Für den jugendlichen 
Ausbildungsabbrecher stellt sich 
diese Übergangsproblematik in 
zweierlei Hinsicht: in der Berufs­
wahlsituation vor Aufnahme der 
ersten Berufsausbildung und un-

mittelbar nach dem Abbruch. Da­
bei zieht meist eine Entscheidung 
die nächstfolgende nach sich: Die 
Entscheidung zur Aufnahme einer 
bestimmten Berufsausbildung kann 
sich im nachhinein als Irrtum er­
weisen und bedarf der Korrektur; 
diese Entscheidungskorrektur führt 
zum Ausbildungsabbruch, der sei­
nerseits erneut eine berufliche Ent­
scheidung erzwingt, die ihrerseits 
den weiteren beruflichen Lebens­
weg prägen wird. Die isolierte Be­
trachtung einer Situation oder 
eines Ereignisses würde wichtige 
lebensgeschichtliche Zusammen­
hänge ausklammern, die zur Klä­
rung des Abbruchs und seiner Fol­
gen für den Biographieverlauf 
wichtig sind. Deshalb wurden in 
der BIBB-Studie alle wichtigen Sta­
tionen im Berufsverlauf der Ju­
gendlichen (Berufswahl und Ein­
mündung - Berufsausbildung und 
Abbruch - Arbeitslosigkeit und 
Berufswahl) in die Untersuchung 
einbezogen. 

B erufswahl und Einmündung 

Der Entscheidung des Jugendli­
chen zugunsten eines Berufes geht 
1. d. R. ein mehr oder weniger lan­
ger Prozeß der Berufswahl und 
Ausbildungsplatzsuche voraus. 
Dieser Prozeß beginnt lange vor 
Verlassen der allgemeinbildenden 
Schule. Zu Beginn dieses Prozesses 
sind berufliche Orientierungen 
meist noch wenig konkrete Annah­
men über die Beziehung zwischen 
Berufswirklichkeit und der eige­
nen Person. 1) 

Im Verlauf des Berufswahlprozes­
ses unterliegen die ersten Berufs­
wünsche Veränderungen und Kor­
rekturen im Zuge konkreter Erfah­
rungen bei der Ausbildungsplatz­
suche und der damit bewußter 
werdenden Einschätzung der Rea­
lisierungschancen dieser Berufs­
wünsche. 

Der überwiegende Teil der in der 
Abbruch-Studie des Bundesinsti­
tuts befragten Jugendlichen mußte 
im Verlauf dieses Prozesses die Er­
fahrung machen, daß BerufsWlU1sch 
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und Einmündung nicht überein­
stimmten, d. h, eine wunschgemäße 
Berufsemmündung nicht möglich 
war. 

Ausbildung und Abbruch 

Vorberufliche Erfahrungen der Be­
rufswahl und Einmündung wirken 
unmittelbar in die Berufsausbil­
dung hinein. Sie beeinflussen die 
Ausbildungsmotivation und damit 
indirekt auch die Bereitschaft, Kon­
flikten in der Berufsausbildung ent­
gegenzuwirken, ohne das Ausbil­
dungsverhältnis sogleich in Frage 
zu stellen. 

Dieser Zusammenhang stellt sich 
offensichtlich in der Erlebniswelt 
der Jugendlichen etwas differen­
zierter dar. So gab der überwie­
gende Teil der befragten Jugendli­
chen an, berufswahlbezogene Fak­
toren seien kein Grund für sie ge­
wesen, die Ausbildung abzubre­
chen. 

Die Höhe der Ausbildungsmotiva­
tiall und die Bereitschaft, Konflikte 
so lange wie irgend möglich ohne 
Abbruch des Ausbildungsverhält­
nisses zu bewältigen, erwies sich 
eher als eine Folge zufriedenstel­
Iender Lernbedingungen im Aus­
bildungsberuf - gewünscht oder 
nicht gewünscht - als die Folge ei­
ner nicht wunschgemäßen Berufs­
einmündung. Berufswahlbezogene 
Abbruchgründe werden überla­
gert von Gründen, die unmittelbar 
mit dem betrieblichen Ausbil­
dungsgeschehen, wie es von den 
Jugendlichen wahrgenommen wur­
de, zusammenhängen. Im Urteil 
der Jugendlichen sind es die be­
trieblichen Lernmäglichkeiten, die 
ihre Zukunftsperspektiven im spä­
teren Erwerbsleben prägen und 
deshalb bei der Beurteilung des 
Abbruchgeschehens weitaus grö­
ßeres Gewicht haben als Fragen 
der Berufswahl und Einmündung. 

Hierbei zeigte sich, daß insbeson­
dere Jugendliche, die in Klein- und 
Mittelbetrieben ausgebildet wur­
den, die betrieblichen Lernmög­
lichkeiten insgesamt kritisierten. 
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Beurteilungsrelevant und für den 
Abbruch ausschlaggebend waren 
dabei im einzelnen folgende Fakto­
ren in der Reihenfolge ihrer Ge­
wichtung: 
1. Schlechtes Verhältnis zu Ausbil­

dern/Kollegen 
2. Fehlende ausführliche Erklärun­

gen 
3. Wenig Zeit zum Üben 
4. Unsystematische Ausbildungsor­

ganisation 
5. Beschäftigung mit ausbildungs­

fremden Tätigkeiten 

Diese Bewertung zeigt, wie sehr 
sich die Jugendlichen an den in 
der Ausbildung konkret erlebten 
Personen orientieren sowie an der 
Attraktivität des betrieblichen Lern­
angebots, d. h. inwiefern eine fach­
lich fundierte, systematisch nach­
vollziehbare und die berufliche Zu­
kunft sichernde Ausbildung, ange­
boten wurde. 

Die Abbruchbegründungen der 
Jugendlichen zeigen, wie wichtig 
die betrieblichen Ausbildungsbe­
dingungen und -inhalte für die Aus­
bildungsmotivation und damit für 
das erfolgreiche Durchstehen der 
Berufsausbildung sind. In diesem 
Prozeß spielt der Ausbilder und 
das Verhältnis zu den Kollegen 
eine entscheidende Rolle. Wenn 
die kollegialen Beziehungen nicht 
stimmen, Differenzen mit dem Aus­
bilder bestehen, dann kann eine 
fachlich nicht zufriedenstellende 
Ausbildung nicht mehr aufrechter­
halten werden, und es kommt zum 
Abbruch. Ferner wird deutlich, 
daß der Maßstab für die Bewer­
tung des Abbruch-Ereignisses aus 
der Sicht der Jugendlichen das 
aktuell wahrgenommene Ausbil­
dungsgeschehen ist; Berufsein­
mündung, Theoriedefizite oder 
problematische Lebensverhältnis­
se werden nachrangig themati­
siert. Diese Bewertung zeigt, daß 
die Jugendlichen zwar bereit sind, 
erste Berufswünsche bei der Be­
rufseinmündung zurückzustellen, 
jedoch nicht bereit sind, auf Ausbil­
dungsqualität zu verzichten. Diese 
sehen sie dann als beeinträchtigt 
an, wenn die betrieblichen Lern­
möglichkeiten durch die genann­
ten Faktoren - Ausbildungssyste-

matik, Beschäftigung mit ausbil­
dungsfremden Tätigkeiten etc. -
reduziert werden. 

Abbruchprozeß 

Der Abbruch ist selten eine Folge 
spontaner Entscheidungen. In der 
Mehrzahl der Fälle geht dem Ab­
bruch ein längerfristiger konflikt­
hafter Ausbildungsprozeß voraus. 
In seinem Verlauf nehmen Konflik­
te zwischen Betrieb und Auszubil­
dendem an Schärfe und Intensität 
zu und kulminieren in einem Punkt 
bzw. einer Situation, die letztlich 
den Ausschlag für den Abbruch 
der Ausbildung gibt. 

Obwohl Konflikte, Probleme etc. 
bereits längere Zeit vor dem Ab­
bruch bekannt waren und insoweit 
gegensteuerndes Handeln mög­
lich gewesen wäre, wurde von die­
ser Möglichkeit viel zu wenig Ge­
brauch gemacht. Hier ist insbeson­
dere der Ausbilder gefragt, von 
dem der Jugendliche Hilfestellung 
bei der Bewältigung von Konflikten 
im Ausbildungsverlauf erwartet, 
um einen drohenden Ausbildungs­
abbruch zu vermeiden. Die Ju­
gendlichen trauen sich in der Re­
gel noch keinen eigenständigen 
Beitrag zur Konfliktlösung ohne Hil­
fe von seiten Dritter zu. 

Arbeitslosigkeit 
und erneute Berufswahl 

Nach dem Abbruch folgt für einen 
Großteil der Jugendlichen eine 
mehr oder weniger lange Zeit der 
Arbeitslosigkeit. Für die Jugendli­
chen bedeutet dies, daß der ur­
sprünglich geplante berufliche Le­
bensweg, der die Aufnahme einer 
Berufsausbildung und deren Ab­
schluß in reibungsloser Folge vor­
sah, zunächst auf nicht kalkulierba­
re Zeit unterbrochen ist. Diese Si­
tuation erzeugt Unsicherheit, aus 
der in Mehrzahl der Fälle nicht Re­
signation erwächst; im Gegenteil : 
unmittelbar nach dem Abbruch ist 
die Ausbildungsmotivation noch 
ungebrochen. Ungeachtet aller in 
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der Tendenz negativen Ausbil­
dungserfahrungen strebt der Ju­
gendliche nach dem Abbruch die 
Wiederaufnahme einer Berufsaus­
bildung an. Dies deutet darauf hin, 
daß der Wunsch nach Aufnahme 
einer Berufsausbildung als Grund­
lage für eine qualifizierte Erwerbs­
tätigkeit bereits fester Bestandteil 
des beruflichen Lebensplanes der 
Jugendlichen geworden ist. Diese 
Einstellung erfordert eine erneute 
Berufswahlentscheidung, die im 
wesentlichen auf die Frage hinaus­
läuft: Fortsetzung der Berufsausbil­
dung im selben oder Aufnahme ei­
ner Berufsausbildung in einem an­
deren Beruf? In dieser Situation 
entschied sich die Mehrzahl der 
befragten Jugendlichen für die 
Aufnahme einer Berufsausbildung 
in einem anderen Beruf. 

Diese berufliche Umorientierung 
wurde darauf zurückgeführt, daß 
die ersten Ausbildungserfahrun­
gen derart erdrückend waren, daß 
eine Wiederholung nicht erstre­
benswert erschien. Zum anderen 
spielten auch "taktische" Gründe 
eine Rolle : Bei dem Versuch nach 
Wiederaufnahme der Berufsaus­
bildung im selben Beruf sind viele 
Jugendliche an der Ablehnung po­
tentieller Aufnahmebetriebe ge­
scheitert. In diesen Fällen waren 
die Betriebe offenbar der Auffas­
sung, daß sie nicht wiederholen 
müßten, was bereits der Vorgän­
gerbetrieb erfolglos versuchte. 

In dem Bemühen, nach dem Ab­
bruch aus den ersten Erfahrungen 
mit der Berufs- und Arbeitswelt zu 
lernen und eine kompetente und 
bewußte Berufswahlentscheidung 
zu treffen, stehen die Jugendlichen 
in der Regel vor einem Dilemma: 
Einerseits benötigt diese Personen­
gruppe Zeit für eine tragfähige Ent­
scheidung, andererseits sinken ge­
rade durch das anspruchsvolle 
und zugleich zeitraubende Such­
verhalten die Vennittlungschancen 
dieser Personengruppe, und zwar 
mit zunehmender Dauer der mit 
dieser Suche meist verbundenen 
Arbeitslosigkeit. Während dem­
nach auf der einen Seite Berufs­
wahlkompetenz und Entschei­
dungsfähigkeit zunehmen, verrin-
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gern sich auf der anderen Seite die 
Chancen, diese neu gewonnenen 
Erfahrungen umzusetzen. 

Resümee 

Um die berufliche Re-Integration 
dieser insgesamt beachtlichen An­
zahl von Jugendlichen, die nach 
dem Abbruch zunächst arbeitslos 
ist, zu fördern, müssen Auswege 
aus dem beschriebenen Dilemma 
gefunden werden. Dabei gilt es, die 
doch offensichtlich vielfach vorhan­
denen Potentiale dieser Personen­
gruppe für die Wiedereingliede­
rung nutzbar zu machen. Da ist zu­
nächst die ungebrochene Ausbil­
dungsmotivation nach dem Ab­
bruch. Dieses Interesse verweist un­
mittelbar auf die Notwendigkeit ei­
ner zügigen Wiedereingliederung, 
die längere Zeiten der Arbeitslosig­
keit vermeidet und Wiedereinglie­
derungschancen verbessert. 

Ferner handelt es sich um eine Per­
sonengruppe, deren Berufswahl­
kompetenz entschieden zugenom­
men hat und die nicht mehr bereit 
ist, jede Ausbildung aufzunehmen, 
um versorgt zu sein, auch wenn 
durch dieses Berufswahlverhalten 
negative Konsequenzen in Kauf ge­
nommen werden müssen. Diese 
Einstellung verweist auf die Not­
wendigkeit einer sachkompetenten 
Beratung und Unterstützung durch 
die Berufsberatung, deren Aufga­
be es ist, schnelle und unbürokrati­
sche Unterstützung anzubieten. 

Um zu verhindern, daß der 
Wunsch nach Wiederaufnahme ei­
ner Berufsausbildung seine Orien­
tierungsfunktion für den Biogra­
phieentwurf im Zuge sinkender 
Vermittlungschancen mit zuneh­
mender Dauer der Arbeitslosigkeit 
nach dem Abbruch einbüßt, könn­
te über Auffangmaßnahmen nach­
gedacht werden, die keine be­
stimmten Anfangs- und Endzeiten 
haben und damit flexibel jeden Ju­
gendlichen aufnehmen könnten, 
unabhängig vom Zeitpunkt seines 
Abbruchs. Auf diesem Wege wür­
den Zeiten der Arbeitslosigkeit 
nach dem Abbruch gar nicht erst 
entstehen und die Re-Integrations-

chancen dieser Personengruppe 
sich insgesamt verbessern. 

Um Konflikte in der Berufsausbil­
dung nicht erst derart eskalieren 
zu lassen, daß sie zu Ausbildungs­
abbrüchen führen, sollten jene 
Konfliktlösungspotentiale ausge­
schöpft werden, die bislang noch 
viel zu wenig genutzt werden : Die 
Längerfristigkeit des Abbruchpro­
zesses und die zentrale Rolle des 
Ausbilders in diesem Prozeß ver­
weisen auf die Notwendigkeit zur 
Intensivierung pädagogischer In­
terventionen und damit auf den 
Stellenwert pädagogischer Qualifi­
zierung des Ausbildungspersonals. 

So wichtig Qualifizierungsmaßnah­
men auch sein mögen, sie würden 
für sich genommen jedoch zu kurz 
greifen, weil das Ausbilderhandeln 
sehr eng mit den betrieblichen 
Rahmenbedingungen verknüpft ist 
und pädagogische Handlungs­
spielräume eingrenzen. Diese en­
ge Verknüpfung zwischen betrieb­
lichen Rahmenbedingungen und 
Ausbilderhandeln spiegelt sich 
auch in den Abbruchbegründun­
gen der Jugendlichen wider, die 
sich zwar an der Person des Ausbil­
ders orientieren, jedoch nicht ohne 
gleichzeitig auch die betrieblichen 
Ausbildungsbedingungen zu kriti­
sieren, die ihrer Meinung nach 
eine zukunftssichere Qualifizie­
rung erschweren. Diese Bewer­
tung verweist auf den Stellenwert 
einer attraktiven und qualitativ 
hochwertigen Ausbildung für die 
Ausbildungsmotivation und damit 
auch für eine Reduzierung von Aus­
bildungsabbrüchen. 
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Pseudokritik und heimlicher Dogmatismus *) 

Günter Kutscha 

Günter Kutscha, Dr. phil. 
Profe�oI der Berufspädagogik/Berufsbildungs­
forschung an der Universität - Gesamthoch­
schule - Duisburg 

Rezensionen sind ein Indikator für 
das wissenschaftliche Diskussions­
niveau einer Disziplin. Die Berufs­
bildungsforschung hat auf diesem 
Gebiet noch einiges nachzuholen. 
Speziell die Besprechung des Sam­
melbandes "Berufsausbildung im 
Einzelhandel' I durch Walter �Lezius 
gibt Anlaß, über Kriterien der Bo­
nität von Bücherbesprechungen 
nachzudenken, zumal dann, wenn 
für sie ein so exponiertes Publika­
tionsorgan wie die Zeitschrift des 
Bundesinstituts für Berufsbildung 
in Wissenschaft und Praxis in An­
spruch genommen wird. Selbstver­
ständlich läßt sich über Kriterien 
streiten - schließlich handelt es 
sich dabei um Setzungen; über die­
se ist nicht nach Gütekriterien in­
tersubjektiver Nachprüfbarkeit zu 
befinden, sondern unter Gesichts­
punkten der Konsensfähigkeit in 
der wissenschaftlichen Kommuni­
kationsgemeinschaft zu entschei­
den. Was immer es sonst noch an 
Wünschbarkeiten geben mag, so 
besteht nach meiner Kenntnis 
Übereinstimmung darüber, daß 
Rezensionen 
- informativ sein sollten, denn an­

gesichts der Fülle an Publikatio­
nen wird es für den Leser zu-

nehmend wichtiger und hilfrei­
cher sein, in knapper Form ent­
scheidungsrelevante Hinweise 
darauf zu bekommen, ob die be­
sprochene Literatur für seine 
Zwecke geeignet ist oder nicht; 

- kritisch sein sollten, was die be­
sondere Verpflichtung des Re­
zensenten einschließt, daß er 
sein Urteil auf zuverlässige 
Grundlagen und auf genaue 
Kenntnisse der zur Diskussion 
stehenden Materie stützt; 

- fair sein müßten, daß heißt u.  a.: 
auf die Intentionen der rezen­
sierten Texte eingehen sollten, 
da deren Herausgeber und Au­
toren wegen der asymmetri­
schen Kommunikationsstruktur 
von Rezensionen in der Regel 
keine Gelegenheit haben, ihren 
Standpunkt (zeitgleich) in die 
Diskussion einzubringen. 

Die Besprechung des oben ge­
nannten Sammelbandes von Wal­
ter-Lezius verstößt in eklatanter 
Weise gegen diese Kriterien. Dazu 
im einzelnen: 

Der zur Diskussion stehende Band 
gliedert sich in drei Teile: 1. Struk­
turwandel und Neuordnung der 
Berufsausbildung im Einzelhandel, 
2. Berufsschulunterricht: Impulse 
für Curriculumrevision und Unter­
richtsplanung, 3. Ausbildungspra­
xis: Qualifikationspotentiale und 
Entwicklungsbarrieren. 

Walter-Lezius hält es weder für nö­
tig, den Leser über den Aufbau 
des Sammelbandes zu informieren 
noch einen groben Überblick über 
die im Band enthaltenen Einzelbei­
träge zu geben. Von elf Aufsätzen 
wird nur ein einziger explizit ge­
nannt und attackiert, allerdings oh­
ne auf dessen Inhalt einzugehen: 
H. Geißlers Beitrag "Die Verkäu­
fer-Kunde-Kommunikation als Bil­
dungspraxis" , worauf noch zurück­
zukommen sein wird. Der weit über-

*) Stellun�e zur Rezension des Sammelbandes "Berufsausbildung im Einzelhandel. Beiträge rur 
Neuordnung und Kritik" (hrsg. von G Kutscha / H. Schanz, Stuttgart 1988) durch H.-]. Walter-Lwius (in: 
Berufsbildung in Wissenschaft und Praxis 511988. S. 114/115). 
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wiegende Teil der Buchbespre­
chung ist der Selbstdarstellung des 
Rezensenten gewidmet. Warum 
wird der Leser nicht wenigstens 
knapp und präzise vom Inhalt des 
besprochenen Buches in Kenntnis 
gesetzt, die es ihm ermöglicht, Kri­
tik nachvollziehen zu können? Der 
Rezensent müßte dazu freilich den 
Text selbst gründlich gelesen 
haben. Damit scheint es im vorlie­
genden Fall nicht weit her zu sein. 

Als grundSätzliche Probleme der 
Neustrukturierung der Berufsaus­
bildung im Einzelhandel nennt 
Walter-Lezius: Was ist das Gemein­
same aller kaufmännischen Berufe, 
was das Trennende? Wie werden 
Methodenprobleme gelöst, wel­
cher didaktische Zugang hat wel­
che Konsequenzen zur Folge? Wel­
che Rolle spielen Betrieb und Be­
rufsschule? Für die Beiträge des 
Sammelbandes seien dies "noch 
nicht einmal randständige Fragen" . 
Das ist schlichtweg falsch. Selbst­
verständlich kann ein Sammel­
band, der in der Reihe "Beiträge 
zur Pädagogik für Schule und Be­
trieb" erscheint und dessen Titel 
eindeutig die Selbstbegrenzung 
auf Probleme der Berufsausbil­
dung im Einzelhandel anzeigt, we­
der die ungelösten Grundlagen­
probleme der Berufsbildungsfor­
schung klären noch sich vorneh­
men, nebenbei die Neustrukturie­
rung aller kaufmännischen Berufe 
zu behandeln. Insofern geht ein 
Teil der Desideratenliste an den 
Zielsetzungen des Bandes vorbei; 
der andere Teil ist Gegenstand 
mehrerer Beiträge. Das gilt insbe­
sondere für didaktische Ansätze 
und Method.enfragen, aber auch 
für die Problematik der Lemorte. 
So werden u. a. im Abschnitt zum 
Berufsschulunterricht inhaltliche 
und methodische Grundlagenpro­
bleme der wichtigsten U nterrichts­
fächer (Warenverkaufskunde, Wirt­
schaftslehre, Rechnungswesen und 
Deutschunterricht), im Abschnitt 
zur betrieblichen Ausbildungspra­
xis Ergebnisse empirischer Unter­
suchungen zur Sozialisation für und 
durch den Warenverkauf, Resulta­
te eines Medienprojekts für die be­
triebliche Berufsausbildung rrn 
Einzelhandel und Konsequenzen 
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aus Erhebungen über Zwischen­
und Abschlußprüfungen darge� 
stellt und erörtert. Der erste 'Teil 
des Bandes betreffend den Struk­
turwandel und die Neuordnung 
der Berufsausbildung im Einzel­
handel eröffnet den Bezugsrahmen 
für die von Walter-Lezius venniß­
ten ordnungspolitischen fragestel­
lungen, und zwar mit Beiträgen zur 
geschichtlichen Entwicklung der 
Berufsausbildung im Einzelhandel, 
zum Qualifikationsstrukturwandel 
und zur Neuordnung der Berufs­
ausbildung im Einzelhandel. Es 
geht mir nicht darum, diese Beiträ­
ge gegen Kritik abzuschiImen. 
Was ich dem Rezensenten anlaste, 
ist, daß er dem Leser fälschlich 
suggeriert, der Band gehe auf die 
wichtigsten Fragen der Berufsaus­
bildung im Einzelhandel und der 
Neuordnung gar nicht ein. 

Wissenschaftliche Kritik ist beson­
ders dann fruchtbar, aber auch be­
sonders schwierig, wenn sie sich 
auf die Intentionen des Bezugstex­
tes und seines Autoren einläßt; 
denn - es sei erlaubt, ein berühm­
tes Wort Hegels über die "wahrhaf­
te Widerlegung" eines ,,Gegners" 
in diesem Zusammenhang anzu­

wenden - "ihn außerhalb seiner 
selbst anzugreifen und recht zu be­
halten, wo er nicht ist, fördert die 
Sache nicht." Ich komme damit auf 
die Kernpunkte der Kritik von Wal­
ter-Lezius zu sprechen; er enthält 
drei Teilaspekte: 
- der Band bleibe dem Bestehen­

den verhaftet, 
- ihm fehle ein schlüssiges Ge­

samtkonzepC 
- er vernachlässige strukturelle 

Faktoren zugunsten pädagogi­
scher Intentionen. 

Der Konservatismusvorwurfwird in 
der Behauptung formuliert: "Auf ei­
ner sehr ambivalent zu sehenden 
Weise ist darüber hinaus die Struk­
tur (des Bandes, G. K.) dem Beste­
henden verhaftet." Die Herausge­
ber haben dem Umstand Rech­
nung getragen, daß einerseits die 
bisherige Stufenausbildung und 
der Ausbildungsberuf des Einzel­
handelskaufmanns durch Verord­
nung über die Berufsausbildung 
zum Kaufmann/zur Kauffrau im 
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Einzelhandel abgelöst worden ist, 
andererseits die zweijährige Aus­
bildung zum Verkäufer/zur Ver­
käuferin vorerst noch bestehen 
bleibt. Wenngleich Zielsetzungen 
und didaktischer Bezugsrahmen 
des Bandes von der Neuordnung 
der Berufsausbildung im Einzel­
handel bestimmt sind, werden die 
Probleme des gegenwärtigen Be­
rufsschulalltags, zu dem die Ausbil­
dung von Verkäuferinnen und Ver­
käufern gehört, angemessen be­
rücksichtigt. Dafür gibt es Grunde, 
die die Implementations- und Inno­
vationsforschung nahelegen. Nach­
haltige Verbesserungen der Aus­
bildungs- und Unterrichtspraxis 
sind nicht zu erwarten, wenn die 
Didaktik der Praxis mit realitätsfer­
nen Anspruchen vorauseilt. Das 
gilt um so mehr für jene Bereiche 
der Berufsausbildung, die - wie 
die Berufsausbildung im Einzel­
handel - nach Qualität und Anse­
hen zu den Stiefkindern der Be-
rufspädagogik und Berufsbil-
dungsforschung zählen. Hier 
kommt es zunächst darauf an, kri­
tisch Bilanz zu ziehen, auf die ein­
schränkenden Bedingungen di­
daktischer Innovationen aufmerk­
sam zu machen, aber auch gangba­
re Wege und Perspektiven für die 
Reform aufzuzeigen. Insofern wer­
den die bestehenden Verhältnisse 
im Band bewußt mitberücksichtigt, 
jedoch nicht in konservierender 
Absicht, sondern der Zielsetzung 
verbunden, Ansätze zur schrittwei­
sen Verbesserung anzuregen, de­
ren Komplexität von der Berufsbil­
dungsforschung sinnvoll verarbei­
tet und auch von Praktikern nach­
vollzogen werden können. 

Damit komme ich auf den zweiten 
der oben genannten Kritikpunkte 
zu sprechen: "Einzelne Beiträge 
sind lesenswert. Aber sie lassen 
sich nicht zu einer Gesamtheit zu­
sammenfassen, die die Komplexität 
der Berufsausbildung in diesem 
Bereich widerspiegeln." Walter­
Lezius sollte um die desolate For­
schungslage im Bereich Berufsaus­
bildung im Einzelhandel wissen. 
Um so unverständlicher ist sein An­
sinnen, schon zum jetzigen Zeit­
punkt mit "Gesamtheiten" aufzu� 
warten, wo selbst kritisch-pragma-

tischer Eklektizismus schon ein 
Fortschritt wäre. 

Im Band werden mit Bedacht auch 
kontroverse Positionen zur Sprache 
gebracht, um angesichts der offe­
nen Fragen die Notwendigkeit dis­
kursiver Problemerörterungen zu 
betonen. Eine eilfertige Zusam­
menfassung zur Gesamtheit möge 
Dogmatikern und praxisfremden 
Essentialisten überlassen bleiben; 
in einer so jungen Wissenschaft 
wie die der Berufsbildungsfor­
schung, die auf Interdisziplinarität 
Aspektvielfalt und interparadigma­
tische Verständigung angewiesen 
ist, hat sie nichts zu bieten. 

Was bleibt schließlich vom Vorwurf 
übrig: "Pädagogische Intentionen 
überlagern . . .  die Frage nach den 
eigentlichen strukturbestimmen­
den Faktoren, die aber nicht päd­
agogischer, sondern ökonomischer 
Art sind." Was heißt hier "eigent­
lich"? Offenbar diskutiert der Re­
zensent wiederum auf der Folie ei­
ner dogmatisch durchsetzten We­
sensschau, die ihm Einblicke in das 

"
Eigentliche" ermöglicht. Dafür bin 

ich als Wissenschaftler nicht zustän­
dig. Doch worum geht es inhaltlich? 
Walter-Lezius bezieht sich bei sei­
ner Kritik auf H. Geißlers Beitrag 
zur bildungstheoretischen Legiti­
mation und interaktionspädagogi­
schen Konzeptualisierung des Kom­
petenzprofils für Verkäufer. 

Geißler will den zur Diskussion ge­
stellten Ansatz ausdrucklieh als 

"
handlungsregulatives Zielkon­

zept" verstanden wissen; er sei mit­
hin auf Zukunft angelegt und gehe 
insofern über die vorfindbare Aus­
bildungswirklichkeit ein Stück hin­
aus. Das ist pädagogisch-bildungs­
theoretische Argumentation! Näm­
lich: Konfrontation der Ausbil­
dungswirklichkeit mit regulativen 
Ideen nach Maßgabe bildungs­
theoretisch explizierter Prämissen, 
um Perspektiven für die Verände­
rung von Praxis unter dem Ge­
sichtspunkt der Persönlichkeitsent­
wicklung in und durch Ausbildung 
und Arbeit zu eröffnen. 

Der Gedankenaustausch und die 
Zusammenarbeit von Berufsbil� 
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dungsforschung und Berufspäd­
agogik steckt noch in den Anfän­
gen. Daß die Berufsbildungsfor­
schung sich bevorzugt mit Struktur­
analysen befaßt und die Berufs­
pädagogik: stärker das Moment 
der Subjektivität akzentuiert, hat 
forschungsgeschichtliche Grunde. 
Die neuere Entwicklung, an der so­
wohl das Bundesinstitut für Berufs­
bildung als auch die Vertreter der 
Berufs- und Wirtschaftspädagogen 
an Hochschulen beteiligt sind, sind 
geprägt von der Absicht, bisherige 
Grenzziehungen zu überwinden 
und Kooperation anzustreben. Re­
zensionen wie die von Walter-Lezi­
us leisten dazu keinen konstrukti­
ven Beitrag, sie diskreditieren be­
rufspädagogische Positionen, statt 
sich ernsthaft mit der Frage ausein­
anderzusetzen, was von ihnen zu 
lernen sei, um die Berufsbildungs­
forschung voranzubringen. Über­
dies bleibt die Kritik in einer merk-

würdigen Weise inkonsequent. 
Einerseits wird mit überhöht per­
fektionistischem Anspruch eine 
stringente Gesamtschau der Aus­
bildungskomplexität im Einzelhan­
del reklamiert, andererseits die 
Selbstbegrenzung auf pädagogi­
sche Aspekte am Beispiel eines 
willkürlich herausgegriffenen Ein­
zelbeitrags kritisiert, ohne dessen 
Stellenwert im Gesamtkontext des 
Bandes zu würdigen. Dieser be­
handelt Fragen der Berufsbil­
dungsrefonn gerade nicht als bloß 
pädagogisch-didaktisches Pro­
blem, sondern im Spannungsfeld 
politisch-ökonomischer Bedingun­
gen und divergierender gesell­
schaftlicher Anspruche. Nicht um­
sonst beginnt der Band mit einem 
Beitrag zur geschichtlichen Ent­
wicklung der Berufsausbildung im 
Einzelhandel. Das vorhandene und 
noch längst nicht ausgewertete Ma­
terial aus der Geschichte der Be-

Technische Berufsausbildung in Argentinien 

Jörg-Rainer Gerlach 

( 
Jöra-Rainer Gerlach 
I. tuld 11. Staa�n, Lehramt an berufsbilden­
den Schulen; wissenschaftlicher Mitarbeiter in 
der Hauptabteilung 3 "AusbildullQ'sordnunqsfor­
Behung" des Bundesinstituts für Berufsbilduno 
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Das Land Argentinien 

Zum Verständnis des argentini­
schen Bildungs- und Ausbildungs­
systems sind einige Daten zu Bevöl­
kerung, Staatsaufbau und Verwal­
tung notwendig. Argentinien ist 
eines der größten Länder Südame­
rikas und umfaßt eine Fläche von 
2 766 889 km2• Es ist mehr als elf­
mal so groß wie die Bundesrepu­
blik Deutschland. Auf dieser Fläche 
wohnen 30,1 MilL Einwohner (1984), 
das entspricht einer Bevölkerungs­
dichte von 11 Eirrwohnern/km2• Ar­
gentinien ist nach Brasilien der be-

rufsausbildung im Einzelhandel er­
weist sich als wahre Fundgrube für 
berufspädagogische und didakti­
sche Ideen. Aber auch dies wird 
im geschichtlichen Rückblick deut­
lich: Es ist schon so viel erdacht, 
aber zu wenig davon in Ausbil­
dungs- und Unterrichtspraxis um­
gesetzt worden. Die Gründe dafür 
betreffen letztlich den Strukturwan­
deI im Einzelhandel, für den mit 
der Ökonomisierung und Femini­
sierung der Verkaufsarbeit. das 
heißt der geschlechtsspezifischen 
und damit kostengiinstigen Arbeits­
teilung seit Ende des vergangenen 
und Anfang dieses Jahrhunderts 
die Weichen gestellt worden sind. 
Die Professionalisierung der Ver­
kaufsarbeit blieb dabei auf der 
Strecke - sie zu fördern, ist eine 
leitende Zielperspektive des zur 
Diskussion stehenden Sammelban­
des. Der Rezensent hat diesen Leit­
gedanken offenbar nicht erkannt. 

völkerungsreichste Staat Südame­
rikas. 

Die größte Stadt ist die Hauptstadt 
Buenos Aires mit 2,908 Mill. Ein­
wohner (1980), im Großraum Bue­
nos Acres wohnen ca. 10,8 Mill. 
Menschen - mehr als ein Drittel 
der Gesamtbevölkerung. 

Argentinien ist in 23 Provinzen, das 
Nationalterritorium Feuerland und 
den Bundesdistrikt mit der Haupt­
stadt Buenos Aires gegliedert. Der 
Bundesdistrikt und die ihn um­
schließende Provinz Buenos Aires 
mit der Hauptstadt La Plata sind 
die wirtschaftlich, sozial und poli­
tisch wichtigsten Gebiete. Argenti­
nien ist heute eine Demokratie mit 
einer Präsidialverfassung. Die Ar­
gentinier sind zu weit über 90 % 
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Nachfahren europäischer Einwan­
derer, ihr Blick: war immer nach 
Europa gerichtet und am europäi­
schen Lebensstil orientiert. Das Be­
wußtsein, gleichsam ein "europäi­
sches" Land zu sein, ist besonders 
in den politisch verantwortlichen 
Schichten lange konserviert war­
den. 

In Argentinien hat sich erst lang­
sam das Bewußtsein durchgesetzt, 
daß es aufgrund seiner geographi­
schen, wirtschaftlichen und sozia­
len Lage ein Entwicklungsland ist, 
und daß diese Tatsache akzeptiert 
und politisch umgesetzt werden 
muß. Doch noch immer wird von 
vielen Menschen die rational aner­
kannte Lage nicht gefühlsmäßig 
angenommen. Argentinien strebt 
eine Politik der Süd-Süd-Zusam­
menarbeit und eine Änderung der 
seiner Meinung nach ungerechten 
Weltwirtschaftsordnung an. 

Das Bildungssystem 

Argentinien verfügt über ein rela­
tiv gut ausgebautes Bildungswe­
sen, daß traditionell durch französi­
sche Einflüsse geprägt ist. Es be­
steht eine allgemeine Schulpflicht 
für Kinder zwischen dem 6. und 
14. Lebensjahr. Wie international 
üblich, wird zwischen dem 
- Primarbereich, 
- Sekundarbereich und dem 
- tertiären Bereich 
unterschieden. 

De·r Primarbereich umfaßt sieben 
Jahre sowie die Vorschule. Die Se­
kundarstufe dauert fünf bis sechs 
Jahre und ist in zwei Abschnitte ge­
gliedert, in die 
- Grundstufe (Cido Basico) 

von 3 Jahren und die 
- Oberstufe (Cido Superior) 

von 2 bis 3 Jahren. 
Primar- und Sekundarbereich zu­
sammen umfassen also 12-13 Jah­
re. Daran schließt sich die universi­
täre und nichtuniversitäre Ausbil­
dung an. Die technische Berufsaus­
bildung ist 'Teil des Sekundarbe­
reichs und wird in der Oberstufe in 
besonderen Schulen durchgeführt. 
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Eine Betrachtung der Bevölke­
rungszahl der jeweiligen Alters­
gruppe mit der entsprechenden 
Schulfonn ergibt ein interessantes 
Bild. Schon in der Hauptstadt geht 
der Anteil der Primarschüler von 
etwa 94 % im Sekundarbereich auf 
etwa 60 % zurück. Für die Provinz 
Buenos Aires fällt der Anteil der 
Sekundarschüler bereits auf etwa 
38 %. In der Provinz Formosa, die 
im Landesinneren liegt, ist z. B. der 
Anteil der l5-19jährigen, die eine 
Schule besuchen, nur etwa 37 %. 
Das bedeutet: Die Primarschule 
wird noch von der Mehrheit der 
potentiellen Schüler besucht, die 
Sekundarschule ist bereits die 
Schule einer Minderheit. Dabei 
muß noch berücksichtigt werden, 
daß die Teilnahme mit aufsteigen­
dem Jahrgang kontinuierlich zu­
rückgeht. 

Zahlen über die Effektivität des 
Schulsystems sind nur schwer zu 
erhalten. Man kann davon ausge­
hen, daß nur ca. 50 % der entspre­
chenden schulpflichtigen Bevölke­
rung von der Sekundarschule er­
faßt werden. Von diesen 50% wur­
den 1980315 129 � 22,4 % in Argen­
tinien insgesamt und davon 
213 076*) � 15,1 % in technischen 
Sekundarschulen des Nationalen 
Rats für Technische Erziehung 
(Consejo Nacional de Educaci6n 
Tecnica � CONET) unterrichtet. 

Nach einer Berechnung des CO­
NET geht der Schüleranteil im Ver­
lauf der Ausbildung von der Basis 
100 % im ersten Jahr der techni­
schen Sekundaria auf 32 % bis zum 
Abschluß der Schule zurück. 

Diese Zahlen zeigen deutlich die 
Unzulänglichkeiten des Schulsy­
stems insgesamt und der techni­
schen Sekundarausbildung im be­
sonderen. Wenn man noch berück­
sichtigt, daß die Mehrzahl der Ab­
solventen der technischen Sekun­
darausbildung zur Universität 
überwechselt, kann man sich vor­
stellen, wie schlecht sowohl quanti­
tativ als auch qualitativ die Wirt-

*) Ministerio de Educaci6n y Justicia, Censo Mac, 
de Educ. Tecnica, Informe 2. 1. 1988 - (10) 
Idem., Seite 9 
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schaft: mit ausgebildeten techni­
schen Fachkräften versorgt wird. 
Da es neben der schulischen Aus­
bildung bis auf wenige Ausnahmen 
einer betrieblichen Ausbildung 
keine Alternativen gibt, wird eine 
Unterversorgung der Wirtschaft 
mit Fachkräften auf lange Sicht die 
Folge sein. *) 

Technische Berufsausbildung 

Seit 29 Jahren wird die technische 
Berufsausbildung in Argentinien in 
erster Linie vom CONET durchge­
führt. Daneben gibt es Ausbildungs­
möglichkeiten auf Provinzebene 
und private Ausbildungsstätten, 
z. B. von Betrieben. Am 15. Novem­
ber 1959 hat der argentinische Kon­
greß durch das Gesetz Nr. 15240 
den CONET geschaffen. "Die Auf­
gabe des CONET besteht in der 
Förderung von Ausbildung, Fortbil­
dung, Berufs- und Handwerksaus­
bildung. Diese sind durch Planung, 
Ordnung, Koordinierung, Forschung 
und allgemeine Aufsicht der tech­
nischen Ausbildung zu erreichen 
und den Eigenarten des Entwick­
lungs-, Modernisierungs- und so­
zioökonomischen Änderungspro­
zesses des Landes anzupassen.' '**) 

Durch Rechtsverordnung (decreto) 
werden der jeweilige Präsident 
und der Rat (conseja) mit acht Ver­
tretern (vocales) des Staates, der 
Gewerkschaften und der Wirt­
schaft, die an der Arbeit des CO­
NET beteiligt werden, vom Präsi­
denten der Republik ernannt. 
Beteiligt sind: 
- 3 Lehrervertreter aus dem Be­

reich technische Erziehung 
- 1 Vertreter der Lehrergewerk­

schaft aus dem Bereich CONET 
(AMET Asociaci6n deI Magiste­
rio de Ensenanza Tecnica) 

- 2 Vertreter der Wirtschaft 
(UIA Uni6n Industrial Argentina, 
CGE Confederaci6n General 
Econ6mica) 

*) Alle DatBn aus: Censo Nacional de Poblaci6n 
y Vivienda 1980- Serie D. Total dei Pals, RepU­
blica Argentina 

**) Baino, Emesto: ,,Gula Practica dei Estudiante 
Tecnico", 4" edici6n, ISBN 950-9558-00 I Bue­
nos Aires, Übersetzllnq durch den Autor 
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- 1 Vertreter der Zentralen Ge­
werkschaft (CGT Confederaci6n 
General del Trabajo) 

- 1 Vertreter des Ministeriums für 
Arbeit und Soziales. 

Neben den "Cocales" berät eine 
gemischte Kommission (Comisi6n 
Mixta) den Präsidenten des CO­
NET. Diese Kommission hat alle 
nicht durch Vorschriften geregel­
ten Angelegenheiten des "Dualen 
Systems" zu lösen (Cap. 11, Regla­
menta Sistema Dual, 1984). 

Mitglieder sind: 
- der Präsident des CONET 
- drei Vertreter des CONET (in 

der Praxis sind dies die drei Ge­
neraldirektoren) 

- vier Vertreter von Betrieben, es 
sollen je zwei aus staatlichen 
und zwei aus privaten Betrieben 
sein (Cap. 11, Art. 5 Reglamento 
Sistema Dual, 1984) 

Die technische Berufsausbildung 
dient der Ausbildung von Fachkräf­
ten für die mittlere und ausführen­
de Ebene der Wirtschaft. Sie wird 
in zwei Fonnen durchgeführt: 
� in der Ausbildung von Techni­

kern (formaci6n de tecnicos) 
� in der Ausbildung von techni­

schen Gehilfen (formaci6n de 
auxiliares tecnicos). Dies ist 
nach deutschem Verständnis die 
Facharbeiterebene. 

Die Technikerausbildung 

Die Technikerausbildung wird m 
zwei Stufen (ciclos) durchgeführt, 
in einer Grundstufe (eicIo basico) 
und einer darauf aufbauenden 
Oberstufe (eido superior). 

Grundbildung 
Die Grundbildung dauert drei Jah­
re in Tagesfonn und vier Jahre in 
Abendform. Neben der Allgemein­
bildung (cultura general) soll der 
Schüler Kontakt mit den Tätigkei­
ten bekommen, die ihn später im 
Betrieb erwarten. Voraussetzung 
ist der Abschluß der Primarschule 
und eine Aufnahmeprüfung in Spa­
nisch und Mathematik. 
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Oberstufe 
Die Oberstufe dauert ebenfalls 
drei bzw. vier Jahre (Tages- oder 
Abendform). Sie ermöglicht dem 
Schüler eine theoretische und wis­
senschaftliche Vervollständigung 
seiner Kenntnisse, um führungsauf­
gaben übernehmen zu können und 
das Management zu unterstützen. 

Durch Abkommen mit der Wirt­
schaft soll dem Schüler ermöglicht 
werden, praktische Kenntnisse sei­
nes Fachbereiches in der Wirt­
schaft zu erwerben. Die Absolven­
ten der Oberstufe erhalten den Ti­
tel Techniker (Teenico) in der je­
weiligen Fachrichtung. Zur Zeit ist 
die Ausbildung in 34 Fachrichtun­
gen möglich. 

Die Zahl der Schüler hat sich in 
den letzten Jahren ausgeweitet. Be­
trug sie 1975 noch 200688, so war 
sie 1987 bereits auf 259 070 gestie­
gen. In zwölf Jahren hat sich die 
Zahl der Schüler um 29,1 % erhöht. 
Die Zahl der Schüler, die die Tech­
nikerausbildung nicht abschlie­
ßen, ist enorm hoch. So sind bei­
spielsweise von 40413 Anfängern 
in 1981 zum Abschluß der Grund­
stufe nach drei Jahren bereits 
34,3% der Schüler ausgeschieden. 

Nach Abschluß der Oberstufe 
nach sechs Jahren sind bereits 
68 % ausgeschieden. Das bedeu­
tet, daß nur eine Minderheit das 
Bildungsangebot nutzt oder nutzen 
kann. Die Gründe für das Aus­
scheiden konnten nicht untersucht 
werden. Die Schüler haben mehr­
heitlich das Ziel, ein Studium an ei­
ner Universität zu beginnen. 

Für die ausscheidende Mehrheit 
gibt es kein alternatives schuli­
sches Angebot, abgesehen von 
den Kursen und Lehrgängen der 
Berufsausbildung. Unter demokra­
tischen Aspekten ist das auf eine 
Minderheit ausgerichtete schuli­
sche Angebot nicht zu tolerieren. 
Die Wirtschaft erhält über den Ar­
beitsmarkt Jugendliche ohne eine 
abgeschlossene Ausbildung. Unter 
psychologischem Aspekt betrach­
tet, entläßt das Schulsystem die 
Mehrheit der Jugendlichen als "ge­
scheitert" . 

Die Ausbildung von 
technischen 
G ehilfen (Facharbeiter) 

Diese Ausbildung wird traditionell 
in berufsbildenden Kursen von 40 
bis 800 Stunden Ausbildungsdauer 
durchgeführt und ist nicht in ein 
geschlossenes Ausbildungssystem 
integriert. Die Zahl der durch den 
CONET Ausgebildeten betrug 
1986 27 634 Personen. Diese Ge­
samtzahl kann nicht nach einzelnen 
Kursen gewichtet werden und er­
möglicht daher keine qualitative 
Aussage. In diesem Ausbildungs­
bereich gibt es seit 1980 die Mög­
lichkeit der dualen Berufsausbil­
dung. 

Die duale Ausbildung wurde im 
Rahmen der technischen Zusam­
menarbeit zwischen Argentinien 
und der Bundesrepublik Deutsch­
land entwickelt und eingeführt. Die 
Bedeutung der dualen Ausbildung 
ist noch gering. 1986 gab es in den 
Schulen des CONET 1378 Schüler 
im dualen System, in Argentinien 
insgesamt 1922 Personen. 

Die Teilnehmer am dualen System 
haben den rechtlichen Status eines 
Schülers. Die Schulen schließen 
mit Betrieben Abkommen (conve­
nios), in deren Rahmen die prakti­
sche Ausbildung durchgeführt 
wird. Die praktische Ausbildung 
umfaßt drei Tage in der Woche, in 
der Schule erfolgt an zwei Tagen 
die theoretische Ausbildung. Die 
Schüler erhalten von den Betrie­
ben eine Bezahlung ("beca' '), die 
im Mai 1988 etwa 200 Australes, 
entsprechend etwa 50 DM, betrug. 

Die Bezahlung der Schüler soll 
50 % des offiziellen Mindestlohns 
entsprechen. Die gesamte Ausbil­
dungsdauer beträgt zwei Jahre und 
schließt mit einer Prüfung ab. 

1986 wurden im CONET 27634 Per­
sonen in der Berufsausbildung (for­
maci6n profesional), d.h. in ver­
schiedenen Kursen ausgebildet. 
Davon waren, wie bereits gesagt, 
1 378 im "Dualen System". Dies ent­
spricht einem Anteil von 4,99%. 
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Die ersten Berufe im dualen Sy­
stem wurden ohne analytische Un­
tersuchungen geschaffen. Man 
kann aber davon ausgehen, daß 
sie, wie z. B. Automobiltechnik, 
mechanische Instandhaltung und 
Werkzeugmaschinentechnik, in je­
der sich entwickelnden Volkswirt­
schaft gebraucht werden. Neuere 
Berufe wurden aufgrund des ak­
tuellen Bedarfs einer Branche ge­
schaffen. Insgesamt sind heute im 
Gesamtsystern vier Berufsbereiche 
mit unterschiedlichen Berufen zu 

erkennen (siehe Tabelle), 

Bereiche des dualen Systems 

Bereich Teilbereich IBeruf 

Mechanik Mechanik 

Automobiltechnik 

Instrurnententechnik 

Elektrotechnik Elektrotechnik 

Elektronik Elektronik 

Verwaltung Verwaltung 

Chemie Chemie 

Trotz der geringen Bedeutung des 
dualen Bereichs wird er von den 
Betrieben, Lehrern und Schülern 
akzeptiert. Betriebsvertreter und 
Lehrer heben den Praxisbezug der 
Ausbildung hervor sowie die Be­
deuhmg der Sozialisation in Be­
trieb und Gesellschaft. Den Schü­
lern war sowohl das traditionelle 
als auch das duale System be­
kannt. Sie haben bewußt das duale 
System aus folgenden Gründen ge­
wählt, 
- praxisnahe Ausbildung, 
- Kontakt zu Betrieben, 
- Chance einer Übernahme in ein 

Beschäftigungsverhältnis, 
- bessere Chancen auf dem Ar­

beitsmarkt. 

Die Mehrzahl der Schüler richtet 
die Ausbildung auf den Arbeits­
markt aus, Einige wenige, beson­
ders im Bereich Verwaltung, stre­
ben nach ihrer Ausbildung eine 
Universitätsbildung an. 

BWP 2/89 

Stellung der Sozialparteien 
zur Berufsausbildung 

Sowohl bei den industriellen Ar­
beitgebern als auch bei der wich­
tigsten Gewerkschaft in Argenti­
nien, der CGT (Confederaci6n Ge­
neral deI Trabajo) sind die Vorstel­
lungen über die Notwendigkeit der 
Berufsausbildung und ihrer Durch­
führung noch nicht sehr ausge­
prägt, Die Gewerkschaftsseite ist, 
auch was ihre öffentlichen Verlaut­
barungen anbetrifft, auf soziale 
Verbesserungen der Arbeitneh­
mer ausgerichtet. Diese Verbesse­
rungen sollen auf politischem Weg 
erreicht werden. Die Möglichkeit, 
soziale Verbesserungen über mehr 
Bildung, insbesondere Berufsbil­
dung, für die Arbeitnehmer zu er­
reichen, wird auf Gewerkschafts­
seite kaum gesehen. Bei den Indu­
strievertretern kann man zwei 
Gruppen unterscheiden: 
- Vertreter des Managements, die 

konkrete Aufgaben in den Be­
trieben zu lösen haben, 

- Vertreter der Industrieverbän­
de, hier besonders der UIA 
(Uni6n Industrial Argentina). 

Den Vertretern des Managements 
ist die Bedeutung einer qualifizier­
ten Ausbildung bewußt, und sie 
versuchen, Ausbildung nach ihren 
Möglichkeiten zu organisieren. In 
großen Betrieben gibt es betriebs­
interne Ausbildungsgänge für die 
Thchniker- und Facharbeiterebene 
oder eine direkte Zusarrunenarbeit 
mit dem CONE'!'. Die Ausbildung 
ist praxisorientiert und führt über 
eine Grundausbildung zu betriebs­
spezifischen Tätigkeiten. 

Mittelgroße Betriebe haben keine 
eigene Erfahrung in der Berufsaus­
bildung und suchen deshalb die 
Zusammenarbeit mit dem CONET. 
Die Teilnehmer am dualen System 
stammen meist aus dieser Gruppe, 
mit Ausnahme weniger Großbe­
triebe. 

Alle Betriebe, die Berufsausbil­
dung betreiben, arbeiten nach 
Richtlinien und Programmen des 
CONET. Sie beklagen sich jedoch 
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mehr oder weniger über die Zu­
sammenarbeit mit dem CONET. 
Die Programme entsprechen ihrer 
Meinung nach nicht den tatsächli­
chen Erfordernissen, eine Bera­
tung in Fragen der Berufsausbil­
dung findet nicht statt. Auch mit ih­
ren aktuellen Problemen der Aus­
bildung fühlen sich die Betriebe al­
leingelassen. 

Die Verbandsvertreter wünschen 
eine verstärkte Berufsausbildung, 
haben bisher aber keine Vorstel­
lungen im Sinne einer Berufsbil­
dungspolitik entwickelt. Ihr Ziel ist 
auf die Ausbildung im Bereich 
Facharbeiter IMeister gerichtet. 

Durch diese Situation, daß die So­
zialparteien noch keine ausgepräg­
te Berufsbildungspolitik betreiben, 
ist es dem CONET möglich, ohne 
"äußeren Druck" relativ abstrakt 
Wld verwaltend zu arbeiten. Die 
Mitarbeiter des CONET selbst be­
sitzen wenig Industrieerfahrung. 
Sie sind überwiegend Lehrer und 
haben 

"
Berührungsängste" mit der 

Praxis. Eine Zusammenarbeit Staat 
- Sozialparteien ist fonnal in der 
"gemischten Kommission" (Comi­
si6n Mixta) des CONET vorhanden. 
Auf der Arbeitsebene gibt es bis­
her keine systematische Berufsbil­
dungspolitik, 
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Tarifliche Ausbildungsvergiitungen 1988 

Bei d.urchschnittlich 673 DM pro Monat lagen im vergangenen Jalu: die tarifvertrag'iich 
vereinbarten AuabUdun!JSvergtitungeu.. Gegenüber 1987 stiegen .te um 2,6% an. Die An­
hebung der Ausbildungsvergütungen war damit 1988 zuriickhalteD.der als im Vorfahr, in 
dem noch eilLe Stei!Je!'llllg'SJ'8.te von 3,3% erreicht wurde. Dies entspricht allerdings der 
allg-emeinen Lohn- und Gehaltsentwicklung: Die Tariflöhne und -gehälter, die 1987 nach 
Berechnungen del Bundesministen für llrbeit und Sozialordnung (BMA) noch um 
durchschnittlich 3,4'10 zunahmen, wurden 1988 um nur 2,8% erhöht. 

Abbildung 1 :  Durchschnittliche Ausbildungsvergütungen pro Monat in 
ausgewählten Ausbildungsberufen 1988 - in DM -

111j&lllllllllllllmlmmoolllmllllllllllllllllllllllllllll1111111111111111111111111111111111111111111111111111111IIIIIIIIIIIIIIIIIIImllllllllllllllllllllllllllllllili111111111111111111111. 

1 1 Arzthelfer / in I 
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II1II Industrie und Handel 

_ Handwerk 

_ Landwirtschaft 

_ Öffentlicher Dienst 

c::::::::J Freie Berufe 

Dies ist ein Ergebnis der im EIBE 
seit 1976 regelmäßig zum Stand 
1. Oktober durchgeführten Unter­
suchung tariflicher Ausbildungs­
vergütungen. Sie basiert auf einer 
Zusammenstellung der in ca. 450 
bedeutenden Tarifverträgen fest­
gelegten Ausbildungsvergütun­
gen, die der BMA anhand des von 
ihm Q'.eführten Tarifregisters er­
stellt. Uber eine Zuordnung von Ta­
rifverträgen zu Berufen werden im 
BIBB für derzeit über 200 Ausbil­
dungsberufe die durchschnittli­
chen Ausbildungsvergütungen er­
mittelt. Für 1988 wurden erstmals 
auch die neugeordneten industriel­
len Metall- und Elektroberufe ein­
bezogen. Auf die berücksichtigten 
Berufe, die i. d. R. eine Besetzungs­
zahl von mindestens 600 Auszubil­
denden aufweisen, entfallen über 
90% aller bestehenden Ausbil­
dungsverhältnisse. 

1988 lagen die Vergütungen für 
84 % der Auszubildenden zwischen 
500 DM und 800 DM pro Monat. 
Weniger als 600 DM erhielten rd. 
5 %, mehr als 800 DM erreichten 
11 % der Lehrlinge. 

Die höchsten Ausbildungsvergü­
tungen wurden 1988 mit 1 066 DM 
den Auszubildenden in den Beru­
fen des Bauhandwerks und der 
Bauindustrie - z. B. Maurer, Zim­
merer, Straßenbauer, Stukka­
teur I in, Fliesen-, Platten- und Mo­
saikleger/in - gezahlt. Relativ ho­
he Vergütungen waren auch für die 
angehenden Bergmechaniker mit 
1 058 DM und für die künftigen Ver­
sicherungskaufleute mit 1 063 DM 
zu verzeichnen. 

Die mit Abstand geringsten Ausbil­
dungsvergütungen wurden - wie 
in den Vorjahren - auch 1988 im 
Damenschneiderhandwerk ermit­
telt, sie betrugen durchschnittlich 
233 DM. Auch im Friseurhandwerk 
waren die Vergütungen mit 406 DM 
wiederum vergleichsweise nied­
rig. 

In Abbildung 1 sind am Beispiel 
von 16 ausgewählen Ausbildungs­
berufen die erheblichen Unter­
schiede der Ausbildungsverg'Ütun­
gen dargestellt. 
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gütungsbeträge handelt. Aufgrund 
des in der Bundesrepublik beste­
henden Tarifsystems sind darüber 
hinaus bei vielen Berufen regiona­
le und branchenspezifische Unter-

schiede in der Vergütungshöhe 
vorhanden, die ebenfalls in den 
Durchschnittswerten pro Beruf be­
rücksichtigt wurden. 

(Bt/Hz) 

Wie aus Abbildung 2 deutlich 
wird, bestehen zwischen den Aus­
bildungsbereichen deutliche Un­
terschiede im Vergütungsniveau. 
Die höchsten Ausbildungsvergü­
tungen wurden auch 1988 in Indu­
strie und Handel mit durchschnitt­
lich 753 DM pro Monat erreicht. Im 
Handwerk lag der Verg'Ütungs­
durchschnitt dagegen nur bei 563 
DM; hier werden allgemein die 
niedrigsten Ausbildungsvergütun­
gen gezahlt. Eine Ausnahme bildet 
hierbei allerdings - wie bereits 
oben erwähnt - das Bauhand­
werk: Wegen der im Baugewerbe 
seit Jahren vorhandenen Schwie­
rigkeiten, Nachwuchskräfte zu ge­
winnen, haben hier hohe Ausbil­
dungsvergütungen die Funktion, 
die Entscheidung für eine Ausbil­
dung im Baubereich attraktiver zu 
machen. 

Abbildung 2: Durchschnittliche Ausbildungsvergütungen pro Monat 
nach Ausbildungsbereichen 1988 - in DM -

Bei den ermittelten berufsspezifi­
schen Ausbildungsvergütungen ist 
zu beachten, daß es sich um 
Durchschnitte über die von Lehr­
jahr zu Lehrjahr ansteigenden Ver-

Technologischer Wandel bedingt neue 
Qualifikationen - Hilfen zu ihrer Vermittlung 

Durch technologischen Wandel, �en durch das Vontrin!Jell der Milaoelaktronik, _1'­
ändem sich die Täti!iJkeiten und damit auch die barufsralevanten Qualiftkationen der 

Facharbeiter in vielen Be:ru&feldezn. In der Metallteclmik resultieren die .. Verindarun­
wen atlll dem verstärkten Einsatz von Rechnern In den Bereichen der Planung, Konstnak­
tion und Fertigung. Computergesteuerte Werkzew.gmllllchinen (CNC-MuchilLen) wut 
Verbundsysteme de:rartiger Maschinen - häufig :in Verbindung mit Handhabungu,uto­
maten (Bearbeitung1lzentren, Fertigungrdnseln und Fertigungsstraßen) stellen an die 
Facharbeiter und FacharbeiteriDnen neue .Anfol'derungen_ Die neue .AtIIIlIUd1lI1!llJOl'd­
nung für industrielle Metallberufe trägt diesen Erfordernissen Rec:hnung, indem sie die 

QualUlziel'1lDg für die Arbeit mit numerlscll gesteuerten MllIIchinen In der Ausbildung 
festlegt - rUr die venchiedenen Ausbildungsberufe in nntenchledlichem Umfang. 

Die Vermittlung der erforderlichen 
fachspezifischen und fachüber -
greifenden Qualifikationen stößt 
auf besondere Schwierigkeiten: 
Aufgrund der wachsenden Auto­
matisierung und Verkettung von 
Maschinen in der Fertigung wird 
der spätere Arbeitsplatz in der 
Produktion als Ausbildungsplatz 
immer problematischer. Je komple­
xer eine Anlage ist, desto weniger 
lassen sich Arbeitsprozesse an ihr 
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durchschauen und nachvollziehen, 
und desto schwieriger wird es, die 
Tätigkeit an der Maschine in den 
Qualifizierungsprozeß zu integrie­
ren. Neue Wege sind in der Ausbil­
dung zu gehen. Eine Möglichkeit 
besteht in der Anwendung der Si­
mulationsmethode. 

Unter Simulation versteht man ge­
nerell die Abbildung realer Situa­
tionen durch Modelle. Als didakti-

sches Hilfsmittel ist sie keineswegs 
neu. Auch die spezielleren Formen 
der technischen Simulation und 
Computersimulation haben längst 
ihren Platz in Unterricht und Aus­
bildung gefunden. Unter CNC-Si­
mulation ist die Simulation der spa­
nenden Bearbeitung mit CNC­
Werkzeugmaschinen - in erster 
Linie Drehen und Fräsen - zu ver­
stehen. Die Simulation besteht da­
bei in der Darstellung der pro­
grammgesteuerten Bearbeitung 
auf einem Bildschirm. Bei grafisch­
dynamischer Simulation sind das 
Werkstück und die Veränderung 
seiner Kontur durch den Eingriff 
der ebenfalls auf dem Bildschirm 
dargestellten Werkzeuge zu sehen. 

Die Simulationsmethode bietet für 
die Ausbildung eine Reihe didakti­
scher Vorteile: 

- die Abstraktion von der Realsi­
tuation erlaubt eine Verringe­
rung der Komplexität des Sy-
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sterns zugunsten einer größeren 
Transparenz; 

- die Möglichkeit des gefahrlosen 
Lernens erlaubt Aktivität und 
Selbständigkeit der Lernenden 
schon bei der Aneignung von 
Grundkenntnissen; 

- durch Auslagerung von Maschi­
nentätigkeiten an den Simulator 
werden Engpässe bei der Ma­
schinenbelegung vermindert 
und damit mehr Möglichkeiten 
für Eigenaktivität der Lernen­
den bereitgestellt. 

-

Diese Vorteile bedeuten nicht, daß 
Simulation in der Ausbildung die 
Realität ersetzen darf bzw. daß der 
Simulator eine Alternative zur Ma­
schine darstellt. Er ist als sinnvolle 
Ergänzung mit einem breiten Spek­
trum von NutZllngsmäglichkeiten zu 
sehen. Die Konzeption des Simula­
tionsmodells ist dabei ausschlag­
gebend für seine didaktische Lei­
stungsfähigkeit. 

. . - - --�. 

Aus diesem Grund wurde im Bun­
desinstitut für Berufsbildung ge­
meinsam mit Ausbildern aus meh­
reren Ausbildungsbetrieben in ei­
nem Forschungsprojekt (1984-88) 
ein Konzept für CNC-Simulation 
entwickelt. In den folgenden Jah­
ren wurde in Zusammenarbeit mit 
MTS (Mathematisch Technische 
Software Entwicklung GmbH) die 
entsprechende Software für die 
grafisch-dynamische Simulation 
des Drehens bereitgestellt. Es folg­
te die Software für Fräsen. Einer 
mehrjährigen Erprobung in der 
Ausbildung schloß sich die Revi­
sion an. Diese Software-Version 
wurde inzwischen von MTS weiter­
entwickelt und auf das Betriebssy­
stem MS-DOS umgestellt. Als 
Hardware eignen sich somit IBM 
XT/AT/-kompatible PC mit Grafik­
karte. In Verbindung mit der Soft­
ware für die Simulation bietet ein 
umfangreiches Handbuch die 
Möglichkeit zum selbständigen Er­
arbeiten von Kenntnissen durch 
adressatengerecht aufbereitete In­
halte und eine Fülle von Beispie­
len. 

Zum Weiterführen selbständigen 
Lemens wird z. Z. ein Band mit Pro­
jektarbeiten für die Ausbildung in 
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CNC-Technik fertiggestellt. Die 
Lernenden können bei der Arbeit 
mit diesen Unterlagen entschei­
den, in welchem Umfang sie ange­
botene Hilfen oder weiterführende 
Hinweise in Anspruch nehmen wol­
len bzw. zusätzliche Informationen 
benötigen. Begleitunterlagen für 
Ausbilder I innen unterstützen den 
Einsatz der Unterlagen. 

Eine weitere Zielsetzung dieses 
Projekts bestand darin, Ausbil­
der linnen mit der CNC-Simulation 
als Vermittlungskonzeption vertraut 
zu machen. Mit einem Bewertungs­
konzept soll die Beschaffung und 
Integration bislang nicht verwen-

deter Hard- und Software für die 
Ausbildung unterstützt werden. 
Eine Handreichung für Ausbil­
der linnen zeigt am Beispiel der 
CNC-Simulation das zweckmäßige 
Vorgehen bei der Klärung der Ziel­
setzung, dem Sortieren des Markt­
angebots und der Bewertung der 
in Frage kommenden Systeme auf. 
Damit sollen die Lehrenden in die 
Lage versetzt werden, neue Ausbil­
dungsmittel und -methoden sicher 
zu beurteilen und qualifIziert anzu­
wenden, um den veränderten Qua­
lifikationsanforderungen in der 
Ausbildung Rechnung zu tragen. 

(Bau) 
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Projektarbeiten zur CNC-Technik 

Gemeinsam mit einer Gruppe '\'Vn Ausbüd11Dgshetrieben W1Il'den im Rahmen eines For­
schungspmjekts des BIBB (5.058) nenartige Lemmat.rialien entwickelt: "Projektarhei­
teD zur CNC-Technik" . Sie werden demnächst beim Beuth-Vedag, Bedin, e:racheinen und 
bestehen aus Unterlagen für die Lernenden sowie einem Einftihrungsband fUr delL Ans­
bUder, in dem konkrete Hinweise und Erliuterungen zur ProfektausbiIdung anband 
dieser Unterlagen gegeben werden. 

Die Projektarbeiten sind eine Ant­
wort auf die neuen fachlichen und 
übergreifenden beruflichen Anfor­
derungen, die an die Facharbeiter 
in der Metalltechnik gestellt wer­
den (vgl. hierzu besonders die neu­
gefaßte Ausbildungsordnung für 
die industriellen Metallberufe von 
1987): 

• Sie sollen kompetent mit eNC­
Werkzeugmaschinen umgehen; 
das schließt eigenes Program­
mieren (Werkstattprogrammie­
rung) ein; 

• sie sollen ihre Arbeit selbstän­
dig planen, ausführen und kon­
trollieren/bewerten können, 
und 

• sie sollen fahig und bereit sein, 
im Team, gemeinsam mit ande­
ren zu arbeiten. 

Eine Möglichkeit, diese verschie­
denen Qualifikationen in der Aus­
bildung (oder in der Weiterbil­
dung) zu erwerben, bietet die Pro­
jektmethode. Sie ist keineswegs 
neu und hat insbesondere in der 
Metalltechnik schon seit geraumer 
Zeit ihren Platz, aber bisher nur bei 
einer Minderheit der Bildungsein­
richtungen. Wir. wollen mit den 

"CNC-Projektarbeiten" dazu bei­
tragen, daß diese Methode in grö­
ßerem Umfang in der beruflichen 
Bildung angewendet wird. Ihre 
Vorzüge im Zusammenhang mit der 
Förderung der fachübergreifen­
den intellektuellen, sozialen und 
motivatianalen Fähigkeiten und 
Einstellungen sind unübersehbar. 
Dies liegt im wesentlichen daran, 

• daß in Projekten stets etwas 
Sinnvolles und Verwertbares 
entsteht (keine Produktion von 
" Edelschrott" ); 

• daß jeder seine Ideen, Erfah­
rungen, Kompetenzen einbrin­
gen kann und so den Lern- und 
Arbeitsprozeß aktiv mitgestaltet; 
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• daß vieles von den Lernenden 
selbständig entschieden, ge­
plant, abgestimmt und organi­
siert werden muß; während der 
Ausbilder/Lehrende sich zu­
rücknimmt, berät und mode­
riert; 

• daß nicht jeder vereinzelt tätig 
ist, sondern gemeinsam an ei­
ner Sache gearbeitet wird (zu 
zweit oder in einer kleinen 
Gruppe). 

All dies geschieht auch bei den 
"Projektarbeiten zur CNC-Tech­
nik" , und zwar in integrativer Wei­
se, d. h., die fachspezifischen, me­
tall-(CNC-)technischen Kenntnisse 
und Fähigkeiten werden gemein­
sam mit den übergreifenden Quali­
fikationen vermittelt - in densel­
ben Lernsituationen, an denselben 
Gegenständen. Um welche Objek­
te sich alles in den 10 Projektarbei­
ten dreht, zeigt die folgende Über­
sicht: 

Herzustellende Objekte 

1. Kerzenständer 
2. F1aschenzug 
3. Spannunterlagen mit Spanneisen 

4. Nietendrücker für Fahrradkette 
5. Mechanikerlupe (und andere Lupen) 
6. Kantentaster 

7. Universal-Haltevorrichtung 

8. Anschlag für Maschinenschraubstock 
9. Selbstansaugende Wasserpumpe 

10. Abbiegevorrichtung für Bleche 

Wenn man nun einerseits an die 
vielfältigen Probleme des Arbei­
tens mit CNC-Werkzeugmaschinen 
denkt, was dort an Wissen und 
Können benötigt wird und anderer­
seits sich die zahlreichen Fragen 
eines selbständigen und kooperati-

ven Planens, Durchführens und Be­
wertens vor Augen führt, dann wird 
rasch deutlich: Es ist praktisch un­
möglich, alle Aspekte in jedem 
Projekt unterzubringen. Oder aber 
es entsteht ein "Mammut-Projekt". 
Die Alternative lautet: Schwer­
punkte zu setzen - sowohl in fachli­
cher als auch übergreifender Hin­
sicht. Jede Projektarbeit ist demge­
mäß durch eine Reihe solcher 
Schwerpunkte gekennzeichnet. 

Das Anforderungsniveau nimmt 
stufenweise zu: So sind die ersten 
drei "Einstiegsprojekte' " um diese 
Lernform kennenzulernen; sie sind 
für "Anfänger" gedacht, auch im 
Bereich der CNC-Technik. Die fol­
genden drei Projekte sind für fort­
geschrittene Lerner konzipiert und 
die letzten für Jugendliche oder Er­
wachsene, die bereits über eine 
gute fachliche Kompetenz verfü­
gen und genügend Erfahrung in 
der selbständigen und kooperati­
ven Bearbeitung komplexer Pro­
bleme haben. 

Ausbilden in Projekten bedeutet 
für den Lehrenden eine beachtli­
che Umstellung; neue Aufgaben 
kommen auf ihn zu. Lemberatung 
und Moderation sind hier die ent­
scheidenden Stichworte. Auf sie so-

Vorschlag zur Projektdauer 
Gruppengröße (Orientierungszeit) 

2-3 Lerner 3- 4 Tage 

2 Lerner 4- 5 Tage 

2 Lerner 3- 4 Tage 

3-4 Lerner 4- 5 Tage 

2 Lerner 3- 4 Tage 
2 Lerner 3- 4 Tage 

3-4 Lerner 6- 8 Tage 

3-4 Lerner 6- 8 Tage 

3-5 Lerner 7-10 Tage 

3-6 Lerner 12-15 Tage 

wie auf eine Reihe weiterer prak­
tisch wichtiger Fragen des Lernens 
mit den Projektarbeiten wird im 
Begleitmaterial ausführlich einge­
gangen. So kann er sich auf ihren 
Einsatz systematisch vorbereiten. 

(Lr) 
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Die lUtersstruktur der Auszubildenden 

Im Zeitraum 1970-1987 nahm das durchschnittliche Alter der ADszuhild.enden um knapp 
zwei Jabe, von 16,6 auf 18,5 Jahre zu. Während 1m Jahre 1970 Dur etwa jeder Fünfte (22 0/.) 
18 Jahre und älter war, sind es heute bereits zwtIi YOD drei Aull2ubDdenden (66%). 

Das seit Mitte der eiebziger Jalue "cht glei<:lunUlig zunehmeJlde Durclaschni.ttAlter 
der llusnhlldenden (vgL Übersicht 2) ist von DHi Entwicklungen geprägt: EiDer wach­
sende. Naclün.ge nach höheren aDgemeiDhild.eaden Schulabsc:hlüssen, und einer 
gleichfalls wach.enden NaclUrage von Schulabgingern mit hohen Abschliillsen nach 
einer betrieblichen BerufsauhUdung. 

Übersicht 1 :  Anteil der unter 20jährigen Beschäftigten in Ausbildung in 
ausgewählten Ausbildungsberufen nach Geschlecht am 
30, Juni 1987 

BeschäftiQ1e in Ausbildung 

Beruf 
im Alter von unter 20 Jahren 

in Prozent 

männlich weiblich insgesamt 

Landwirt I Landwirtin 78,S 60,5 76,0 

Gärtner IGärtnerin 59,2 52,9 56,8 

Chemiefacharbeiter / Chemiefacharbeiterin 74,3 61,0 73,7 

Schriftsetzer/ Schriftsetzerin 53,9 51,2 52,3 

Dreher/Dreherin 80,0 75,5 79,8 

Gas- und Wasserinstallateur / 
Gas- und Wasserinstallateurin 73,9 60,2 73,8 

Schlosser/ Schlosserin 77,8 55,2 77,5 

Maschinenschlosser/ Maschinenschlosserin 75,7 69,6 75,6 

Kraftfahrzeugmechaniker/ 
Kraftfahrzeugmechanikerin 79,8 64,0 79,6 

Feinmechaniker/ Feinrnechanikerin 69,4 58,5 68,2 

Werkzeugmacher/Werkzeugmacherin 73,9 67,6 73,7 

Elektroinstallateur I Elektroinstallateurin 71,7 59,9 71,5 

Fernmeldehandwerker IFemmeldehandwerkerin 77,4 73,8 17,1 

Bäcker/Bäckerin 86,4 82,1 85,8 

Fleischer IFleischerin 87,5 73,7 87,0 

Koch/Köchin 74,9 67,3 72,5 

Tischler ITischlerin 73,7 37,3 70,5 

Maler und Lackierer/Malerin und Lackiererin 78,9 67,5 17,9 

Technischer Zeichner/Technische Zeichnerin 57,2 52,7 54,4 

Buchhfuxller/Buchhändlerin 15,7 17,4 17,0 

Bank- und Sparkassenkaufmannl 
Bank- und Sparkassenkauffrau 31,6 37,2 34,6 

Versicherungskaufmann IVersicherungskauffrau 26,4 37,4 31,1 

Speditionskaufmann/ Speditionskauffrau 34,3 36,4 35,2 

Reiseverkehrskaufmann I Reiseverkehrskauffrau 19,8 22,9 22,4 

Werbekaufmann/Werbekauffrau 8,6 14,8 12,8 

Fachgehilfe in steuer- und 
wirtschaftsberatencten Berufenl 
Fachgehilfin in steuer- und 
wirtschaftsberatenden Berufen 27,3 41,5 38,9 

Arzthelfer/ Arzthelferin 47,4 65,6 65,5 

Friseur IFriseurin 69,9 81,7 80,9 

Insgesamt 67,0 57,8 62,7 

Quelle: Bexhäftigtenstatistik 1987 der Bundesanstalt rur Arbeit. Die Altersstruktur wird auf der Ebene 
von Berufsordnungen (Dreistellem) ausgewiesen. Für die Bezeichnung des Dreistellers wurde jeweils 
der Ausbildunqsberuf aUS<Jewählt, der im Dreisteller die höchste Besetzung mit Auszubildenden auf­
weist. 
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Die Entwicklungen am Lehrstellen­
und Arbeitsmarkt in den vergange­
nen Jahren wird sicher auch einen 
Beitrag zum gestiegenen Alter der 
Auszubildenden geleistet haben. 
Denn es wurden in höherem Maße 
das Berufsgrundbildungs- (BG] 
und das Berufsvorbereitungsjahr 
(BV] sowie die Berufsfachschulen 
durchlaufen; dazu kam eine aus 
den Vorjahren stammende "Alt­
nachfrage' '. 

Die Altersunterschiede zwischen 
männlichen und weiblichen Auszu­
bildenden sind 1987 recht gering. 
Im Durchschnitt betragen sie weni­
ger als einen halben Monat. Ge­
genüber 1970 haben sich indes er­
hebliche Änderungen vollzogen. 
Damals waren weibliche Auszubil­
dende infolge geringerer schuli­
scher Vorbildung und hoher Antei­
le in zweijährigen Ausbildungsbe­
rufen noch um knapp ein halbes 
Jahr jünger als männliche Auszubil­
dende. 

Der Altersaufuau ist in den einzel­
nen Ausbildungsberufen sehr un­
terschiedlich; er ist weitgehend ein 
Spiegelbild der schulischen Vorbil­
dung der Jugendlichen. Während 
Berufe, die bevorzugt von Abitu­
rienten ergriffen werden nur gerin­
ge Anteile von unter 20jährigen 
aufweisen (Werbelcaufmann/Wer­
bekauffrau 13%, Buchhändlerl 
Buchhändlerin 17%, Reiseverkehrs­
kaufmann I Reiseverkehrskauffrau 
22 %), gilt für die Mehrzahl der ge­
werblichen Ausbildungsberufe 
das Gegenteil (Fleischer IFlei­
seherin 87%, Bäcker/Bäckerin 
86 %, Kraftfahrzeugmechaniker I 
Kraftfahrzeugmechanikerin 80%) 
(vgl. Übersicht 1). 

Auffallende Altersunterschiede 
zwischen Männern und Frauen in­
nerhalb eines Berufes ergeben 
sich regelmäßig dort, wo der Anteil 
der Geschlechter besonders un­
ausgewogen ist. Gibt es in einem 
Beruf sehr viel mehr Frauen als 
Männer, so sind die Männer im 
Durchschnitt älter; ist der Anteil 
der Frauen besonders gering, so 
sind diese im Durchschnitt älter. 
Beispielsweise ist bei den Ausbil­
dungsberufen Tischler/Tischlerin 
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Alter, können solche Anforderun­
gen leichter erfüllt werden. Dem­
entsprechend verhalten sich die 

Ausbildungsbetriebe bei der Ein­
stellung und die Jugendlichen bei 
der BerufswahL (Alho) 

oder Schlosser / Schlosserin der 
Anteil der Frauen klein (8,6% bzw. 
1,6%), der Altersunterschied aber 
recht groß (Anteil Frauen unter 20 
Jahren: 37%, Männer 74% bzw. An­
teil Frauen unter 20 Jahren: 55%, 
Männer 78 %). Die gegenläufige 
Tendenz gilt vor allem für Dienstlei­
stungsberufe. Beim Ausbildungs­
beruf Arzthelfer / Arzthelferin oder 
Friseur I Friseurin ist der Anteil der 
Männer gering (0,3% bzw. 7,2 %), 
ihr Alter aber höher (Männer unter 
20 Jahren: 47%, Frauen 66% bzw. 
Männer unter 20 Jahren: 70%, 
Frauen 82%). 

Übersicht 2: Berufsschüler mit Teilzeitunterricht nach dem durchschnitt­
lichen Alter und Geschlecht 

Durchschnittliches Alter 
Jahr 1) 

männlich weiblich insgesamt 

1970 16,8 16,3 16,6 

1975 17,1 16,8 16,9 

1980 17,6 17,5 17,6 

1981 17,8 17,6 17,7 

19821) 17,7 17,6 17,7 

19831) 17,8 17,8 17,8 

1984 18,1 18,1 18,1 

1985 18,2 18,2 18,2 

1986 18,3 18,4 18,3 

19871) 18,5 18,5 18,5 

Rechnerisch ergibt sich ein enger 
Zusammenhang zwischen dem An­
teil des jeweiligen Geschlechts am 
Ausbildungsberuf und der Alters­
differenz zwischen den Geschlech­
tern. Der Zusammenhang läßt sich 
folgendermaßen deuten: Weibli­
che oder männliche Auszubilden­
de sind in den für sie "untypi­
sehen" Berufen - Frauen in "Män­
nerberufen" oder Männer in 
"Frauenberufen" vor besondere 
Anforderungen gestellt. Durch grö­
ßere Berufsreife, bedingt durch 
bessere Schulbildung und höheres 

1) Für die Jahre 1982 und 1983laoen Angaben der Länder Nordrhein-Westfalen und Baden-WUrttember<;l, 
1987 die An<;lahen für Nordrhein-Westfalen nicht vor. Die enmprechenden Mittelwerte konnten daher 

nur auf Grund der Altersangaben der übrigen Länder errechnet werden und weisen insofern leichte 
Verzerrun!:1en auf. 

Quelle: Berechnunoen des Bundesinstituts für Berufsbildung nach Grundzahlen des Statistischen BWl­
desamtes Wiesbaden (Hrs<;l,): Fachserie H, Bildung und Kultur, Reihe 2, Belllfliches Schulwesen, 1981 

Das Aktionsprogramm der Europäischen 
Gemeinschaft für die Bemfsbildung Jugendlicher 
und ihre Vorbereitung auf das Erwachsenen-
und Erwerbsleben (PETRA) 

Das europiüsche Aktionsprogramm fiiz die BenWdJUdung Jugendlicher lDI.d. ihre Venhe­
reituJLg auf das Erwachsenen- und Erwerbsleben huiert auf dem Beschluß des Rates dez 
Europäischen Gemeinschaft vom L Dezember 1987 und hat eine Laufzeit von fünf Jahren 
(1988 his Ende 1992). Das Programm hat zum Ziel, die Entwicklung und Durchführung von 
Maßnahmen der Mitg'liedntaaten zu fördem., die gewährleisten sollen, daß alle Jugend.­
Hehen, die dies wtlDschen, im Anschl'aß an ihre VoUzeitsehulpflicht fIlr die Dauer 'VOn 
einem Jahr oder, soweit mögüch, zwei oder mehr Jahren U1 einer Be:rn&hildUDgßI1aß­
nahme teilnehmen können. 

Das Programm soll die Bemühun­
gen der Mitgliedsstaaten unterstüt­
zen und ergänzen, welche darauf 
gerichtet sind: 
• das Niveau und die Qualität der 

Berufsbildung anzuheben und 
die Vorbereitung der Jugendli­
chen auf das Erwachsenen- und 
Erwerbsleben sowie auf die 
ständige Weiterbildung zu ver­
bessern; 
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• das Berufsbildungsangebot für 
Jugendliche mit unterschiedli­
chen Fähigkeiten breiter aufzu­
fächern und sicherzustellen, 
daß es zu anerkannten berufli­
chen Abschlüssen führt; 

• die Anpassungsfähigkeit der 
Berufsbildungssysteme an wirt­
schaftliche, technologische und 
soziale Verbesserungen zu för­
dern. 

Das Aktionsprogramm beinhaltet 
drei unterschiedliche, jedoch mit­
einander verbundene Maßnahme­
bereiche: 
• ein emopäisches Netz von Aus­

bildungsinitiativen, die zu grenz­
übergreifender Zusammenar­
beit und Partnerschaft verbun­
den werden sollen; 

• Projekte zur Förderung von Ju­
gendinitiativen; 

• Zusammenarbeit auf dem Ge­
biet der Forschung sowie Unter­
suchungen über die Effektivität 
des Ausbildungsangebots . 

Im Rahmen des Aktionsprogramms 
soll darüber hinaus auch das Aus­
tauschprogramm für Fachkräfte 
der beruflichen Bildung ausgewei­
tet werden . 

Die Kommission der EG wird auf 
europäischer Ebene von einem Ex­
pertenteam des IFAPLAN-Instituts 
Köln/Brüssel, auf nationaler Ebe-
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ne durch "Koordinatoren" unter­
stützt. In den meisten Fällen wurde 
hierzu jeweils ein Vertreter des Bil­
dungsministeriums und des Ar­
beitsministeriums nominiert; in der 
Bundesrepublik außerdem ein 
Vertreter der Kultusministerkonfe­
renz. 
Auf Ersuchen des nationalen Koor­
dinators (BMBW) leistet das Bun­
desinstitut für Berufsbildung "tech­
nische Unterstützung" bei der 
Durchführung des Programms. 
Dabei handelt es sich insbesonde­
re um folgende Aufgaben: 
- Ausarbeitung eines Arbeitspro­

gramms zum Aufbau von Pro­
jektkooperationen 

- Inhaltliche Planung, Durchfüh­
rung und Auswertung von Zu­
sammenkünften der nationalen 
Projekte 

- Unterstützung der nationalen 
ProjekUräger 

- Mitwirkung bei der Herstellung 
von inhaltlichen und organisato­
rischen Kontakten mit anderen 
Projekten. 

Das Bundesinstitut hat diese Unter­
stützung mit Beginn 1989 zugesagt 
und erhält dafür einen jährlichen 
Zuschuß von 50 000 Eeu. 
Inzwischen wurden ca. 150 Projek­
te aus allen 12 Mitgliedsstaaten der 
EG in das Programm aufgenom-

men, die sich im wesentlichen auf 
festgelegte Schwerpunktthemen 
konzentrieren. Dazu gehören Maß­
nahmen zur Verbesserung der 
Qualität und Vielfalt der Ausbil­
dung; die Förderung der Zusam­
menarbeit zwischen den für Be­
rufsbildung zuständigen Stellen; 
die Förderung eines leichteren Zu­
gangs zu Ausbildungssystemen so­
wie einer größeren Durchlässig­
keit zwischen diesen; Maßnahmen 
zur Unterstützung benachteiligter 
Jugendlicher oder solcher, die in 
benachteiligten Regionen leben; 
die Entwicklung und Abstimmung 
breitgefächerter Formen von Be­
rufsberatung; Maßnahmen in länd­
lichen Gebieten; und Maßnahmen, 
die den Zugang von Mädchen zu 
einer beruflichen Ausbildung im 
industriellen, technischen und wis­
senschaftlichen Bereich fördern 
sollen. 
Von seiten der Bundesrepublik 
wurden 13 Projekte in das zukünfti­
ge Netz einbezogen, zwei davon 
sind Projekte des BIBB: 
- Weiterbildungskonzepte zur 

Ausbilderqualifizierung 
- Verbesserung und Weiterent­

wicklung der Ausbildungsquali­
tät durch Neuordnung der Aus­
bildungsberufe und die Erar­
beitung von Umsetzungshilfen, 

Kurzberichte über die Sitzungen 4/88 und 1/89 
des Hauptausschusses des BIBB 

• Am 14./16. Dezember 1988 fand in 
Berlin die letzte Sitzung des Haupt­
ausschusses (4/88) im Jahre 1988 
statt. 

An dieser Sitzung nahm der Staatsse­
kretär im BMBW. Herr Dr. Fritz Schau­
mann, teil. Er verabschiedete das lang­
jährige Mitglied des Hauptausschus­
ses, Herrn Bruno Köbele (Industriege­
werkschaft Bau-Steine-Erden) und wür­
digte dessen Verdienste um die beruf­
liche Bildung. 

Der Staatssekretär überreichte dem 
Nachfolger von Herrn Köbele, Herrn 
Wilfried Adams, und Frau Margret 
Mönig-Raane (Gewerkschaft Handel, 
Banken, Versicherungen), Nachfolgerin 
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von Herrn Dieter Steinborn im Haupt­
ausschuß, die Berufungsurkunden. 

Der Hauptausschuß diskutierte mit 
dem Staatssekretär u. a. folgende The­
men: 
- aktuelle Ausbildungssituation und 

Weiterentwicklung der dualen Aus­
bildung, 

- Konzeption/Richtlinien für die För­
derung überbetrieblicher Berufsbil­
dungsstätten, 

- Förderung von Spitzenleistungen in 
der dualen Ausbildung, 

- Förderung von Benachteiligten. 

Die Situation in der BerufsausbUdung 

Behinderter war ein Schwerpunkt der 
Hauptausschuß-Sitzung. Nach einge-

dargestellt am Beispiel der Neu­
ordnung der Elektroberufe in 
Industrie und Handwerk. 

Die einzelnen Projekte sollen nun 
zunächst potentielle Partner im 
Netz bestimmen und die Möglich­
keiten für Partnerschaften auslo­
ten. Diese " Erkundungsarbeit" soll 
bis Ende 1989 abgeschlossen sein; 
sie wird von der EG bezuschußt. 
Die anschließende aktive Zusam­
menarbeit kann vielfältige Formen 
annehmen: gemeinsame Maßnah­
men, Austausch von Jugendlichen 
und Personal, gemeinsame Ent­
wicklungsarbeit. Dafür wird eben­
falls ein jährlicher Zuschuß in Aus­
sicht gestellt. 
Ab Ende 1989 soll die Kooperation 
im Netz der Ausbildungsinitiativen 
flankiert werden durch den Ver­
bund k:ooperativer Forschunspro­
jekte. Mit der Konzeption und Koor­
dination dieses Vorhabens wurde 
ein Expertenteam aus den Nieder­
landen (ITS/Nijmegen) beauftragt. 
Beim gesamten PETRA-PRO­
GRAMM sollen die Sozialpartner 
in Fonn eines regelmäßigen Dia­
logs auf europäischer und nationa­
ler Ebene einbezogen werden. 
Es ist geplant, ein paralleles Ak­
tionsprogramm aufzulegen, das auf 
Maßnahmen Im Ptlichtschulbe­
reich gerichtet ist. (Hf) 

hender Diskussion mit dem Vertreter 
des Ausschusses für Fragen Behinder­
ter wurde festgestellt, daß Vorrang vor 
weiteren Musterregelungen für die 
Ausbildung Behinderter gemäß § 48 
BBiG/§ 42b HwO Aktivitäten haben 
sollten, die sich mit der Förderung der 
Berufsausbildung Behinderter in aner­
kannten Ausbildungsberufen befas­
sen, z. R Fragen der Prillung, andere 
Ausbildungsmethoden, Stützmaßnah­
men. Der Hauptausschuß wird dieses 
Thema erneut aufgreifen mit dem Ziel, 
hierzu Empfehlungen zu verab­
schieden. 
Breiten Raum in der Diskussion nahm 
die Neuordnung der handwerklichen 

Metallberufe ein und die Sorge, daß 
diese neuen Ausbildungsordnungen 
nicht rechtzeitig, d. h. lf2 Jahr vor Be­
ginn des Ausbildungsjahres 1989. im 
Bundesgesetzblatt veröffentlicht wer­
den könnten, 
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Im Rahmen der ADhörung zu Rechts­
verordnungen stimmte der Hauptaus­
schuß einstimmig der ersten Änderung 
der BG]-Anrechnungsverordnung öf­
fentlicher Dienst aus Anlaß der Ausbil­
dungsordnung Ver- und Entsorger / 
Ver- und EntsorgeTin, Kommunikations­
elektroniker I Kommunikationselektro­
nikerin zu. 

Der Hauptausschuß beschloß einstim­
mig vier Fonchungsprojeltte (For­
schungsprogramm 1988/89): 

- Ansätze für die Weiterentwicklung 
praktischer Prüfungen in den neuen 
industriellen Metall- und Elektrobe­
rufen (FP 2.078), 

- Qualiflzierung der AnwendeT von 
Infonnationstechno!ogie am Beispiel 
der Ausbildung zum Industriekauf­
mann / zur Industriekauffrau (FP 
3.866), 

- Berufliche Bildung und berufliche 
Qualifikation in der UdSSR (FP 3.910), 

- Qualiflkationsanforderungen für 
bühnentechnische Meisterberufe 
(PP 4.068). 

Im Rahmen der Berichterstattung über 
die Arbeit des Bandellinstitutl berich­
tete Herr Dr, Richard Koch (Hauptabtei­
Jung 1 - Strukturlorschung, Planung, 
Statistik) über seine Arbeiten während 
eines Frankreichaufenthalts im Herbst 
1987 im Rahmen des Wissenschaftler­
austauschs zwischen dem BIBB und 
dem französischen Berufsbildungsfor­
schungsinstitut CEREQ in Paris. 

Beim turnusmäßigen Wechsel der Vor­
sitzenden wählte der Hauptausschuß 
Herrn Prof. Dr. Hans Sehling zum Vorsit­
zenden für das Jahr 1989. Als stellvertre­
tende Vorsitzende wurden Herr AI­
brecht Bendzlula (flir die Beauftragten 
der Arbeitgeber), Herr Gustav Fehren­
bach (für die Beauftragten der Arbeit­
nehmer) und Herr Dr. Alfred Harde­
nacke (rur die Beauftragten des Bun­
des) gewählt. 

• Am 9.1lO. Februar 1989 fand in Bonn 
die erste Sitzung des Hauptausschus­
ses im Jahre 1989 statt. 

Herr Dr. Alfred Hardenacke, Nachfol­
ger von Herrn Hans-]ÜIgen Allert als 
Leiter der Abteilung Berufsbildung im 
BMBW, hat auch dessen Funktion als 

stellvertretender Vorsi1zender im Haupt­
ausschuß � w:ie oben erwähnt � über­
nommen. Erstmalig nahm an dieser Sit­
zung Herr Dr. Ulrich Haase, Nachfol-

BWP 2/89 

AUS DEM HAUPTAUSSCHUSS 

ger von Dr. Hardenacke als Unterab­
teilungsleiter im BMBW, als neues Mit­
glied im HauptausschuB (Gruppe der 
Beauftragten des Bundes) teil. 

Wie in jedem Jahr stand die SteUung­
nahme des Hauptauuc::bwne. zum 

Entwurf des BendsbUdungs})erl.cbtll 
des BMBW auf der Tagesordnung. 
Hierzu hatten der zuständige Unteraus­
schuB, die Beauftragten der Arbeitge­
ber und die Beauftragten der Arbeit­
nehmer EntWÜrfe vorgelegt. Nach län­
gerer Diskussion, ob es sinnvoll sei, an­
gesichts der nicht mehr so gravieren­
den Probleme auf dem Ausbildungs­
stellenmarkt einerseits und der im Thil 
I des Entwwfs des Berufsbildungsbe­
richts 1989 enthaltenen berufsbildungs­
politischen Aussagen des BMBW ande­
rerseits, die Stellungnahme auf die 
Ausbildungsplatzsituation zu konzen­
trieren, entschied der Hauptausschuß, 
in diesem Jahr letztmalig die so gestal­
tete Stellungnahme abzugeben. Alle 
Gruppen im Hauptausschuß waren 
sich einig, daß künftig zu den berufs. 
bildungspolitischen Aussagen im Be­
rufsbildungsbericht Stellung genom­
men werden sollte. 

Der HauptausschuB beschloß schließ­
lich mit knapper Mehrheit die weiter 
unten abgedruckte Stellungnahme, die 
Beauftragten der Arbeitgeber und der 
Arbeitnehmer gaben hierzu die eben­
falls abgedruckten Minderheitsvoten 
ab. 

Der Hauptausschuß beschloß weiter­
hin den Haaahaltsplan des BundeBin­
stitat. fä:r 1990 nach ausftihrlicher Dis­
kussion, insbesondere zum Stellenplan 
des Bundesinstituts. 

Die zunächst vorgesehene Behandlung 
der ,prganillatton des Bund.esinsti­
tat." als Konsequenz aus der Evaluie­
rung des Instituts wurde vertagt, um in 
der nächsten Sitzung abschließend al­
le noch ausstehenden Organisations­
fragen (Einvernehmens. und Beneh­
mensregelung sowie Ablauforganisa­
tion) zu behandeln. Einstimmig be­
schlossen hingegen wurden Anderun­
gen der Satzung und der Richdinien 
des Baupta1l&SCbaaes fä:r die Durch­
fiihra.ng der Aufgaben des Bandesin­
stitatll durch den Generalsekretär, 
die aufgrund der zwischenzeitlich er­
folgten Änderungen des Berufsbil­
dungsförderungsgesetz8s und der ge­
änderten Forschungsplanung im Bun­
desinstitut notwendig wurden. 

Der Hauptausschuß beschloß einstim­
mig zwei Fouchang1lpl"Ojekte (For· 
schungsprogramm 1988/89): 
- Handlungsorientierter Beitrag von 

Lehr-/Lemmitteln in der Ausbildung 
ausgewählter montageorienüerter 
Handwerksbereiche (FP S.07S) 

� Neuordnung des Ausbildungsbe­
rufs Bankkaufmann/Bankkauffrau 
unter Einbeziehung des Sparkassen­
kaufmanns/der Sparkassenkauffrau 
(PP 3.899). 

Im Rahmen der Anhönmg zu Rechts­
vuoMnangen stimmt der Hauptaus­
schuß dem Entwurf einer Verordnung 
über die Prüfung zum anerkannten Ab­
schluß Geprüfter Industriemei­
ster /Geprüfte Industriemeisterin 
Fachrichtung Pharmazie � zu. 

Zu dem ebenfalls zur Anhörung vorge­
legten Entwurf der Verordnung über 
die Amechnung eines schulischen 
BQJ, einer einjährigen und einer zwei­
jährigen Berufsfachschule auf die Aus­
bildungszeit in den handwerklichen 
Metallberufen forderte der Hauptaus. 
schuß den Verordnungsgeber auf, die 
Verordnung so zu ändern, daß das 
schulische BOl in allen Schwerpunkten 
mit einem Jahr auf die Ausbildungszeit 
in den neuen handwerklichen Metall­
berufen angerechnet wird. Er stimmte 
jedoch auch dieser Verordnung zu. 

In dieser Sitzung hat sich der Haupt­
ausschuß abennals mit der Bezeich· 
nang "Fachkraft" in .Aus- und Fortbil­
danguegelugen befaßt. Er kam zu 
dem Ergebnis, daß im Rahmen der Er­
probung des Fortbildungsmodells 
"Fachkraft Rechnungswesen/Finan­

zierung" die Prüfungen unter der Be­
zeichnung "Fachkraft" durchgeführt 
werden sollen. Ansonsten soll künftig 
die Bezeichnung "Funktionskaufmann/ 
Funktionskauffrau Rechnungswesen/ 
Finanzierung" gewählt werden. 

Aufgrund eines Antrages der Beauf­
tragten der Länder und einer Anfrage 
des Petitionsausschusses des Deut­
schen Bundestages befaßte sich der 
Hauptausschuß mit der Frage der No­

vellierang der Musterprilfungsord­
nang. Der Hauptausschuß beauftragte 
einen seiner Unterausschüsse mit der 
Erarbeitung eines Vorschlages zur Neu­
fassung der Musterprüfungsordnung. 

Die nächste Sitzung des Hauptaus. 
schusses (2/89) wird am 11./12. Mai 
1989 in Berlin stattfmden. 
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Stellungnahme des Hauptausschusses des 
Bundesinstituts für Berafsbüdung zum Entwurf 
des Berufsbüdungsberichts 1989 des Bundes­
ministers für Büdung und Wissenschaft 

1. Die Ausbildungsstellensiluation 
hat sich bundesweit auch 1988 
rechnerisch weiter entspannt. 
Das Gesamtangebot an Ausbil­
dungsplätzen geht stärker über 
die Gesamtnachfrage hinaus als 
1987: Die Zahl der angebotenen 
Berufsausbildungsstellen ist um 
3,5 % von 690287 auf 665 964 zu­
rückgegangen. Dagegen nahm 
die Zahl der Ausbildungsplatz­
bewerber um 7,5 % von 679626 
auf 628 793 ab. 

2. Obwohl sich die Entspannung 
der Ausbildungsstellensituation 
in allen Bundesländern auswirkt, 
blieben die Ausbildungschan­
cen für die Jugendlichen auch 
1988 regional immer noch sehr 
unterschiedlich. Während in 
manchen Gebieten Süddeutsch­
lands die Ausbildungsplatzsu­
chenden schon zwischen mehre­
ren Ausbildungsplätzen - insbe­
sondere im gewerblich-techni­
schen Bereich - wählen können, 
bestehen im Norden und Westen 
der Bundesrepublik Ausbil­
dungsplatzdefIzite fort. So stehen 
in Bayern 23 346 noch offenen 
Stellen 2 300 bisher unvennittelt 
gebliebene Bewerber gegen­
über; für Baden-Württemberg 
lautet das Verhältnis 14400 zu 
2 000. In Niedersachsen sind 
3 260 unbesetzte Stellen und 
4 600 nicht vermittelte Bewerber 
zu verzeichnen. In Nordrhein­
Westfalen ist das Verhältnis 9 000 
zu 10 200. In beiden Ländern s0-

wie in Hamburg und Bremen ist 
- trotz einer Verbesserung ge­
genüber dem Vorjahr - nicht 
einmal ein rein rechnerischer 
Ausgleich zwischen Angebot 
und Nachfrage eingetreten. 
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Geht man von den im Entwurf 
des Berufsbildungsberichts 1989 
zugrunde gelegten Kriterien zur 
Definition von Regionen mit ei­
ner weniger günstigen Ausbil­
dungsstellensituation aus, so er-

gibt sich, daß von den so ermit­
telten 59 Arbeitsamtsbezirk:en 66 
dem Norden der Bundesrepu­
blik zuzurechnen sind. 

Dies zeigt, daß pauschale Ent­
warnungssignale nach wie vor 
unterbleiben müssen. Die An­
strengungen zur Stabilisierung 
und zur bedarfsgerechten Struk­
turierung des Angebots müssen 
fortgesetzt werden, um ein aus­
wahlfähiges Angebot besonders 
in den belasteten Regionen zu 
erreichen. 

3. Die nach wie vor bestehenden 
DefIZite lassen die Fortführung 
öffentlicher Förderung von quali­
fIZierten Ausbildungsmaßnah­
men auch weiterhin als notwen­
dig erscheinen. Die von Bundes­
ländern finanzierten Färdermaß­
nahmen müssen auf die beson­
ders belasteten Regionen und 
Personengruppen konzentriert 
werden. 

4. In einer Anzahl von Fertigungs­
berufen, aber auch in einigen 
Dienstleistungsberufen - wie 
z. B. im Hotel- und Gaststättenge­
werbe - können nicht mehr alle 
angebotenen Ausbildungsstel­
len besetzt werden. Dies kann zu 
Fachkräftemangel führen. Diese 
Entwicklung gilt bundesweit, ist 
aber im Süden und Südwesten 
ausgeprägter als im Norden. Da­
gegen ist insbesondere die 
Nachfrage nach einigen Dienst­
leistungsberufen bundesweit 
noch immer größer als das An­
gebot an Ausbildungsstellen, 
wenn auch die Ungleichgewich­
te mit zunehmender Entspan­
nung insgesamt abgenommen 
haben. 

Zur Sicherung eines ausreichen­
den Fachkräfteangebots sollte 
durch verstärkte Weiterbildung 
des Teils der Erwerbspersonen 
beigetragen werden, der in den 

achtziger Jahren nicht im erlern­
ten Beruf oder unterwertig be­
schäftigt war oder zu den 
Mehrfach- oder Langzeitarbeits­
losen gehörte bzw. noch nicht 
den neuen technischen Anforde­
rungen entsprechend ausgebil­
det werden konnte. 

Im übrigen sollte generell der 
beruflichen Weiterbildung eine 
wachsende Bedeutung zukom­
men, und zwar auch wegen der 
raschen technischen Entwick­
lung. 

5. Nach wie vor haben es junge 
Frauen schwerer, eine Ausbil­
dungsstelle zu finden, auch 
wenn ihr Anteil in der betriebli­
chen Berufsausbildung in den 
letzten Jahren stetig gestiegen 
ist. Dies ist einerseits auf das zu 

enge Berufswahlspektrum der 
jungen Frauen zurückzuführen, 
andererseits auf die immer noch 
nicht ausreichende Bereitschaft 
der Betriebe, Frauen in bisher 
für sie untypischen Berufen aus­
zubilden und qualifiziert zu be­
schäftigen. So konzentrierten 
sich 1987 rund 66 % auf nur 10 
Ausbildungsberufe, obwohl fast 
alle Ausbildungsberufe auch 
Frauen offenstehen. 

Die Änderung des Berufswahl­
verhaltens und die Erweiterung 
von Berufswahlperspektiven der 
jungen Frauen und deren Inte­
gration in den Arbeitsmarkt blei­
ben auch weiterhin wichtige 
berufsbildungs- und gesell­
schaftspolitische Handlungs­
felder. 

Darüber hinaus erscheint es im­
mer wichtiger, Frauen generell 
in den neuen Informations- und 
Bürotechnologien zu qualifizie­
ren, damit bislang "frauentypi­
sche' , und durch die technologi­
sche Entwicklung teilweise an­
spruchsvoller gewordene Tätig­
keiten für Frauen mangels 
entsprechender Qualifikationen 
nicht verlorengehen. 

6. Auch die Ausbildungschancen 
anderer Gruppen am Ausbil­
dungsstellenmarkt müssen wei-
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ter verbessert werden. Hier sind 
insbesondere die lemschwäche­
ren Jugendlichen zu nennen. Die 
Bundesanstalt für Arbeit und 
die Bundesregierung müssen 
sicherstellen, daß die ausbil­
dungsbegleitenden Hilfen im 
Rahmen des in das Arbeitsför­
derungsgesetz übernommenen 
" Benachteiligtenprogramms" 
den Bedarfsstrukturen gerecht 
werden. Gerade für diesen Per­
sonenkreis kommt den ausbil­
dungshegleitenden Hilfen eine 
immer größere Bedeutung zu. 
Dieses Förderungsinstrument 
sollte zielgerichtet auch für den 
Personenkreis weiterentwickelt 
werden, der sich als Folge er­
heblicher Sozialisationsdefizite 
zur Zeit einer beruflichen Quali­
fizierung verschließt. 

7. Während die Zahl der Ausbil­
dungsplatzbewerber insgesamt 
zurückging, nahmen Anteil und 
Zahl der jungen ausländischen 
Bewerber zu. Deshalb müssen 
die Anstrengungen verstärkt 
werden, ausländische Jugendli­
che vermehrt zu qualifIZieren 
und in das Beschäftigungssy­
stem zu integrieren. 
Entsprechende Anstrengungen 
müssen auch für die jungen Aus­
siedler unternommen werden. 

8. Der Hauptausschuß hat die Ver­
abschiedung der 9. Novelle zum 

Arbeitsförderungsgesetz mit Be­
dauern zur Kenntnis genommen. 
Der Hauptausschuß ist besorgt, 
daß Mittelkürzungen bei den ar­
beitsmarktpolitischen Maßnah­
men, insbesondere bei Arbeits­
beschaffungsmaßnahmen und 
Fortbildung und Umschulung, 
urunittelbar zu einer weiteren Zu­
nahme der Arbeitslosigkeit füh­
ren und damit auch den notwen­
digen Strul<turwandel in den be­
sonders benachteiligten Regio­
nen erschweren werden. Durch 
den Leistungsabbau sind Ar­
beitslose vermehrt auf Sozialhil­
fe angewiesen. Der Hauptaus­
schuß befürchtet, daß die dar­
aus resultierende Schwächung 
der Investitionskraft der Ge­
bietskörperschaften sich zusätz­
lich negativ auf den Arbeits­
markt auswirken wird. 

9. Der Hauptausschuß hat in seiner 
Stellungnahme zum Berufsbil­
dungsbericht des Bundesmini­
sters für Bildung und Wissen­
schaft 1988 u. a. gefordert, über 
die Bestandsaufnahme zu be­
rufsbildungspolitischen Themen 
hinaus auf bislang unberück­
sichtigt gebliebene Aspekte ver­
stärkt einzugehen. Dies ist im 
Entwurf des Berufsbildungsbe­
richts 1989 erstmals ansatzweise 
geschehen. Die dort gemachten 
Aussagen für eine Weiterent­
wicklung berufsbildungspoliti-

Minderheitsvotum der Gruppe 
der Beauftragten der Arbeitgeber zum Entwurf 
des Berufsbüdungsberichts 1989 

1.  Die Ausbildungsstellensituation 
hat sich bundesweit 1988 quanti­
tativ weiter entspannt. Das Ge­
samtangebot übertraf die Ge­
samtnachfrage um rund 6 %. Das 
Angebot ist im Vergleich zu 1987 
von 690 300 auf 665 900 mit rund 
3,5 % weniger stark zurückge­
gangen als die Gesamtnachfra­
ge, die von 679 600 auf 628900 
um 7,5 % abnahm. Dies ist in 
bundesweiter Betrachtung das 
beste Ergebnis seit 1976. 
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2. Die Entspannung der Ausbil­
dungsstellensituation hat sich in 
allen Bundesländern ausge­
wirkt, wenn auch regional unter­
schiedlich. Während in man­
chen Gebieten Süddeutschlands 
die Ausbildungsplatzsuchenden 
schon zwischen mehreren Aus­
bildungsplätzen wählen können, 
bestehen im Norden und Westen 
der Bundesrepublik Ausbil­
dungsplatzdefrzite in einzelnen 
Berufen. So stehen in Bayern 

scher Ansätze bedürfen jedoch 
einer grundlegenden Erörte­
rung. Alle Tendenzen, die die 
Bildungsansprüche von Ju­
gendlichen einschränken und 
die Berufsschule mit ihrem Bil­
dungsauftrag im dualen System 
in Frage stellen, werden zu­
rückgewiesen. 

10. Auch wenn die Prognose für 
das Vermittlungsjahr 1989 eine 
weitere Entlastung am Ausbil­
dungsstellenmarkt in Aussicht 
stellt, bleiben Wirtschaft und 
Verwaltung aufgerufen, vor al­
lem in den Regionen, die immer 
noch ein unzureichendes Aus­
bildungsplatzangebot aufwei­
sen, zusätzliche Ausbildungs­
stellen anzubieten. 

Je weniger das Ausbildungs­
platzangebot parallel zum 
Nachfragerückgang absinkt ,  
um so eher werden die Ausbil­
dungsplatzförderungsprogram­
me aus öffentlichen Mitteln ent­
behrlich. 

Der Hauptausschuß richtet da­
her nochmals einen Appell an 
die Anbieter von Ausbildungs­
plätzen, in allen Regionen der 
Bundesländer ein ausreichen­
des und auswahlfähiges An­
gebot betrieblicher Ausbil­
dungsplätze zur Verfügung zu 
stellen. 

23400 noch offenen Stellen 2 300 
bisher unvermittelt gebliebene 
Bewerber gegenüber; für Ba­
den-Württemberg lautet das Ver­
hältnis 14400 zu 2 000. In Nieder­
sachsen sind 3 250 unbesetzte 
Stellen und 4 500 nicht vermittel­
te Bewerber zu verzeichnen. In 
Nordrhein-Westfalen ist das Ver­
hältnis 9 000 zu 10 200. 
Die Anstrengungen zur Stabili­
sierung des Angebots müssen 
deshalb besonders in den be­
troffenen Regionen fortgesetzt 
werden. 

3. Die von Bundesländern finan­
zierten Färdermaßnahmen müs-
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sen auf die besonders belaste­
ten Regionen und Personengrup­
pen konzentriert werden. Bei 
der Förderung benachteiligter 
Jugendlicher sollten die ausbil­
dungsbegleitenden Hilfen im 
Vordergrund stehen. 

4. In einer Anzahl von Fertigungs­
berufen, aber auch in einigen 
Dienstleistungsberufen - z. B. 
im Hotel- und Gaststättengewer­
be - können nicht mehr alle an­
gebotenen Ausbildungsstellen 
besetzt werden. Dies kann zu 
Fachkräftemangel führen, Diese 
Entwicklung besteht bundes­
weit. ist aber im Süden und Süd­
westen ausgeprägter als im Nor­
den. Dagegen ist insbesondere 
die Nachfrage nach einigen 

Dienstleistungsberufen bundes­
weit noch immer größer als das 
Angebot an Ausbildungsstellen, 
wenn auch die Ungleichgewich­
te mit zunehmender Entspan­
nung insgesamt abgenommen 
haben, 

5. Nach wie vor haben es junge 
Frauen schwerer, eine Ausbil­
dungsstelle zu finden, auch 
wenn ihr Anteil in der betriebli­
chen Berufsausbildung in den 
letzten Jahren stetig gestiegen 
ist. Dies ist auf das zu enge Be­
rufswahlspektrum der jungen 
Frauen zurückzuführen. So kon­
zentrierten sich 1987 rd. 55 % auf 
nur 10 Ausbildungsberufe, ob­
wohl fast alle Ausbildungsberufe 
auch Frauen offenstehen. Die 

Minderheitsvotum der Gruppe 
der Beauftragten der Arbeitnehmer zum Entwurf 
des Berufsbildungsberic:hts 1989 

Verbesserung von Qualifikation und Arbeitsmarktchancen bleibt Auftrag 
für Staat und Wirtschaft 

I. Fördern statt Auslesen -
Qualifizierte Ausbildung 
für alle! 

• Qualifizierte Ausbildung für alle 
und Fördern statt Auslesen muß 
Ziel aller an der beruflichen Bil­
dung Beteiligten bleiben. Jede 
von der Bundesregierung ange­
strebte Ausgrenzung oder die 
Schaffung von "Discountrege­
lungen" wird von den Gewerk­
schaften entschieden abge­
lehnt. Für Benachteiligte sind 
nicht "verstärkt praxisorientier­
te . . .  Ausbildungsgänge" einzu­
führen, sondern diesen jungen 
Menschen ist das erfolgreiche 
Absolvieren einer Normal-Be­
rufsausbildung zu ermöglichen. 
Es geht nicht um Tabuerklä­
rung, sondern um das ernsthafte 
Bemühen aller an der berufli­
chen Bildung Beteiligten für 
eine gleichwertige Integration 
von Benachteiligten in Ausbil-
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dung und Beruf. Stigmatisieren­
de Sonderregelungen eröffnen 
nicht mehr, sondern weniger 
Chancen. 

• Der Konsens als handlungslei­
tendes Prinzip für die Festle­
gung verbindlicher Ziele, Inhal­
te und Verfahren der Berufsaus­
bildung durch die an der Be­
rufsausbildung Beteiligten hat 
sich - allseits anerkannt - be­
währt. Das Konsensprinzip ist 
die entscheidende Grundlage 
für die Akzeptanz der berufli­
chen Ordnungsmittel durch Be­
triebe und Arbeitnehmer. Eine 
zügige Modernisierung von Aus­
bildungsordnungen steht nicht 
im Widerspruch zum Konsens­
prinzip. Deshalb sind die regie­
rungsamtlichen Drohgebärden 
in Richtung Sozialparteien Vor­
boten obrigkeitsstaatlicher Sehn­
süchte im Gewande liberaler 
Politik. 

• Die Vielfalt der Angebotsfor­
men beruflicher Bildung muß 
weiterhin möglich sein. Das gilt 

Änderung des Berufswahlver­
haltens und die Erweiterung von 
Berufswahlperspektiven der jun­
gen Frauen und deren Integra­
tion in den Arbeitsmarkt bleiben 
auch weiterhin wichtige berufs­
bildungs- und gesellschaftspoliti­
sche Handlungsfelder. 

6. Während die Zahl der Ausbil­
dungsplatzbewerber insgesamt 
zurückging, nahm der Anteil der 
ausländischen Bewerber zu. 
Deshalb müssen die Anstren­
gungen verstärkt werden, Aus­
länder vermehrt zu qualifizieren 
und in das Beschäftigungssy­
stem zu integrieren. Entspre­
chende Anstrengungen müssen 
auch für die Aussiedler unter­
nommen werden. 

für außerbetriebliche Einrich­
tungen ebenso wie für schuli­
sche Angebote. Es ist keinesfalls 
Aufgabe der Bundesregierung, 
einseitig Politik zugunsten be­
trieblicher Berufsausbildung zu 
betreiben. Die Betriebe allein 
sind nicht in der Lage - wie Er­
fahrungen in der Vergangenheit 
belegen -, qualifizierte Ausbil­
dung für alle zu sichern. Dar­
über hinaus sind benachteiligte 
Jugendliche in außerbetriebli­
chen Einrichtungen besonders 
erfolgreich gefördert worden. 
Im übrigen ist nicht einzusehen, 
daß die Ablehnung von Mono­
polen und die Herstellung von 
Wettbewerb nur dann gelten 
soll, wenn es der "liberalen 
Klientel" dienlich ist. 

• Berufliche Weiterbildung - so­
fern sie nicht in Betrieben statt­
findet - muß wieder stärker öf­
fentlich gefördert werden. Der 
weitere finanzielle Rückzug des 
Staates aus der Finanzierung 
und die besondere Betonung 
der subsidiären Funktion des 
Staates widerspricht der Ab­
sicht, Weiterbildung zur 4. Säule 
des Bildungswesens ausbauen 
zu wollen. Glaubwürdigkeit in 
der Weiterbildungspolitik wird 
erst durch Übernahme öffentli­
cher Verantwortung durch Ge­
staltung erreicht. 
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11. Unterschiedliche 
Ausbildungschancen in 
Berufen und Regionen 

Gesamtsituation 
Der rote Teppich für Ausbildungs­
stellenbewerber bleibt eingerollt. 
wenn auch der Berufsbildungsbe­
richt 1989 in seinem Entwurf mit 
Aussagen wie 

die Verbesserungen sind in al­
len Regionen spürbar, 
die Entspannungstendenzen . . .  
haben sich verstärkt fortgesetzt, 
die Probleme haben sich 
deutlich entschärft 

jongliert. Trotz einer rein rechne­
risch positiv erscheinenden Ge­
samtsituation im Verhältnis von An­
gebot und Nachfrage nach Ausbil­
dungsplätzen verbleiben bei der 
Analyse der Details Engpässe. Ei­
nerseits signalisieren die Erhebun­
gen bereits regionalen und sekte­
ralen Bewerbermangel, anderer­
seits gibt es immer noch Mangel an 
Ausbildungsstellen. 

So wird eine Angebots-Nachfrage­
relation über 112,5 - als Maßstab 
für ein auswahlfähiges Angebot an 
Ausbildungsplätzen stand sie im 
Ausbildungsplatzförderungsgesetz 
- nur in Bayern erreicht. In vier 
Ländern übersteigt die Zahl der 
Ausbildung suchenden Jugendli­
chen immer noch die Zahl der 
vorhandenen Ausbildungsplätze 
(Hamburg, Niedersachsen, Bre­
men und Nordrhein-Westfalen) er­
heblich. 
Die regionalen Mangelsituationen 
in verschiedenen Arbeitsamtsbe­
zirken (insbesondere Bremerha­
ven, Emden, Leer, Stade, Dort­
mund, Duisburg, Gelsenkirchen, 
Harnm, Münster) haben sich weiter 
verfestigt. Diese Problernlage ver­
langt eine differenziertere Darstel­
lung der regionalen Ausbildungs­
platzsituation, als sie im Berufsbil­
dungsbericht vorgenommen wird. 
Insbesondere wird eine Analyse 
der berufsstrukturellen Chancen 
vennißt. 

Immer noch wird das Ausmaß der 
Probleme, einen Ausbildungsplatz 
zu erhalten, unvollständig - wenn 
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nicht gar verharmlosend wirkend 
- dargestellt. Zusätzlich zu den 
knapp 25 000 Jugendlichen, denen 
die Arbeitsverwaltung keinen Aus­
bildungsplatz vermitteln konnte, 
sind diejenigen jungen Frauen und 
Männer (ca. 18 000) zu berücksichti­
gen, die bei derzeitiger Versor­
gung in schulischen oder berufs­
vorbereitenden Maßnahmen ihre 
Bewerbung um einen betriebli­
chen Ausbildungsplatz dem Ar­
beitsamt gegenüber aufrechter­
hielten. Insgesamt mußten 43 000 
Jugendliche in 1987/1988 gemäß 
BA-Statistik auf eine betriebliche 
Ausbildung verzichten. 

Nach der Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichtes tra­
gen die Betriebe und Verwaltun­
gen die Verantwortung für ein aus­
reichendes Angebot an Ausbil­
dungsplätzen. Das Ergebnis von 
1988 konnte jedoch wiederum nur 
durch erhebliche personelle und 
finanzielle Anstrengungen staatli­
cher Initiativen, insbesondere der 
Länder, erzielt werden. 

Realistische Berufswünsche 
Stellenbesetzungswünschen und 
Berufswünschen konnte nicht in 
vollem Umfang Rechnung getragen 
werden. Hinter den Berufswün­
schen stehen realistische Überle­
gungen junger Frauen und Männer 
über ihr späteres Berufsleben. Die­
se Berufswahlentscheidungen be­
ruhen, wie empirische Untersu­
chungen zeigen, auf Abwägungen 
zwischen persönlichen Neigungen 
und Fähigkeiten, der Beschäfti­
gungssituation und den berufli­
chen Perspektiven. Wenn Berufs­
wahl dennoch zum Problem wird, 
so deshalb, weil Informationen 
über Ausbildung und Beruf in den 
allgemeinen Schulen nicht oder 
nur unzureichend erfolgen und die 
Berufsberatung diese Defizite nicht 
ausgleichen kann. Die Jugendli­
chen hängen weder "Traurnberu­
fen" an, noch wollen sie "schnelles 
Geld" machen. 

Zum 30. September 1988 wurden 
im Bundesgebiet 61 962 unbesetzte 
Ausbildungsplätze gezählt. Zum 
gleichen Zeitpunkt konnte den Ver­
mittlungswünschen von 24 791 Ju-

gendlichen (noch) nicht entspro­
chen werden; auf einen unvermit­
telten Jugendlichen entfielen somit 
2,5 unbesetzte Ausbildungsplätze. 
Berücksichtigt man die Jugendli­
chen in Warteschleifen, die stati­
stisch erfaßt sind, entfällt lediglich 
1,4 Ausbildungsplatz auf einen un­
vermittelten Jugendlichen. 

Dieses Durchschnittsergebnis gibt 
jedoch noch keine Auskunft dar­
über, wie die Chancen von jungen 
Menschen aussehen, wenn sie in 
ihrer Region in einer für sie er­
reichbaren und zumutbaren Ent­
fernung von ihrem Wohnort eine 
Ausbildungsstelle suchen. 

Regionale Probleme 
Obwohl die Bundesregierung für 
Chancengleichheit in allen Bun­
desländern Verantwortung trägt, ist 
die Struktur der am 30. 9. 1988 un­
besetzten Ausbildungsplätze in ih­
rer regionalen Verteilung keines­
wegs ausgewogen. So streut die 
Kennziffer "unbesetzte Ausbil­
dungsplätze je unvennittelten Ju­
gendlichen" von 0,18 in Bremen bis 
zu 10,3 in Bayern. Auf einen in Bre­
men unbesetzt gebliebenen Aus­
bildungsplatz entfielen fünf Ju­
gendliche, die eine Ausbildung 
wollen, aber bislang keine gefun­
den haben. Teilweise deutlich un­
terdurchschnittliche Werte, das 
heißt, schlechtere Ausbildungs­
chancen für junge Frauen und 
Männer, lagen neben Bremen 
noch in Hamburg (0,3), Niedersach­
sen (0,7) und Nordrhein-Westfalen 
(0,9) vor. Deutlich überdurch­
schnittliche Werte waren außer in 
Bayern noch in Baden-Württem­
berg und in Schleswig-Holstein zu 
verzeichnen. 

Ein Anlaß zur Entwarnung, also ein 
Verzicht auf besondere Anstren­
gungen um qualifizierte Ausbil­
dungsplätze, ist deshalb noch nicht 
gegeben. Die Ausbildungschan­
cen junger Menschen sind in den 
meisten norddeutschen Regionen 
nach wie vor schlecht. 

Unvollständige Statistik und 
Planungsgrundlage 
Die Bundesregierung hat den ge­
werkschaftlichen Vorschlag einer 
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umfassenden Berufsbildungsbilanz 
und -prognose in der Vergangen­
heit nicht aufgegriffen, obwohl er 
dringend notwendig gewesen wä­
re. Gleichzeitig wurde seitens der 
Bundesregierung versäumt, ausrei­
chende Daten und eine entspre­
chende Analyse vorzubereiten. 
Der Berufsbildungsbericht 1989 
wird weder einer notwendigen Re­
gionalisierung noch der Berufs­
struktur gerecht und muß deshalb 
in dieser Stellungnahme als Fak­
tendarstellung aufgearbeitet wer­
den. Zukünftig ist eine differenzier­
te Analyse nach Arbeitsamtsbezir­
ken erforderlich. 

Angebotsmangel 
Zu wenige Ausbildungsplätze im 
gesamten Bundesgebiet gibt es für 
Industriekaufleute, Bankkaufleute, 
Versicherungskaufleute, Groß- und 
Außenhandelskaufleute, also in 
kaufmännischen Berufen mit quali­
fizierter Sachbearbeitertätigkeit. 
Insgesamt sind auch in techni­
schen und Laborantenberufen zu 
wenige Ausbildungsmäglichkeiten 
vorhanden. 
Regional beschränkter Mangel an 
Ausbildungsplätzen ist in Metall­
berufen, Textilberufen, Verkaufs­
berufen sowie bei Gehilfen für 
Rechtsanwälte und Steuerberater 
zu erkennen. Dieser Mangel be­
trifft in erster Linie die Länder Nie­
dersachsen und Nordrhein-Westfa­
len sowie Bremen und Hamburg. 

Insgesamt bestehen Defizite im An­
gebot an Dienstleistungsberufen, 
während das Angebot an Ferti­
gungsberufen mittlerweile die 
Nachfrage übertrifft. 

Berufswahlfreiheit 
Das anerkannte Recht auf qualifi­
zierte Ausbildung ist nach wie vor 
nicht eingelöst. Die Realisierung 
dieses Ausbildungsanspruchs ist in 
erster Linie davon abhängig, daß 
ein auswahlfähiges und zukunfts­
orientiertes Ausbildungsplatzange­
bot gesichert wird, das auch den 
Berufswünschen der Jugendlichen 
entspricht. 

Strukturwandel 
Gleichzeitig machen gesellschaftli­
cher Strukturwandel und verän-
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derte Qualifikationsanforderungen 
eine Umorientierung in der Berufs­
ausbildung erforderlich. Notwen­
dig sind insbesondere 
• die Verknüpfung von Qualiflka­

tion und Arbeitsgestaltung, 
• die Veränderung der Qualifika­

tionsstruktur in ihrem Verhätlnis 
von beruflich-fachlicher und all­
gemeiner Bildung, 

• die Realisierung der Gleichwer­
tigkeit von beruflicher und all­
gemeiner Bildung, 

• die stärkere Verzahnung von 
Erstausbildung und beruflicher 
Weiterbildung. 

Arbeit für alle 
Berufliche Bildung ist zu orientie­
ren an einer langfristigen Verwert­
barkeit von Arbeitskraft und muß 
dazu befähigen, Weiterbildungs­
möglichkeiten erfolgreich wahrzu­
nehmen. Die allgemeine Zielset­
zung lautet: Anhebung des Qualifi­
kationsniveaus für bessere qualifi­
zierte Arbeitsplätze (interessant, 
abwechslungsreich, sinnvoll) und 
gleichzeitig Steigerung dieses Ar­
beitsplatzangebots. Die Wirklich­
keit der sogenannten "zweiten 
Schwelle" , der übergang von der 
Ausbildung in das Berufsleben, 
zeigt aber ein anderes Bild. 

"Zweite Schwelle" 
Anders als bei der "ersten Schwel­
le" - dem Übergang junger Men­
schen von der Schule in die Berufs­
ausbildung - kann bei der "zwei­
ten Schwelle" noch nicht einmal 
von einer globalen Entspannung 
der Problemsituation gesprochen 
werden. 

Seit den späten 70er Jahren hat 
sich die Zahl der Teilnehmer an 
Abschlußprüfungen einer Ausbil­
dung im dualen System kontinuier­
lich erhöht: wurden 1979 noch 
555 100 registriert, so waren es 1987 
bereits 758 000. Das bedeutet ei­
nen Zuwachs von mehr als einem 
Drittel (36 %). 

Somit hat sich in den vergangenen 
zehn Jahren eine immer größere 
Zahl junger Menschen mit abge­
schlossener Berufsausbildung um 
einen Arbeitsplatz bemüht. Sie tref­
fen dabei auf einen nur begrenzt 

aufnahmefähigen Arbeitsmarkt. 
War schon die "erste Schwelle" für 
diese "Generation" nicht leicht zu 
überwinden, so setzen sich die 
Schwierigkeiten an der "zweiten 
Schwelle" fort. 

Das Unverständnis der Betroffenen 
über Fehlqualifikation und Arbeits­
losigkeit geben verschiedene Be­
fragungen junger Ausgebildeter 
wieder, deren Ergebnisse auch 
der Berufsbildungsbericht auf­
nimmt. 
Es ist zu erwarten, daß die Berufs­
einmündung auch in den nächsten 
Jahren schwierig bleiben wird. 
Charakteristisch für den Übergang 
sind bereits jetzt vielfach unsichere 
Arbeitsverhältnisse, verbunden mit 
häufigem Stellenwechsel, berufs­
fremde Tätigkeiten, unterbrochen 
von Arbeitslosigkeit und - häufig 
als Ausweg aus dieser Situation -
die Bemühungen um zusätzliche 
Qualifizierung. 

Konsequenzen 
Die folgenden bildungspolitischen 
Konsequenzen sind aus dieser Si­
tuation zu ziehen: 
• In verstärktem Umfang sind 

Ausbildungsplätze in Schlüssel­
berufen anzubieten, die eine 
breite Verwertbarkeit über den 
Ausbildungsbetrieb, den Einzel­
beruf und den Wirtschaftszweig 
hinaus haben. 

• Die positiven Ansätze der Neu­
ordnung von Berufen sind aus­
zubauen. 

• Die Neuordnung von Berufen 
muß im Konsens durchgeführt 
werden, damit Ausbildung und 
am Arbeitsmarkt geforderte 
Qualifikationen nicht auseinan­
derdriften. 

• Zweijährige Ausbildungsgänge 
mit einem eingeschränkten Ver­
wendungsspektrum sind zugun­
sten einer breiteren und fun­
dierteren Berufsausbildung, wie 
sie im Fall der Kauffrau! des 
Kaufmanns im Einzelhandel er­
reicht wurde, abzuschaffen. Die 
gestiegenen Anforderungen in 
der Ausbildung müssen und 
können durch geeignete didak­
tische Konzepte, insbesondere 
für schwächer lernende Jugend­
liche, beantwortet werden. 
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• Verbesserte Lehr- und Lern­
methoden in der Ausbildung 
müssen endlich in der Praxis an­
gewandt werden, um den Erfor­
dernissen des Arbeitsmarktes 
und gleichzeitig den Interessen 
der beschäftigten jungen Men­
schen nach einer sinnvollen be­
ruflichen Tätigkeit zu entspre­
chen. Das heißt, auch fachüber� 
greifenden Qualifikationen wie 
problemorientiertes Lernen, 
Teamarbeit, selbständiges Den­
ken und Handeln sowie das 
"Lernen-lernen" ist ein größe­
res Gewicht als bisher beizu­
messen, nicht zuletzt auch als 
ein Beitrag zur Verbesserung 
der Chancengleichheit. Dieses 
äußern sowohl junge Ausgebil­
dete als auch Vertreter von Be­
trieben und andere an der Be­
mfsbildung Beteiligte. 

• Bei der Umsetzung von Neuord­
nungen in der Berufspraxis sind 
die Möglichkeiten zu nutzen, die 
sich durch den Einsatz von neu­
en Technologien eröffnen. Sie 
sind gezielt auch zur Förderung 
benachteiligter Jugendlicher in 
der Ausbildung einzusetzen, um 
ihre Berufschancen zu verbes­
sern. Das heißt: der Umgang mit 
neuen Technologien bietet nicht 
nur neue Möglichkeiten für Ju­
gendliche mit höheren Schulab­
schlüssen. In dieser Diskussion 
muß berücksichtigt werden: 
Das Berufsbildungsgesetz ent­
hält keine Eingangsbeschrän­
kungen, sondern bietet die 
Grundlage zur Integration aller 
Jugendlichen mit unterschiedli­
chen Bildungsvoraussetzungen. 

• Die berufliche Chancengleich­
heit von Männern und Frauen ist 
durch konkrete Realisierung 
des Beschlusses des BIBB­
Hauptausschusses gerade im 
Zusammenhang mit der Neu­
ordnung von Berufen und ihrer 
Umsetzung herzustellen. 

• Die Berufsschule ist in die Lage 
zu versetzen, ihre Funktion und 
ihren Bildungsauftrag im dualen 
System zu erfüllen. Dazu gehö­
ren insbesondere Maßnahmen 
gegen den massiv drohenden 
Lehrermangel (in den nächsten 
8 Jahren werden mindestens 
30 % der Lehrer aus dem Dienst 
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ausscheiden), Verbesserung 
der materiellen, technischen 
Ausstattung, Intensivierung der 
Lehrerausbildung und eine re­
formfreudige Lehrplanentwick­
lung. 

Bisher verstärken die betriebli­
chen Qualifizierungsstrategien die 
Ungleichheiten des allgemeinen 
Bildungssystems, anstatt kompen­
satorisch zu wirken. Zu den von der 
betrieblichen Qualifizierungspoli­
Hk Benachteiligten gehören Arbeit­
nehmer und Arbeitnehmerinnen 
aus den unteren Tarifgruppen, die 
oft nur über eine geringe formale 
schulische und berufliche Qualifi­
kation verfügen. 

III. Trotz anhaltender 
Arbeitslosigkeit 
Verschlechterung der 
Weiterbildungssituation 

Tarifvertragliches Engagement 
Den Sackgassen und Teilqualifika­
tionen und sonstigen Fehlsteuerun­
gen aufgrund von Unternehmens­
egoismen sowie fehlendem staatli­
chem Handeln setzen die Gewerk­
schaften und Industriegewerk­
schaften verstärkt Initiativen zum 
Abschluß von Tarifverträgen und 
Betriebsvereinbarungen zur beruf­
lichen Weiterbildung entgegen. 

Durch die in Tarifverträgen festge­
legte Pflicht des Arbeitgebers, den 
Qualifikationsbedarf und die dar­
aus folgenden notwendigen Quali­
fikationsmaßnahmen zu ermitteln, 
werden sich weitreichende Anstö­
ße für die Gestaltung betrieblicher 
Weiterbildung ergeben. Mit dieser 
Grundlage hat der Betriebsrat die 
Handlungsmöglichkeit, die Qualifi­
zierungsinteressen der Arbeitneh­
mer frühzeitig in die Planung be­
trieblicher Weiterbildung einzu­
bringen. 

Neue Konzepte 
Qualifizierung im Strukturwandel 
hat immer mehrere Dimensionen; 
die ökonomische wie auch die 
technologische und die soziale Di­
menSlon. 

Die Integration von verschiedenen 
Sichtweisen ist es, die die Vorha­
ben zum Thema , ,Qualifizieren statt 
Entlassen" auszeichnen. Die Ge­
werkschaften und die betriebli­
chen Interessenvertretungen wer­
den aufbauend auf den bereits vor­
liegenden Erfahrungen solche Vor­
haben weiter vorantreiben. 

Das traditionelle Instrument der 
Sozialpläne - welches in der Zeit 
des beschäftigungsexpansiven 
Wachstums seine Berechtigung 
hatte - ist durch neue Instrumente 
zu ergänzen und zu ersetzen. Diese 
neuen Instrumente sind Beschäfti­
gungspläne und Qualifizierungs­
programme mit dem Ziel der Qua­
lifizierung der Arbeitnehmer auf 
neue produktive Aufgaben in den 
Betrieben oder auf neue Arbeits­
plätze in der Region. 

VeISchlechterte 
Weiterbildungssituation 
Das gewerkschaftliche Handeln ist 
noch notwendiger geworden, da 
trotz der unerträglich hohen M­
beitslosigkeit von über zwei Millio­
nen registrierten Menschen die 
Bundesregierung die berufliche 
Weiterbildung nicht verbessert 
hat. Die Gewerkschaften haben 
frühzeitig vor einer zusätzlichen Be­
lastung o.es Haushalts der Bundes­
anstalt für Arbeit gewarnt. So wur­
den in der 8. Novelle des AFG ori­
ginäre öffentliche Staatsaufgaben 
auf die Beitragszahler abgescho­
ben. Dies hat im Jahr 1988 dazu ge­
führt, daß die Förderungsmöglich­
keiten zur Teilnahme an Fortbil­
dung und Umschulung für die Ziel­
gruppen der Arbeitslosen sich ver­
schlechtert haben. Arbeitslose und 
Bedienstete der Arbeitsämter müs­
sen die Folge dieser Politik tragen. 
Die von der Bundesregierung mit 
großem Werbeaufwand angekün­
digte Qualifizierungsoffensive ist 
damit ins Stocken geraten. Dabei 
gab die Qualifizierungsoffensive 
von Anfang an Anlaß zu deutlicher 
Kritik. So ist die Förderung von Be­
schäftigten bereits seit mehreren 
Jahren unzureichend. Die Beteili­
gung an AFG-geförderten Bil­
dungsmaßnahmen weist regional 
erhebliche Unterschiede auf. Es 
reicht hier nicht aus, ausschließlich 
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auf die Funktionsfähigkeit des 
Marktes zu vertrauen, 
Aufgrund der Änderungen der 
9. AFG-Novelle ist damit zu rech­
nen, daß 
- mindestens 40000 zusätzliche 

Arbeitslose die ohnehin schon 
unerträglich hohe Arbeitslosig­
keit noch erhöhen werden; 

- viele Leistungsgeminderte und 
schwer vermittelbare Arbeitslo­
se ihre Einstellungschancen ver­
lieren und noch mehr ins gesell­
schaftliche Abseits gedrängt 
werden; 

- noch mehr Arbeitslose und ihre 
Familien in Armut gestürzt wer­
den; 

- viele soziale Hilfen und Dienste 
für Bürger in Notsituationen ein­
geschränkt und eingestellt wer­
den; 

- die soeben erst in Gang gekom­
mene 

"
Qualifizierungsoffensive" 

erheblich zurückgefahren wird, 
was einer bildungspolitischen 
Kapitulation gleichkommt; 

- die Kommunen mit zusätzlichen 
Sozialhilfekosten belastet wer­
den; 

- Rechtsansprüche von Arbeitslo­
sen vielfach zurückgenommen 
werden. 

Auch die "Konzertierte Aktion Wei­
terbildung" brachte bisher keinen 

Rothe, Oeorg; Michel. Mare; Klette­
Haug, Anna; Herzog, HelEme : 

Betriebe dies- und jenseits des 
Oberrheins zu aktuellen Fragen 
der berußichen BUdung -
Pilotstudie zum derzeitigen Stand 
und zu künftigen Anforderungen 
an die Aus- und WeiterbUdung 

Villingen-Schwenningen (Neckar­
Verlag) 1988 
(Materialien zur Berufs- und Ar­
beitspädagogik, Band 10) 
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durchgreifenden Erfolg, zumal 
sich die Bundesregierung auf eine 
Zuschauerrolle beschränkt hat. 

Weiterbildungspolitischer 
Widerspruch 
Die noch zunehmenden wirtschaft­
lichen und arbeitsmarktpolitischen 
Probleme erfordern endlich die 
Verwirklichung der Weiterbildung 
als 4. Säule des Bildungswesens. 
Hierzu ist die Übernahme öffentli­
cher Verantwortung für die Gestal­
tung, zumindest aber für die Rah­
menbedingungen erforderlich. 

Auch der gewerkschaftliche Er­
folg, daß ca. 90 % aller Industrie­
meisterprüfungen nach modernen 
bundeseinheitlichen Reqhtsverord­
nungen durchgeführt werden, kann 
nicht darüber hinwegtäuschen, 
daß das Weiterbildungsangebot 
durch mangelnde Transparenz ge­
kennzeichnet ist. 

Damit ist die Auswahlmöglichkeit 
von Weiterbildungsangeboten be­
einträchtigt. Es reicht nicht aus, die 
Vielfalt der Trägerschaft von Wei­
terbildungsmaßnahmen zu Garan­
ten einer "marktgerechten' 

, 
Wei­

terbildung zu machen. Eine über­
sichtliche Struktur des Weiterbil­
dungsangebotes ist eine wichtige 
Voraussetzung für die Weiterbil-

Ganz im Zeichen der Vorbereitung 
des Europäischen Binnenmarktes 
auf dem Gebiet der beruflichen 
Bildung steht die - durchweg 
zweisprachig (in deutscher und 
französischer Sprache) - verfaßte 
und veröffentlichte "Pilotstudie 
zum derzeitigen Stand und zu künf­
tigen Anforderungen an die Aus­
und Weiterbildung" der von Pro­
fessor Georg Rothe geleiteten Pro­
jektgruppe Vergleichende Berufs­
pädagogik der Universität Karlsru­
he. Sie enthält und vergleicht die 

dungsorientierung der Arbeitneh­
mer. Teilnehmer an beruflicher 
Weiterbildung müssen die Sicher­
heit haben, daß erworbene Qua lifi­
kationen und Abschlüsse auch all­
gemein anerkannt werden. Dies 
bedingt eine aktive Gestaltung des 
Weiterbildungsangebotes und Re­
gelungspolitik des Bundes. 

Konsequenzen 
Zur Qualitätsverbesserung müssen 
weitere Maßnahmen eingeleitet 
werden. 

• Weiterqualifizierung darf nicht 
auf eine bestimmte Arbeitneh­
mergruppe eingegrenzt werden. 

• Eine berufliche Weiterbildung 
unter dieser Zielsetzung muß im 
gleichen Maße Arbeitnehmern 
in Beschäftigung sowie Arbeits­
losen zugute kommen. 

• Die Qualifizierung darf sich 
nicht nur an den kurzfristigen 
Bedürfnissen des Arbeitsmark­
tes orientieren, sondern muß 
eine langfristige und vielseitige 
Verwertbarkeit der Qualifika­
tion gewährleisten. 

• Höherqualifizierung muß umfas­
send sein, sie muß die Befähi­
gung zur gestalterischen Ein­
flußnahme auf Arbeitsprozesse 
unter Humanisierungsgesichts­
punkten beinhalten. 

Auffassungen der "Betriebe dies­
und jenseits des Oberrheins zu ak­
tuellen Fragen der beruflichen Bil­
dung' '. Ihre Entstehung verdankt 
sie der engen Zusammenarbeit 
der Industrie- und Handelskam­
mern Straßburg und Karlsruhe, der 
Universitäten Straßburg und Karls­
ruhe sowie französischer und deut­
scher Betriebe. 

Einig ist man sich auf beiden Seiten 
des Oberrheins offensichtlich dar­
in, daß Ausbildung im Betrieb ein 
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sehr wirksames Mittel zur Siche� 
rung geeigneten Nachwuchses 
darstellt. Damit stimmt die ein­
hellige Forderung nach engem 
Praxisbezug der beruflichen Aus­
und Weiterbildung überein. Doch 
dann zeigen sich bereits differen­
zierte Auffassungen: Während in 
Deutschland bei der Zielsetzung 
der beruflichen Erstausbildung die 
Vermittlung von Kenntnissen und 
Fertigkeiten im Vordergrund steht, 
sehen die Franzosen dies eher als 
eine Aufgabe der Schulen; in ihren 
Aussagen dominiert daher als Aus­
bildungsziel die Einführung in die 
betriebliche Arbeit. Vertiefung der 
Anbindung an die Berufspraxis bil­
den neben der Ergänzung der 
Qualifikationsprofile in Frankreich 
die inhaltlichen Schwerpunkte der 
Weiterbildung, und dies hat sicher­
lich seinen Grund in den unter­
schiedlichen Ausbildungssyste­
men. Demzufolge mißt man dort of­
fensichtlich der Weiterbildung 
mehr Gewicht zu als der Erstausbil­
dung; in Deutschland ist die Ak­
zentverteilung umgekehrt. 

Einig ist man sich wieder in den 
Wünschen an die allgemeinbilden­
de Schule, denn rechts- wie links­
rheinisch werden Defizite in Rech­
nen, Schreiben und der sprachli­
chen Ausdrucksfähigkeit beklagt. 
Kritische Äußerungen gegenüber 
der Berufsschule sind in Deutsch­
land selten, die Franzosen fordern 
von ihren beruflichen Schulen je­
doch generell mehr Verständnis 
für die Betriebs- und Arbeitswelt 
und eine bessere Vorbereitung auf 
den Übergang dorthin. Die wieh­
tigsten DefIzite insgesamt werden 
aber nicht im kognitiven Bereich 
gesehen, sondern übereinstim­
mend im Verhaltensbereich. Bei 
den künftigen Anforderungen an 
berufliche Ausbildung nehmen 
Sehlüsselqualifikationen einen ho­
hen Stellenwert ein und überein­
stimmend ebenfalls - wenn auch 
mit unterschiedlich akzentuiertem 
Gehalt - die Annäherung und Ab­
stimmung von Betrieb und Schule. 

Dies sind nur einige der wesentli­
chen Inhalte der Studie, zu denen 
vor allem aber auch gehört, daß 
derartige Arbeiten heute über die 
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alten, früher trennenden Grenzen 
hinweg möglich sind. Die Studie 
markiert damit auch, wie weit wir 
auf dem Wege nach Europa bereits 
zusammengerückt sind. Studien, 
wie die vorgelegte, besitzen dar­
über hinaus aktuellen Wert für alle 
Maßnahmen zur tatsächlichen Her­
stellung der Mobilität der Arbeits­
kräfte im Gemeinsamen Markt, 
denn sie fördern über das Ver­
ständnis für Positionen und Argu­
mente der anderen Länder, zu 

sachgerechten Lösungen und Ab­
sprachen auf europäischer Ebene 
zu kommen. 

Der vorgelegte Band der Materia­
lien zur Berufs- und Arbeitspäd­
agogik stellt als "Nr. 10" einen er­
sten 

"
Jubiläumsband" der Reihe 

dar, die auch schon mit einer Ver­
gleichsstudie debütierte, in der 
berufsqualifIZierende Bildungsan­
gebote in den Regionen Vorarl­
berg, Mittelbaden, Bas-Rhin und 
Meurthe-et-Moselle untersucht und 
verglichen wurden. Außer einem 
Vergleich Säo Paulo (Brasilien) -
Bundesrepublik Deutschland ist 
der Bericht über ein englisches 
Forschungsprogamm zum Studium 
der deutschen Berufsausbildung 
besonders zu erwähnen. Histori­
sche Abhandlungen neben ganz 
aktuellen Titeln machen die Reihe 
zu einer interessanten Erkenntnis­
und Infannationsquelle, deren Titel 
Aufmerksamkeit zu schenken es 
sich lohnt. 

Hans Göring, Berlin 

Dill, Manfred; Gedon, Walter; 
Gemsjäger, Werner: 

Arbeits... und. Berufsfördenmg 
Behinderter -
Berußiche RehabWtation 

2. neubearbeitete Auflage 

Reihe Siebrecht - Kohl: Aufgaben 
und Praxis der Bundesanstalt für 
Arbeit, Heft 19 
Verlag W. Kohlhammer GmbH, 
Stuttgart, BerUn, Köln, Mainz 1988; 
34,- DM 
ISBN 3-17-010351-2 

Die berufliche Rehabilitation Be­
hinderter ist eine wichtige Aufgabe 

REZENSIONEN 

unserer Gesellschaft, die in den 
letzten Jahren weiter an Bedeutung 
gewonnen hat. Zu ihrer Förderung 
wurden noch zu keiner Zeit so viele 
Mittel aufgewandt wie in diesem 
Jahr. In der Bundesrepublik 
Deutschland haben Behinderte ei­
nen gesetzlich anerkannten An­
spruch auf entsprechende Maß­
nahmen und Leistungen zur beruf­
lichen Rehabilitation, wenn sie zu 
ihrer Eingliederung der besonde­
ren Hilfen bedürfen. Im abge­
stimmten Zusammenwirken von 
Bund, Ländern, Rehabilitationsträ­
gern und anderen Organisationen 
ist in den beiden zurückliegenden 
Jahrzehnten ein umfassendes Sy­
stem der beruflichen Rehabilitation 
entstanden, das dem Behinderten 
diejenigen Hilfen ennöglicht, die 
je nach Art oder Schwere seiner 
Behinderung erforderlich sind. Da­
zu gehören ein ausgebautes Netz 
an Rehabilitationseinrichtungen, 
ein breites Angebot berufsfördern­
der Bildungsrnaßnahmen, die 
Möglichkeit zu behinderungsge­
rechten Erleichterungen und Lem­
hilfen bei der Berufsausbildung, 
eine Vielzahl technischer Hilfen 
und nicht zuletzt ein differenzierter 
Katalog fInanzieller Förderungslei­
stungen. Insbesondere die Bun­
desanstalt für Arbeit leistet mit ih­
ren vielfältigen Hilfen und einem 
umfassenden Förderungsinstru­
mentarium einen wesentlichen Bei­
trag, "Behinderte möglichst auf 
Dauer in Arbeit, Beruf und Gesell­
schaft einzugliedern' '. 

Die in der Reihe "Aufgaben Wld 
Praxis der Bundesanstalt für Ar­
beit" herausgegebene Schrift gibt 
einen aktuellen Überblick über Si­
tuation, Möglichkeiten und Proble­
me der beruflichen Rehabilitation 
Behinderter. Die von einer Auto­
rengemeinschaft neu bearbeitete 
Ausgabe beschreibt dabei den 
Standort der berufsfördernden 
Maßnahmen und Hilfen innerhalb 
des Gesamtsystems der Rehabilita­
tion und macht die zentrale Rolle 
deutlich, die der beruflichen Reha­
bilitation im Rehabilitationsprozeß 
und zur Erreichung des Rehabilita­
tionszieles zukommt. Die Darstel­
lung berücksichtigt vor allem ak­
tuelle Aspekte; insbesondere wird 
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REZENSIONEN 

aufgezeigt, wie die Hilfen zur be­
ruflichen Eingliederung von Behin­
derten in den letzten Jahrzehnten 
ausgestaltet und weiterentwickelt 
worden sind. Breiten Raum neh­
men dabei die Aufgaben der Bun­
desanstalt für Arbeit, ihre rechtli­
chen Voraussetzungen sowie ihre 
organisatorischen und personellen 
Vorkehrungen für die berufliche 
Rehabilitation ein. 

Einführend werden m emem er­
sten Kapitel Begriffe, Leitgedan­
ken, Arten und Phasen der Rehabi­
litation erläutert. Das zweite Kapitel 
zeigt die historische Entwicklung 
der Rehabilitation Behinderter in 
Deutschland und informiert über 
das in vielen Jahren gewachsene 
gegliederte System und seine Pro­
bleme. In diesem Zusammenhang 
werden vor allem Anstöße deut­
lich, die von den Aktionsprogram­
men der Bundesregierung zu Be­
ginn der 70er und 80er Jahre aus­
gingen, Im dritten Kapitel werden 
die Grundsätze zur Arbeits- und 
Berufsförderung Behinderter be­
handelt, während das vierte Kapi­
tel die verschiedenen Rechts­
grundlagen darstellt. Gegenstand 
des fünften Kapitels ist eine Be­
schreibung der allgemeinen Hilfen 
zur beruflichen Eingliederung Be­
hinderter, wie sie die Arbeitsämter 
bereithalten. Das sechste Kapitel 
befaßt sich mit den von der Bun­
desanstalt für Arbeit gewährten in­
dividuellen berufsfördernden Lei-

Autoren 

Dr. Roland Schwesig 
Handwerkskammer Hamburg 
Buxtehuder Straße 76 
2100 Hamburg 90 

Paul Bild 
Institut für Erforschung sozialer 
Chancen 
Kuenstraße 1 B 
5000 Köln 60 
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stungen zur beruflichen Rehabilita­
tion. Im siebten Kapitel werden die 
verschiedenen Rehabilitationsein­
richtungen und ihre institutionelle 
Förderung vorgestellt. Ein achtes 
Kapitel behandelt die Eingliede­
rung Schwerbehinderter in Arbeit, 
Beruf und Gesellschaft und erläu­
tert die wesentlichen Schutzbestim­
mungen und Hilfen des Schwerbe­
hindertengesetzes. Das abschlie­
ßende neunte Kapitel vermittelt ei­
nen Ausblick; dabei werden in er­
ster Linie Probleme und Aufgaben 
der Praxis angesprochen sowie 
Fragen und Erwartungen an den 
Gesetzgeber erörtert. Der Schrift 
ist ein umfassendes Literaturver­
zeichnis angegliedert. 

Die vorliegende Neuausgabe bie­
tet eine praxisnahe Orientierungs­
hilfe für alle, die sich mit der beruf­
lichen Rehabilitation Behinderter 
befassen. Sie wendet sich in erster 
Linie an Fach- und Führungskräfte 
der Berufsberatung, der Arbeits­
vermittlung und Arbeitsberatung 
sowie der verschiedenen Fach­
dienste, aber auch an weitere, fach­
lich interessierte Mitarbeiter in 
den Dienststellen der Bundesan­
stalt für Arbeit. insbesondere an 
den großen Kreis der Nachwuchs­
kräfte. Darüber hinaus werden Mit­
arbeiter der Rehabilitationsträger, 
-einrichtungen und -verbände so­
wie von Behörden und sonstigen 
beteiligten Stellen diese Schrift als 
wichtiges Arbeitsmittel nutzen. Vor 

Prof. Dr. Günter Kutscha 
Universität Duisburg -
Gesamthochschule 
Fachgebiet Berufspädagogik / 
Berufsbildungsforschung 
Lotharstraße 65 
4100 Duisburg 1 

Dr. Manfred Leve 
Bundesanstalt für Arbeit 
Regensburger Straße 104 
8500 Nürnberg 30 

allem den Fachkräften in den Be­
rufsbildungswerken, Berufsförde­
rungswerken sowie in den Einrich­
tungen zur medizinisch-berufli­
chen Rehabilitation und in den 
Werkstätten für Behinderte bietet 
sie nützliche Informationen und 
Hinweise. Angesprochen werden 
daneben Lehrer an Sonderschulen 
und an beruflichen Schulen für Be­
hinderte. Vor allem dürften sozial­
politisch Tätige und Interessierte, 
hauptsächlich die große Schar von 
Sozialpolitikem in Bund, Ländern 
und Kommunen als Leser in Be­
tracht kommen; nicht zuletzt finden 
auch die Betroffenen selbst wert­
volle Auskünfte und Anregungen, 
die sie bei ihren persönlichen 
Überlegungen und Entscheidun­
gen verwerten können. 

Die Neuausgabe vermittelt nicht al­
lein die für ein Standardwerk erfor­
derlichen Informationen und Da­
ten, sondern ist durch ihre an­
schauliche Darstellung und Erläu­
terung der vielfältigen Möglichkei­
ten zur Hilfeleistung besonders ge­
eignet, entsprechende Initiativen 
und Aktivitäten anzuregen. Diese 
Schrift entspricht gleichermaßen 
den Ansprüchen von Praxis und 
Wissenschaft, wenn sie den derzei­
tigen Stand der beruflichen Reha­
bilitation umfassend und übersicht­
lich darstellt, aber zugleich Anre­
gungen und Impulse zu ihrer Wei­
terentwicklung gibt. 

Walter Hirsch, Berlin 
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Klaus Schweikert 

Neuerscheinungen aus dem BIBB 

Ganz die alten? 
• 

- Was AIlszubildende memen, 

was Anszubildende tun -

E:rgebDiase einer bundesweiten Reprlsentatintadle 

168 Seiten, broschiert, 19,- DM 
ISBN 3-88555-365-1 
Reihe "Berichte zur beruflichen Bildung", Heft 104 

Die Studie des Bundesinstituts sucht Antwort auf die Frage, ob und wie sich Jugendliche in Ausbil­
dung von früheren Generationen unterscheiden. In ihren Haltungen und Wertungen. In ihren Ein­
stellungen und in ihrem Verhalten zu Berufsausbildung und Arbeit, aber auch zu anderen Lebens­
fragen. 

Die Studie geht der Frage nach, ob es als Folge schwieriger Verhältnisse an Arbeits- und Ausbil­
dungsstellenmarkt zu einer Erosion von "Beruf' und "Berufsausbildung" gekommen ist: 

- Einerseits: Bat berußiche Qualifizieruug für Jugendliche an Attraktivität eingebiißt? 

- Andererseits: Sind die Jugendlichen weniger geeignet für eine Lehre als früher? 

In dieser Dekade sind schon eine Reihe von Studien zum Wertewandel bei Jugendlichen herausge· 
kommen. Arbeit und Berufsausbildung sind in ihnen meist zu kurz gekommen. Wo sie - selten ge· 
nug - im Zentrum standen, stützten sich die Ergebnisse auf Fallstudien mit einer kleinen Zahl von 
Befragten. 

Das Projektteam im Bundesinstitut hat sich für eine abgesicherte, repräsentative, bundesweite Stu· 
die entschieden: Rund 1 000 Jugendliche in Berufsausbildung werden verglichen mit rd. 300 Jugend· 
lichen, die im Schnitt fünf Jahre zuvor in Ausbildung gestanden hatten. Befunde aus Erhebungen bei 
Eltern, Berufsschullehrern und Ausbildern ergäpzen die Repräsentativdaten, die sich auf folgende 
Bereiche konzentrieren: 

• 

- Zugang zar BerufsauohUdung 

- lWabUdung 

- Perspektiven 

- Familie, Partner, Freizeit 

- EburtellUDg zu Lebeufragen 

Sie erhalten diese Studie beim Bundesinstitut für Berufsbildung - Referat Veröffentlichungs­
wesen - Fehrbelliner Platz 3 - 1000 Berlin 31 - Tel.: (030) 86 83-5 20 oder 86 83-1 bbb 



Neuerscheinungen aus dem BIBB 

Petra Stockdreher. Guido Kammerer 

Berufsausbildung behinderter Jugendlicher 

- Erprobte HjJfs· und Stützmaßnahmen -

92 Seiten, broschiert, 15,� DM 
ISBN 3-88555-357-0 
Reihe "Bertchte zur berußichen Bildun$i", Heft 102 

Durch den systematischen Aufbau von Berufsbildungs­
werken sind die Voraussetzungen dafür geschaffen wor­
den, daß mittlerweile verwertbare Erfahrungen mit be­
ruflichen Bildungs.. und Ausbildungsprozessen für ver· 
sc1:lledene Behindertengruppen vorliegen. 

Die vorliegende Studie, die im Auftrag des Bundesinsti· 
tuts von der Forschungsgruppe Kamnierer, München, er· 
stellt wurde, befaßt sich mit bereits bestehenden und in 
der Praxis erprobten technischen und pädagogischen 
Hilf&- und Unterstützungsmaßnahmen. Hierbei ging es 
darum, entsprechende Hilfen, die für die Ausbildung 
und Beschäftigung Behinderter in Rehabilitationseinrich· 
tungen (hier: Berufsbildungswerke) von Bedeurung sind, 
zu erfassen und entsprechend aufzubereiten. 

Da es zur Verbesserung der beruflichen Eingliederung 
Behinderter notwendig ist, insbesondere die Betriebe 
verstärkt über pädagogische Fragen und vorhandene 
technische Hilfen zu informieren, ist in der Untersuchung 
der Forschungsgruppe Kammerer ennittelt und geprüft 
worden, inwieweit die in den Berufsbildungswerken an­
gewendeten Untersttitzungsmaßnahmen auf andere 
Lamorte übertragbar sind/ 

.,Dje vorliegenden Ergebnisse stellen eine gelungene 
und hilfreiche AIbeit für die Praxis dar und sollen vor 
Ort be.i der Ausbildung und Beschäftigung von Behin· 
derren Anregung und Hilfe bieten." 
(Aus dem Vorwort des Vorsitzenden des Ausschusses für 
Fragen Behinderter, Reinhard Ebert) 

Sie erhalten diese Studie beim Bundesinstitut für Berufsbildung - Referat Veröffentlichungs· 
wesen � Fehrbelliner Plalz 3 � 1000 Berlin 31 � TeL: (0 30) B6 B3-5 20 oder 8683-1 


